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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019




[image: Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick]



Foto: © 2013 by Schattenblick




Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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NAHOST/367: Appell an die türkische Regierung - politische Häftlinge freilassen

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. April 2020

Appell an die türkische Regierung: Politische Häftlinge freilassen!



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) und die Internationale
Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM) sowie andere Unterzeichner
haben heute einen Appell an den Präsidenten der Republik Türkei Recep
Tayyip Erdogan und die gesamte türkische Regierung sowie an alle
Mitglieder der Großen Nationalversammlung gerichtet. Darin ersuchen
die beiden Menschenrechtsorganisationen dringend, alle politischen
Gefangenen und Untersuchungshäftlinge unverzüglich aus der Haft zu
entlassen.

Durch die Covid-19-Pandemie, die auch in der Türkei immer mehr
Menschen betrifft, seien Häftlinge besonders gefährdet. "Sie leben in
den Gefängnissen äußerst beengt und oft unter unhygienischen
Umständen, sodass es ihnen in der Regel unmöglich ist, den
notwendigen Sicherheitsabstand und die Hygiene-Regeln einzuhalten",
heißt es in dem Appell. Zudem sei ihr Zugang zu medizinischer
Versorgung eingeschränkt. Sollte es in einer Haftanstalt zu einem
Ausbruch der Krankheit kommen, wären unzählige Menschenleben in
Gefahr.

Die Unterzeichnenden begrüßen, dass die türkische Regierung die
Haftentlassung von bis zu 100.000 Gefangenen plant. Ein
entsprechender Gesetzentwurf schließe aber die Freilassung von
aufgrund der "Antiterror-Gesetze" Inhaftierten sowie von
Untersuchungshäftlingen und Verurteilten mit anhängigen
Rechtsmittelverfahren aus. Dazu zählen aber aus politischen Gründen
Inhaftierte aus dem politischen, juristischen, journalistischen und
menschenrechtlichen Bereich sowie kritische Intellektuelle. Auch sie
müssten entlassen werden, denn in Freiheit ginge keinerlei Gefahr von
ihnen aus.

Im Gegenteil: "Eine Amnestie zum jetzigen Zeitpunkt wäre ein Zeichen
der Versöhnung und Solidarität aller Volksgruppen in der Türkei
angesichts einer monumentalen Herausforderung", erklären IGFM und
GfbV. In Freiheit könnten diese Menschen einen wichtigen Beitrag zur
Stärkung der öffentlichen Gesundheit in der Türkei leisten.

Zugleich würde eine solche Maßnahme das Justizsystem entlasten und
dadurch den verbleibenden Häftlingen sowie dem Sicherheitspersonal
Schutz bieten. Eine humanitäre Katastrophe könne so abgewendet
werden. Aufseiten des türkischen Staates würden Ressourcen
freigesetzt, die für die Gesundheit und Versorgung der türkischen
Gesellschaft in den kommenden Monaten besonders dringend benötigt
würden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. April 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/1062: Protest vor Kanzleramt - Flüchtlingslager evakuieren (#LeaveNoOneBehind)

#LeaveNoOneBehind - Pressemitteilung vom 4. April 2020

Die Kanzlerin allein zu Haus - Geflüchtete in Massenlagern

+++ Trotz Versammlungsverbot Protest vorm Bundeskanzleramt:
Evacuate now! #LeaveNoOneBehind +++



Trotz massiver Einschränkung des Demonstrationsrechts protestierten
Samstagmittag zwei Dutzend Berliner*innen in Corona-angepasster Form
pünktlich zur Rückkehr von Angela Merkel aus der Quarantäne vor dem
Bundeskanzleramt. Sie forderten die sofortige Evakuierung aller
Flüchtlingslager insbesondere in Griechenland und in Deutschland.

Rechtliche Konsequenzen nahmen die Demonstrant*innen in Kauf, um darauf
aufmerksam zu machen, dass in den Lagern zehntausende Menschen einer
Ansteckung mit dem Coronavirus schutzlos ausgeliefert sind. Mit
Atemschutzmasken und im Abstand von mehr als zwei Metern bildeten sie mit
großen Buchstaben die Forderung "Evacuate Now! #LeaveNoOneBehind".

"Wir nehmen die Gefahr durch Corona und die Maßnahmen zur Eindämmung der
Pandemie sehr ernst. Unsere Aktion zielt gerade darauf ab, dass dieser
Schutz allen Menschen zuteil wird. Also auch Geflüchteten, die in den
griechischen Lagern oder auch hier in Deutschland unter Bedingungen
festgehalten werden, die Schutz unmöglich machen," beschreibt eine
Teilnehmerin ihre Motivation. "Gerade in Zeiten von Corona müssen wir
solidarisch sein. Es kann nicht sein, dass wir zu Hause auf dem Sofa
sitzen, während andere Menschen, nämlich geflüchtete Menschen, gezwungen
werden in menschenfeindlichen Massenunterkünften auszuharren und man sie
dort sterben lässt - oder vielleicht sogar sterben lassen will?
Menschenrechte müssen für alle Menschen gelten, sonst machen sie für
niemanden einen Sinn."

Die Protestierenden hätten sich lange Gedanken gemacht, wie ein sicherer
Protest in Zeiten von Corona aussehen kann. Sie sind jeweils alleine
angereist, jede trägt eine extra genähte Atemschutzmaske und dem
Sicherheitsabstand hätten sie allergrößte Priorität eingeräumt. Schließlich
hätten sie niemanden gefährden wollen. "Uns geht es um Achtsamkeit allen
Menschen gegenüber: Hier und in den Flüchtlingslagern, deswegen stehen wir
heute auch hier", erklärt ein Teilnehmer des Protests. Die Aktion verlief
friedlich. Es kam zu keinen Zwischenfällen mit der Polizei.

 * 

Quelle:

#LeaveNoOneBehind - Pressemitteilung vom 4. April 2020

E-Mail: leavenoonebehind@gmx.de
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OFFENER BRIEF/101: Immobilienwirtschaft an den Kosten der Corona-Krise beteiligen (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 3. April 2020

Immobilienwirtschaft an den Kosten der Corona-Krise beteiligen



Zum Schutz von Mieter*innen hat die Bundesregierung ein Gesetz [1] auf
den Weg gebracht, das Kündigungen aufgrund von corona-bedingten
Mietausfällen zwischen April und Juni 2020 ausschließt. Die
Mietschulden bleiben aber bestehen und sollen bis Juni 2022 beglichen
werden.

Dies wird für viele Mieter*innen nicht möglich sein. Auch der
Vorschlag [2] des Deutschen Mieterbundes gemeinsam mit dem Verband der
deutschen Wohnungswirtschaft, einen staatlichen Hilfsfond zur
Übernahme der Mietschulden einzurichten, greift zu kurz. Dadurch
würden die Kosten über Steuerzahlungen ausschließlich von der
Allgemeinheit getragen, während die Immobilienwirtschaft nicht
beteiligt würde.

Die 157 unterzeichnenden Wissenschaftler*innen unterschiedlicher
Disziplinen, die sich mit der Wohnungsfrage beschäftigen, fordern
dagegen corona-bedingte Mietschulden zu erlassen und gleichzeitig eine
Härtefallregelung mit staatlichem Hilfsfonds für Vermieter*innen
einzuführen, die drohen in die Insolvenz zu geraten.

Als Sofortmaßnahme fordern die Wissenschaftler*innen ein Moratorium
von Kündigungen, Zwangsräumungen, Mieterhöhungen, Energie- und
Wassersperren für Wohn- und Gewerbemieter*innen sowie die
Unterbringung von Obdachlosen in Hotels und leerstehenden Wohnungen.

 * 

Offener Brief von Wissenschaftler*innen zur Wohnungsfrage in Zeiten von
Corona

Veröffentlicht am 2020-03-27



In der Corona-Pandemie wird wieder einmal deutlich, was das Zuhause für
viele bedeutet: Es ist sicherer Rückzugsort, Ort der Gemeinschaft und -
jetzt noch mehr als sonst - auch Ort des Arbeitens. Doch viele Menschen
müssen durch die Auswirkungen der Corona-Krise nun um ihr Zuhause fürchten -
 sofern sie überhaupt eines haben -, weil sie ihre Miete nicht bezahlen
können. Die Folgen der Corona-Krise treffen nicht alle Menschen gleich
stark: Selbstständige verlieren ihr Einkommen teilweise ganz, für
Angestellte mit niedrigen Einkommen bedeutet eine Reduzierung im Rahmen des
Kurzarbeitergeldes, dass sie ihre Lebenshaltungskosten nicht mehr stemmen
können, und für Menschen ohne Wohnung stellt sich zwar nicht die Frage nach
Mietzahlungen, dafür aber nach erhöhter Ansteckungsgefahr in Unterkünften
und bei Notübernachtungen. Auch Gewerbetreibende können ihre laufenden
Kosten wie Mietzahlungen bei Einkommenseinbußen nicht begleichen.

Bei all diesen Problemen stellt sich die Frage: Wer zahlt für ihre Lösung?
Die Bundesregierung hat ein Gesetz auf den Weg gebracht, das Kündigungen
aufgrund von corona-bedingten Mietausfällen zwischen April und Juni 2020
ausschließt. Die Mietschulden bleiben aber bestehen und sollen bis Juni
2022 beglichen werden. Wer soll sie übernehmen? Wohn- und
Gewerbemieter*innen werden nach dem Ende der Pandemie sicherlich nicht über
ein höheres Einkommen verfügen, durch das sie die aufgelaufenen
Mietrückstände abtragen könnten. Auch der Vorschlag, einen staatlichen
Hilfsfond zur Übernahme der Mietschulden einzurichten, greift zu kurz.
Warum sollte vor allem die Allgemeinheit über Steuerzahlungen für die
Kosten aufkommen? Vielmehr muss auch die Immobilienwirtschaft unmittelbar
beteiligt und Mietschulden erlassen werden. Darüber hinaus ist eine
Härtefallregelung für Vermieter*innen einzuführen: Sollten sie aufgrund
ausbleibender Mietzahlungen in die Insolvenz geraten oder nachweislich
nicht in der Lage sein, Kredite zu bedienen, können sie die Rückzahlung
dieser Kredite stunden. Sollten sie auch in Zukunft nicht in der Lage sein,
die ausgefallenen Kreditraten zurückzuzahlen, können sie einen
Härtefallantrag bei einem einzurichtenden Hilfsfond stellen. So werden
Vermieter*innen und die Allgemeinheit der Steuerzahlenden gleichermaßen an
den Kosten der Krise beteiligt, während gleichzeitig vermieden wird, dass
Anbieter*innen von bezahlbarem Wohnraum, wie etwa Genossenschaften oder
kommunale Unternehmen, in die Insolvenz getrieben werden, weil gerade sie
knapp kalkulieren müssen.

Als Wissenschaftler*innen aus ganz unterschiedlichen Disziplinen
beschäftigen wir uns mit Fragen der sozial gerechten Wohnraumversorgung.
Unsere Vorschläge für einen Umgang mit der Wohnungsfrage in Zeiten der
Corona-Krise - und darüber hinaus - sind:

Sofortiges Moratorium von Kündigungen, Zwangsräumungen, Mieterhöhungen,
 Energie- und Wassersperren für Wohn- und Gewerbemieter*innen


Wohnungs- und Obdachlose in Hotels und leeren Wohnungen unterbringen:
 Menschen in Unterkünften - in Notunterkünften für Geflüchtete, in
 Notübernachtungen für Obdachlose oder anderen Formen der Unterbringung -
 sind besonders der Ansteckung mit Covid-19 ausgesetzt, genauso wie
 Menschen, die dort arbeiten. Gleichzeitig stehen zahlreiche Hotelzimmer und
 Wohnungen leer, die eine Einzelunterbringung ermöglichen. Die Ausfälle von
 Einnahmen bei Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe müssen ersetzt werden.


Mieter*innen langfristig schützen: Durch die Corona-Krise anfallende
 Mietschulden müssen nicht zu einem späteren Zeitpunkt gezahlt werden,
 sondern werden durch die Immobilienwirtschaft getragen und, sofern dies
 nachweislich nicht möglich ist, durch einen einzurichtenden Hilfsfonds, an
 den sich in Not geratene Vermieter*innen wenden können.


Gewerbetreibende bei Verdienstausfall unterstützen: Ebenso wie der Ausfall
 von Wohnmietzahlungen darf auch das Ausbleiben der Zahlung von
 Gewerbemieten kein Grund für Kündigung sein.



Der offener Brief von Wissenschaftler*innen zur Wohnungsfrage in
Zeiten von Corona mit Unterzeichnern ist zu finden unter:

https://zeitschrift-suburban.de/sys/index.php/suburban/announcement/view/72


Anmerkungen:

[1] https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/181/1918110.pdf

[2] https://www.mieterbund.de/presse/pressemeldung-detailansicht/article/55328-kuendigungsausschluss-bei-mietzahlungsverzug-aufgrund-der-corona-krise.html
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STANDPUNKT/441: Rüstungsmilliarden ins heruntergewirtschaftete Gesundheitssystem umleiten (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 3. April 2020

Rüstungsmilliarden 
ins heruntergewirtschaftete Gesundheitssystem umleiten

Erklärung von der online Aktionskonferenz: "Wir machen weiter - Nein
zu Krieg und Kriegsmanövern!" vom 23. März 2020



Leider waren es nicht unsere Proteste, die Defender 2020 gestoppt
haben, sondern das Coronavirus.

Trotzdem haben wir mit diesen Protesten erstmals eine bundesweite
Öffentlichkeit gegen ein Militärmanöver geschaffen. Die ersten
Aktionen waren kreativ, bunt, vielfältig - wenn sie auch größer hätten
sein können. Neue Friedensinitiativen wurden gegründet, alte
reaktiviert, viele neue Aktive kamen zusammen - besonders im Osten.

Die getroffenen Vorbereitungen waren die größte Aktionsplanung der
Friedensbewegung seit 2003. Das sollte uns für die Zukunft
optimistisch stimmen.

Die Verbreitung des Corona-Virus in Europa zwang die Verantwortlichen
von US-Army, NATO und Bundeswehr zur Aussetzung bzw. zur Absage des
Großmanövers. Genaue Informationen zur weiteren Abwicklung sind schwer
erhältlich. Ungeachtet der in diesem Punkt erfreulichen aktuellen
Entwicklung ist Widerstand gegen die zunehmende Militarisierung
unbedingt notwendig.

Defender ist als jährliches Manöver geplant, wobei der Schwerpunkt
zwischen Europa mit Zielrichtung Russland und dem Pazifik mit
Zielrichtung China wechseln soll. Auch außerhalb von Defender werden
z.B. mit den Truppenrotationen im Rahmen von Atlantic Resolve
Verlegungen in die baltischen Staaten in Größenordnungen geprobt, die
teilweise neugeschaffene Infrastruktur und das Funktionieren der zivil-
militärischen Zusammenarbeit getestet. Dagegen braucht es
kontinuierliche Proteste.

2021 jährt sich der 80. Jahrestag des Überfalls auf die Sowjetunion.
Die Konsequenz dieses Überfalls und des Sieges über den Faschismus
kann nur in kooperativen Beziehungen und Freundschaft mit Russland
liegen. Eine Politik der gemeinsamen Sicherheit ist die Alternative zu
Kriegsmanövern und Konfrontation der NATO. Die NATO als aggressives
Militärbündnis muss aufgelöst werden.

Bei den zu erwartenden Kosten zur Behebung der Folgen der
Corona-Krise ist die beim Widerstand gegen Defender geschaffene
gesellschaftliche Breite aus neuen und alten Aktiven, Klimabewegung,
Kirchen, Gewerkschaften und Teilen der Parteien erforderlich, um die
Politik europaweit unter Druck zu setzen, das NATO-Ziel von 2% des BIP
für den Militärhaushalt zu kippen. Die Rüstungsmilliarden werden
dringend für das heruntergewirtschaftete Gesundheitssystem, die Folgen
der Klimakatastrophe und für Flüchtlinge benötigt. Die Gelegenheit ist
günstig, öffentlich Druck auf Neoliberale und Rüstungslobbyisten zu
machen und von der Politik im Wahljahr 2021 konkrete Schritte in
Richtung "Abrüsten statt Aufrüsten" zu fordern. Es geht gerade
angesichts der Rezession noch stärker um die Grundfrage: Kanonen und
Panzer oder Bildung, Soziales und Gesundheit! Beides zugleich gibt es
nicht!

Abrüstung und Schritte gegen die innere Militarisierung u.a. durch
verstärkte Diskussionen über die Bundeswehr im Inneren sind
Kernherausforderungen für die Friedensbewegung

Wir machen weiter und bereiten verstärkte Aktionen für 2021 vor. Dazu
gehören als erste und wichtige Schritte:


	Wir werden die Infrastruktur aufrechterhalten sowohl vor Ort, in der Region als auch die Vernetzung Antidef2020

	Wir werden uns weiterhin regional treffen und die Webseite fortsetzen. Für Herbst 2020 planen wir eine Aktionskonferenz für die Vorbereitung unserer Proteste gegen das Kriegsmanöver 2021

	Wir werden in den nächsten Monaten versuchen, unsere länderübergreifende Zusammenarbeit mit Friedensfreundinnen und -freunden gerade der östlichen Nachbarn zu stärken und für 2021 zu gemeinsamen Aktionen zu kommen

	Wir werden uns mit Anti Defender-Inhalten an den Aktionen der Friedensbewegung im Herbst 2020 beteiligen, u.a. an den Aktivitäten zum Weltfriedenstag am 1. September, dem International Peace Day der UNO am 21. September und der Demonstration von Stopp Airbase Ramstein in Berlin.



Es gibt keinen Weg zum Frieden, denn Frieden ist der Weg.

 (Mohandas Karamchand Ghandi) 
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AUSSICHTEN/8946: Und morgen, den 07. April 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 07.04.2020 bis zum 08.04.2020 +++
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MARKT/198: Binnengrenzen der EU offenhalten (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 4. April 2020

DBV unterstützt die Initiative der Europäischen Bewegung

Rukwied: Binnengrenzen der EU offenhalten



Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied,
unterstützt die Initiative der Europäischen Bewegung (EBD), bei der
der DBV selbst Mitglied ist, die sich derzeit für mehr Zusammenhalt in
der Europäischen Union einsetzt: "Um auch in der Corona-Krise eine
breite Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln
aufrechtzuerhalten, ist es unerlässlich die Grenzen innerhalb der
Europäischen Union offenzuhalten. Bei allem Verständnis für die
Notwendigkeit, die Verbreitung des Virus einzudämmen, müssen andere
Wege gefunden werden, als die Binnengrenzen der EU zu schließen und
damit möglicherweise Lieferketten zu gefährden. Landwirtschaft braucht
ein offenes und freizügiges Europa. Grenzschließungen für Personen,
die in kritischen Infrastrukturen wie Gesundheit oder auch Ernährung
und Landwirtschaft arbeiten, sind nicht zielführend und müssen schnell
gelockert werden. Insbesondere unsere Obst-, Gemüse- und
Weinbaubetriebe, aber auch Tierhaltungsbetriebe, die auch Teil der
kritischen Infrastruktur sind, brauchen die Sicherheit, dass
langjährige und verlässliche Fachkräfte aus anderen EU-Staaten kommen
dürfen."

 * 
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STANDPUNKT/085: Germany First - Teil 2 (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 6. April 2020

german-foreign-policy.com

Germany First (II)

Stimmen in Berlin warnen vor Zerfall der EU und raten zu Zugeständnissen
bei "Coronabonds". Berlin profitiert von der EU in Billionenhöhe.



BERLIN/BRÜSSEL - Stimmen im Berliner Establishment warnen vor
einem Zerfall der EU in der Coronakrise und raten zu ökonomischen
Zugeständnissen an Italien und Spanien. Die beiden Länder würden es "Europa
und vor allem uns Deutschen 100 Jahre lang nicht vergessen, wenn wir
sie ... jetzt im Stich lassen", heißt es in einem Appell, den die
ehemaligen Außenminister Joseph Fischer und Sigmar Gabriel gestern
veröffentlicht haben. Das dürfe nicht geschehen - denn dann gerate die EU
in Gefahr. "Unser Land" aber sei "der größte wirtschaftliche und
finanzielle Gewinner" der Union. In der Tat zeigen Studien,
dass der EU-Binnenmarkt der Bundesrepublik jährlich 86 Milliarden Euro
einbringt - mehr als jedem anderen EU-Mitglied. Die Einheitswährung hat
Deutschland allein von ihrer Einführung bis 2017 fast 1,9 Billionen Euro
beschert, Frankreich dagegen 3,6 Billionen gekostet, Italien gar 4,3
Billionen. Fischer und Gabriel dringen nun auf ein rasches
EU-Hilfsprogramm, um die rasch wachsende EU-Kritik
in Rom und Madrid zu dämpfen. In Italien waren zuletzt 67 Prozent der
Bevölkerung der Ansicht, die EU schade ihren Interessen.

Die EU in Gefahr

Das lange Zeit vollständige Ausbleiben von Unterstützung aus der EU im
Kampf gegen die Covid-19-Pandemie sowie die anhaltenden deutschen Blockaden
gegenüber einer möglichen Einführung von "Coronabonds" [1] haben in
Frankreich, in Spanien und besonders in Italien heftigen Unmut über Berlin
und Brüssel ausgelöst. Sogar Kreise, die traditionell EU-freundlich
orientiert sind, haben begonnen, sich von der Union abzuwenden. So hieß es
in der italienischen Tageszeitung La Repubblica: "Das Virus hat die
Heucheleien zertrümmert, es bleibt nur die Rhetorik."[2] Eine Umfrage, die
in Italien am 12. und 13. März durchgeführt worden war, hatte gezeigt, dass
sich 88 Prozent der Bevölkerung in der Krise von der EU im Stich gelassen
fühlten; lediglich vier Prozent waren der Ansicht, die Union tue genug. Der
Prozentsatz derjenigen, die die Mitgliedschaft in der EU für nachteilig
hielten, war von 47 Prozent im November 2018 auf 67 Prozent in die Höhe
geschnellt.[3] "Wenn wir keine gemeinsame Antwort auf diese Krise finden,
dann ist das Europäische Projekt in Gefahr", warnte der Wirtschafts- und
Währungskommissar der EU, Paolo Gentiloni, am Wochenende in der deutschen
Presse. Es gehe gegenwärtig nicht nur um den Kampf gegen die Pandemie: "In
dieser Krise müssen wir auch die EU retten."[4]

"Die Spaltung ist da"

Die Reaktionen in Deutschland sind gemischt. Außenminister Heiko Maas
wiegelt ab. Es sei "nun einmal so, dass jedes Land" für den Umgang mit der
Krise "selbst verantwortlich" sei, erklärt der Minister: "Die ersten
Sofortmaßnahmen waren überall lokal und national".[5] Dann aber habe eine
zweite Phase begonnen, "in der wir uns untereinander helfen". In der Tat
hat Berlin, um der Kritik entgegenzuwirken, inzwischen laut offiziellen
Angaben mehr als 100 Covid-19-Patienten aus Frankreich und Italien zur
Behandlung auf Intensivstationen deutscher Krankenhäuser geholt. Das werde
von allen respektiert, behauptet Maas: "Europa" werde "am Anfang jeder
Krise totgesagt". Am Ende aber heiße es stets: "Ohne Europa wäre alles noch
viel schlimmer ausgegangen." Andere nehmen den massiven Unmut in Südeuropa
inzwischen etwas ernster. "Als es in der Corona-Krise wirklich ernst wurde,
hat die EU keine Rolle gespielt", räumt Norbert Röttgen, Vorsitzender im
Auswärtigen Ausschuss des Bundestags, ein: "Wenn das so bleiben sollte,
wird sich da in das Gedächtnis der Europäer eingraben. Wie werden fragen:
Wie wichtig ist die EU wirklich?"[6] Der CDU-Politiker konstatiert:
"Italiener, Spanier oder auch Franzosen empfinden tiefe Enttäuschung
gegenüber Deutschland." Man könne fragen, "ob das gerechtfertigt ist".
"Aber was zählt, ist die Wahrnehmung", urteilt Röttgen: "Man muss sehen:
Die Spaltung ist da."

Gewinner und Verlierer

Beim Versuch, die Krise der EU zu überwinden, stehen für die Bundesrepublik
Milliarden auf dem Spiel. Im vergangenen Jahr zeigte eine von der
Bertelsmann-Stiftung publizierte Untersuchung, dass die Bundesrepublik dank
des EU-Binnenmarkts jährliche Einkommenszuwächse in Höhe von 86 Milliarden
Euro erzielt - mehr als jedes andere Land der Union. Pro Kopf der
Bevölkerung liegt der jährliche Binnenmarkt-Zugewinn in Deutschland bei
1.024 Euro, in Spanien bei 589 Euro, in Griechenland bei 401 Euro.[7] Hinzu
kommt, dass die Bundesrepublik Hauptprofiteur der EU-Einheitswährung ist.
Ebenfalls im vergangenen Jahr legte das Freiburger Centrum für Europäische
Politik (cep) eine Studie vor, der zufolge das deutsche
Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2017 um 280 Milliarden Euro geringer gewesen
wäre, gäbe es den Euro nicht. Alles in allem habe Deutschland durch die
Effekte der gemeinsamen Währung von der Einführung des Euro bis
einschließlich 2017 fast 1,9 Billionen Euro hinzugewonnen. Frankreich und
Italien hingegen hätten durch die Euro-Einführung verloren - Frankreich
knapp 3,6 Billionen Euro, Italien mehr als 4,3 Billionen Euro.[8]
Frankreich hätte ohne die Einheitswährung im Jahr 2017 auf ein um 374
Milliarden Euro höheres Bruttoinlandsprodukt hoffen können, Italien sogar
auf 530 Milliarden Euro mehr.

Ein Hilfsprogramm für den Süden

Entsprechend mehren sich die Stimmen im deutschen Establishment, den
Forderungen Italiens und anderer Länder vor allem Südeuropas ein Stück weit
entgegenzukommen. Zwar sperren sich immer noch starke Kräfte gegen die
Einführung von "Coronabonds". "Die notwendige Debatte auf ein Instrument zu
reduzieren, ist wenig zielführend", erklärt Bundestagspräsident Wolfgang
Schäuble. Auch in einer Krise müssten alle für die Folgen ihrer
Entscheidungen aufkommen: "Das wäre bei gemeinschaftlichen Schulden nicht
mehr der Fall." "Coronabonds" seien daher abzulehnen.[9] Dies halten andere
mittlerweile für allzu riskant. "Länder wie Italien und Spanien werden es
Europa und vor allem uns Deutschen 100 Jahre lang nicht vergessen, wenn wir
sie ... jetzt im Stich lassen", heißt es in einem Appell, den die beiden
einstigen Bundesaußenminister Joseph Fischer und Sigmar Gabriel gestern
publiziert haben: "Und genau das tun wir gerade."[10] Dabei sei "unser
Land ... der größte wirtschaftliche und finanzielle Gewinner" der EU:
"Sogar an der Finanzkrise Griechenlands haben wir Geld verdient."[11] Um
die EU zu retten, müsse man Ländern wie Italien und Spanien dreierlei
zukommen lassen: zunächst "medizinisch-humanitäre Soforthilfe"; sodann
"mittelfristige, langlaufende europäische Kredithilfen ... zur
Stabilisierung der inländischen Realwirtschaft"; schließlich gelte es, ein
"langfristiges Innovationsförderungs-Programm zur wirtschaftlichen und
sozialen Zukunftssicherung" aufzulegen. Deutschland sei "gut beraten, sich
an einem solchen Hilfsprogramm auf europäischer Ebene sofort zu
beteiligen".

Ein "Marshallplan" für die EU

Tatsächlich sind erste Maßnahmen inzwischen in Arbeit. Berlin und 
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen versuchen dabei trotz der
fortdauernden Proteste insbesondere aus Rom und Madrid, "Coronabonds" zu
vermeiden, davon aber mit großspurigen Begriffen wie "Marshallplan"
abzulenken. So kündigt Kommissionspräsidentin von der Leyen an, das
kommende EU-Budget solle als eine Art "Marshallplan" verstanden werden, um
der EU aus der beginnenden tiefen Wirtschaftskrise zu helfen.[12] Zudem
bringt von der Leyen ein "europäisches Kurzarbeitergeld" von bis zu 100
Milliarden Euro ins Gespräch. Es käme mutmaßlich allen EU-Staaten zugute,
auch Deutschland, wäre also keine spezielle Hilfe für den besonders
krisengeschüttelten Süden. Ähnliches gilt für einen "paneuropäischen
Kreditgarantiefonds" mit einem Volumen von bis zu 50 Milliarden Euro, den
Bundesfinanzminister Olaf Scholz über die Europäische Investitionsbank
bereitstellen will und der Bankkredite an kleinere sowie mittelgroße
Unternehmen absichern soll.[13] Speziell für Länder wie Italien und Spanien
will Scholz Geld aus dem Euro-Krisenfonds ESM bereitstellen. Rom hat das
bereits abgelehnt, weil ESM-Mittel mit dem Zwang zur Erfüllung einer von
außen oktroyierten Wirtschaftspolitik und mit deren erneuter Kontrolle
durch eine "Troika" verbunden sind. Berlin insistiert dennoch darauf, um
etwaige "Coronabonds" zu vermeiden - bislang um jeden Preis.


Mehr zum Thema:

Germany First
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THEATER/1485: GRIPS Theater Berlin startet ein Online-Program - Der GRIPS-Blog! ab 03.04.2020

GRIPS Theater Berlin

GRIPS startet ein Online-Program: Der GRIPS-Blog!



Liebes Publikum, liebe Kinder, und Freund*innen des GRIPS Theaters,


Pünktlich zum Beginn der Berliner Osterferien geht das GRIPS Theater
unter dem Motto "Wir sind zu. Aber wir sind da!" mit einem Blog
online, um trotz der coronabedingten Schließung weiterhin für sein
Publikum mit einem Online-Programm da zu sein. Heute um 18 Uhr
startet der GRIPS-Blog u.a. mit dem Stream eines Mitschnitts des
Kinderstücks "Julius und die Geister" von Volker Ludwig.

Unter den Rubriken (die noch nach und nach von uns befüllt werden)
"Sehen. Hören. Lesen. Singen. Bewegen. Machen. Entdecken" werden
täglich die unterschiedlichsten Beiträge hochgeladen, so lange, bis
das GRIPS wieder live vor Publikum spielen kann. Es lohnt sich also,
regelmäßig vorbei zu schauen, es wird täglich Neues zum Entdecken
geben.

An wen richtet sich der Blog?

Ein Blog für unser gesamtes Publikum! Zum Start des GRIPS-Blog liegt
der Schwerpunkt der Beiträge zunächst bei Kindern und Familien, in den
nächsten Wochen wird das Programm noch für Jugendliche und Erwachsenen
erweitert.

Denn: "Wir wollen in dieser Zeit gerade für Kinder und Familien, aber
auch für unser Publikum insgesamt da sein, damit niemandem die Decke
auf den Kopf fällt.", so Philipp Harpain, der Leiter des GRIPS
Theaters.

Was erwartet euch?

Es gibt

"geheime Orte" zu entdecken, geführt von unserem Schauspieler René
Schubert

spielerische Aufgaben zu lösen

Aktionen zum Mitmachen

Lieder zum Mitsingen

eine Auswahl der schönsten GRIPS-Inszenierungen zum Streamen, jeden
Freitag um 18 Uhr

- und vieles mehr

Lasst Euch also überraschen!

Lasst uns gemeinsam das Beste aus dieser Krisenzeit machen! Und auf
gar keinen Fall unseren Mut oder unseren Humor verlieren.

Wir wünschen Euch allen Gesundheit und freuen uns auf Euch!

Euer GRIPS Team!

 * 

Quelle:

Pressemeldung, 03.04.2020

GRIPS Theater

Altonaer Straße 22

Berlin 10557

grips-theater.de
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GLEICHHEIT/7052: Zahlreiche Covid-19-Todesfälle in Pflegeheimen
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Zahlreiche Covid-19-Todesfälle in Pflegeheimen

Von Markus Salzmann

6. April 2020



In den vergangenen Tagen und Wochen kam es in Deutschland zu zahlreichen
Todesfällen in Pflegeheimen. Gerade bei den dort lebenden alten und
gesundheitlich vorbelasteten Menschen nehmen Infektionen mit dem
Covid-19-Erreger häufig einen schweren Verlauf. Nicht oder zu spät erfolgte
Maßnahmen, fehlendes und völlig überlastetes Personal und mangelnde
Schutzausrüstung führen zu hohen Todeszahlen.

Die Ausbrüche von Covid-19 in Pflegeheimen haben sich zuletzt dramatisch
gehäuft. Der Virologe Christian Drosten spricht von einer "neuen Phase der
Corona-Epidemie". Alleine in einem Wolfsburger Pflegeheim, in dem am 18.
März die ersten Fälle bekannt wurden, sind bislang 23 Menschen verstorben.
In einem Karlsruher Pflegeheim wurden nach dem Tod von fünf Bewohnern 200
Bewohner und 160 Angestellte getestet. 104 Personen erwiesen sich als
positiv, obgleich noch nicht alle Tests ausgewertet waren.

In einem Würzburger Pflegeheim starben 13 Menschen. Zahlreiche weitere
Bewohner und Pflegepersonal wurden positiv getestet. In einer Einrichtung
in Berlin-Neukölln wurde bei 16 Bewohnern und vier Mitarbeitern, in einem
Hamburger Haus bei 45 Menschen der Erreger nachgewiesen. Die Liste ließe
sich endlos fortsetzen.

Darüber hinaus gibt es aufgrund der zu geringen Anzahl an Tests in
Deutschland eine enorm hohe Dunkelziffer. Bundesweit leben rund 800.000
Menschen in Alten- und Pflegeheimen, eine offizielle Statistik über
bestätigte Coronafälle in Heimen gibt es nicht.

Wie die katastrophalen Zustände in Kliniken ist auch die Situation in
Pflegeheimen der verantwortungslosen, kriminellen Gleichgültigkeit von
Regierung und Unternehmen geschuldet.

In einem Interview mit dem Spiegel bejahte Patientenvertreter Eugen
Brysch die Frage, ob sich die Heime in Todesfallen verwandeln. Die völlig
unzureichende Anzahl der durchgeführten Tests auf den Erreger wirken sich
im Pflegebereich besonders fatal aus. "Die Strategie, die Heimbewohner
grundsätzlich nicht zu testen, war falsch", erläutert Brysch.

Noch dramatischer als im Klinikbereich wirkt sich auch der Mangel an
Schutzausrüstung aus. Brysch bezeichnet dies richtigerweise als "Skandal".
Trotz vorliegender Pandemiepläne gebe es "keine Vorräte in den Alten- und
Pflegeheimen. Die Preise auf dem Markt sind schon um das Hundertfache
gestiegen, das kann sich keine Einrichtung mehr leisten."

Nun zeigt eine Umfrage von Süddeutscher Zeitung, NDR und WDR, dass
sich landesweit bereits Tausende Ärzte und Pfleger mit dem Coronavirus
infiziert haben und dass immer mehr Institutionen schließen müssen, weil
das Personal erkrankt ist oder Schutzkleidung fehlt. Das
Robert-Koch-Institut (RKI) geht davon aus, dass bundesweit "2300 Personen
des medizinischen Personals in Krankenhäusern mit Sars-CoV-2 infiziert"
sind. Auch hier ist die Dunkelziffer aber weitaus höher, und erfasst werden
ohnehin nur Mitarbeiter von Kliniken, nicht jene aus Arztpraxen,
Pflegeheimen und Pflegediensten.

Nach Angaben der Kassenärztlichen Vereinigung in Bayern, so berichtet die
Süddeutsche Zeitung, sind allein in diesem Bundesland schon 244
Arztpraxen geschlossen - davon 141 wegen Quarantäne, 82 wegen fehlender
Schutzausrüstung und 21 wegen mangelnder Kinderbetreuung angesichts der
Krise.

Äußerst dramatisch ist auch, dass Kliniken mehr und mehr zu 
"Corona-Hotspots" werden. Beispielhaft ist das Ernst von Bergmann Klinikum in
Potsdam. Schon am 28. März stoppte das Klinikum die Patientenaufnahme, weil
sich immer mehr Patienten mit dem Corona-Virus infiziert hatten. Bis
letzten Mittwoch starben neun Menschen infolge einer Covid-19-Infektion.
Nachdem mittlerweile jeder fünfte Patient und 63 Mitarbeiter infiziert
sind, entsandte das RKI ein Krisenteam in die brandenburgische
Landeshauptstadt.

Tatsächlich wurde im Pflegebereich viel zu lange Zeit überhaupt nichts
unternommen. Während es in Deutschland bereits die ersten Infizierten gab
und bekannt war, dass die medizinischen Kapazitäten weit zu niedrig sind,
wurden keinerlei Maßnahmen zum Schutz der anfälligen Menschen und des
Personals in Pflegeeinrichtungen getroffen.

Stattdessen stehlen sich Politiker aus der Verantwortung. Die
niedersächsische Sozialministerin Carola Reimann (SPD) hat
"unverantwortliche Angehörige" (Taz) für das Einschleppen des Virus
in das Pflegeheim in Wolfsburg verantwortlich gemacht. Die Landesregierung
selbst erließ erst zwei Wochen nach den ersten Meldungen über Infizierte in
Niedersachsen einen Aufnahmestopp in Pflegeheimen. Auch in Bayern und
anderen Bundesländern wurde diese einfache, aber wirkungsvolle Maßnahme
erst getroffen, nachdem Dutzende Menschen verstorben waren.

Über die Verantwortungslosigkeit des Pflegeheimbetreibers verliert die
Regierung im Fall Wolfsburg kein Wort. In dieser Einrichtung und anderen
werden positiv getestete Mitarbeiter genötigt, zu arbeiten und sich selbst
und andere massiv zu gefährden. "Auf der Infiziertenstation arbeiten
zurzeit auch Menschen, die selbst positiv getestet wurden, aber keine
Symptome zeigen. Mit Genehmigung des Gesundheitsamts lässt sich in solchen
Fällen die Quarantäne aussetzen", schrieb die Taz zu den Vorfällen
in Wolfsburg.

Mittlerweile ermittelt die Staatsanwaltschaft Braunschweig wegen des
Verdachts der fahrlässigen Tötung im Hanns-Lilje-Heim in Wolfsburg. Anlass
war eine Strafanzeige, in der Pflegemissstände angeprangert wurden, wie ein
Sprecher der Staatsanwaltschaft mitteilte. Beschäftigte der Diakonie, dem
Träger der Einrichtung, haben über "katastrophale hygienische Zustände"
berichtet, die die Verbreitung des Virus begünstigten. Der Rechtsanwalt,
der die Klage einbrachte, hat darauf aufmerksam gemacht, dass der
Besucherstopp viel zu spät verhängt worden sei.

Wie weit verbreitet die dramatischen Verhältnisse sind, macht eine Anfrage
des Paritätischen Gesamtverbands, der zahlreiche Pflegeeinrichtungen
vertritt, an das Bundesministerium für Gesundheit deutlich. Einerseits,
heißt es darin, sei man verpflichtet, das Personal mit Atemmasken und
Schutzkleidung auszurüsten, andererseits sei diese Ausrüstung auf dem Markt
kaum noch zu bekommen. Das führe zu der Frage, ob man die Heimbewohner oder
Patienten überhaupt noch versorgen dürfe oder müsse. Und ob das Pflegeheim
hafte, wenn es sein Personal zur Arbeit auffordere, ohne es angemessen
schützen zu können. Eine Antwort des Bundesgesundheitsministeriums ist
bisher nicht eingegangen, wie die Süddeutsche Zeitung berichtet.

Kürzungen und Privatisierung haben auch im Pflegebereich die Bedingungen
geschaffen, die heute zu desaströsen Zuständen führen. Das massive Fehlen
von Personal in der jetzigen Krise ist auf die Arbeitsbedingungen und die
niedrigen Löhne zurückzuführen. Wie die Süddeutsche Zeitung
berichtet, sind in der Altenpflege mehr als 17.000 Beschäftigte zusätzlich
zu ihrem Gehalt auf staatliche Leistungen angewiesen, ein Zehntel davon in
Vollzeitbeschäftigung. Auch mehr als 1600 Beschäftigte in der Krankenpflege
oder in Rettungsdiensten haben mit ihrer Vollzeitstelle nicht genug
verdient, um Wohnung und Lebensunterhalt für ihre Familie zu bestreiten.

Gleichzeitig ist der Anteil privatwirtschaftlicher, gewinnorientierter
Unternehmen im Pflegebereich stark gestiegen. Der Umsatz der Alloheim SE,
Deutschlands größtem Pflegeheimbetreiber, wuchs beispielsweise von 110 Mio.
Euro 2014 auf 631 Mio. Euro 2017.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2020 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 06.04.2020

Zahlreiche Covid-19-Todesfälle in Pflegeheimen

https://www.wsws.org/de/articles/2020/04/06/pfle-a06.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/7051: New York - Die neun Beethoven-Sinfonien unter Leitung von John Eliot Gardiner

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

New York: Die neun Beethoven-Sinfonien unter Leitung von John Eliot
Gardiner


"Diese Musik hat mit sozialer Gleichheit, Revolution und
Konterrevolution zu tun"

Von Fred Mazelis

4. April 2020



Die Coronavirus-Pandemie hat die meisten Pläne des Jubiläumsjahrs zum 250.
Geburtstag von Ludwig van Beethoven (1770-1827) zunichte gemacht. Auf allen
Kontinenten wurden die geplanten Konzerte abgesagt. Auch das Beethoven-Haus
in seiner Geburtsstadt Bonn sagte Mitte März alle Veranstaltungen und
Museumsangebote bis auf Weiteres ab. Unter anderem sollte ein
"Musikfrachter", umgebaut zur schwimmenden Bühne, über den Rhein und die
Donau von Bonn nach Wien fahren und eine Vielzahl von Musikveranstaltungen
an Land und auf dem Wasser durchführen. Stattdessen boten die Organisatoren
am vergangenen Wochenende Konzerte für die ganze Familie über Video an.

In New York City plante die Carnegie Hall mehr als drei Dutzend Konzerte
zwischen Januar und Juni dieses Jahres, zudem sollte eine "Beethoven-Feier"
in Abstimmung mit Museen und anderen Institutionen der Stadt zu Ehren des
großen Komponisten stattfinden. Nur ein kleiner Teil konnte vor der
Schließung der Konzertsäle verwirklicht werden.

Sozusagen in letzter Minute fanden die Konzerte des in London ansässigen
Orchestre Révolutionnaire et Romantique [1] (gegründet 1989) statt. Der
weltberühmte Dirigent John Eliot Gardiner, der für seine Rolle bei der
Wiederbelebung der Alten Musik und der Verwendung von Instrumenten aus der
Zeit der Bach-, Haydn-, Mozart- und Beethoven-Epoche bekannt ist, leitete
fünf Aufführungen, die den neun Sinfonien Beethovens gewidmet waren.

Diese Konzerte vom 19. bis 24. Februar waren ursprünglich mit einem
weiteren Zyklus derselben Beethoven-Sinfonien verbunden, den das
Philadelphia Orchestra unter seinem Musikdirektor und Dirigenten Yannick
Nézet-Séguin Mitte März bis Anfang April präsentieren wollte. Die Idee war,
diese berühmten Werke auf historischen Instrumenten aus Beethovens Zeit und
vergleichend auf den Instrumenten eines modernen Orchesters zu spielen.

Dieser Autor hatte die Gelegenheit, zwei Konzerte mit Gardiner und seinem
Orchester zu besuchen. Auf dem Programm standen die Erste und die Achte
Sinfonie sowie die monumentale Neunte, das vielleicht berühmteste Werk im
gesamten klassischen Musikkanon. Gardiner nahm auch an einer
Podiumsdiskussion und Präsentation teil, die sich mit der historischen
Aufführungspraxis sowie der Bedeutung von Beethovens Werk befasste.

Gardiner ist ein überzeugender Botschafter für die historische
Aufführungspraxis, die auf der Erforschung von Stil, Technik und
Instrumenten früherer Perioden der Musikgeschichte basiert. Als dieser
Ansatz in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts stärker in Erscheinung
trat, war er zunächst umstritten. Kritiker argumentierten, es sei unmöglich
zu wissen, wie eine musikalische Darbietung vor zwei Jahrhunderten oder
noch früher klang.

Es gibt Befürworter von Aufführungen auf historischen Instrumenten, die
einen dogmatischen Ansatz verfolgen, aber Gardiner gehört sicher nicht
dazu. Er leugnet nicht die Rolle moderner Instrumente, insbesondere im Werk
von Anton Bruckner, Gustav Mahler, Richard Strauss und anderen
Spätromantikern. In seinem Vortrag in der Carnegie Hall im Februar betonte
er, dass seine Annäherung an Bach, Beethoven und andere große Komponisten
der Vergangenheit nichts mit musikalischer "Archäologie oder Exhumierung"
zu tun habe. Er erklärte, warum er für Beethoven die Verwendung von
historischen Instrumenten bevorzuge. "Moderne Instrumente sind technisch
viel fortschrittlicher, leichter und wunderbar zu spielen", so Gardiner,
aber es bestehe die Gefahr, dass der Klang es dem Hörer nicht erlaubt, die
verschiedenen Elemente der Musik zu unterscheiden. "So wunderbar wie
Furtwängler, Toscanini und neuere Dirigenten auch sind, sie lassen mich
zweifeln, ob [moderne Instrumente] die passende Klanglandschaft" für
Beethoven darstellen.

Zu den historischen Instrumenten gehören klappenlose Hörner und Trompeten,
historische Violinen und andere Streichinstrumente sowie Schlaginstrumente,
die sich von ihren modernen Nachfolgern unterscheiden. Die
unterschiedlichen Klangfarben und Lautstärken sind zugleich von einer
größeren Klarheit begleitet. Gardiner bezeichnete seine Aufführungen als
"Operationen am offenen Herzen. Sie werden all die inneren Stränge sehen,
Sie werden den Kampf, das Leben sehen." Sein Orchestre Révolutionnaire et
Romantique lege in der musikalischen Interpretation großen Wert darauf,
Transparenz und emotionale Tiefe zu verbinden.

Gardiner ging auch ausführlich auf die soziale und politische Bedeutung von
Beethovens Musik ein. Beethoven habe inmitten "eines Strudels politischer
Ereignisse" gearbeitet und seine Musik habe "mit sozialer Gleichheit,
Revolution und Konterrevolution zu tun", betonte er in der Carnegie Hall.

Nach seiner Jugend in der Zeit der französischen Revolution war er umgeben
von der "desillusionierten, erstickenden Wiener Atmosphäre der 
Metternich-Ära" während der Periode der Reaktion, die durch den Wiener Kongress 1815
eingeleitet wurde.

Beethovens Werk ist sehr eng mit dem des revolutionären Aufklärungsdichters
Friedrich Schiller verbunden. "Im Beethovenkreis in Bonn waren Schillers
Stücke Pflichtlektüre", so Gardiner. Der junge Beethoven sei erstmalig 1785
mit der Ode an die Freude in Berührung gekommen, die zum Text des
Schlusssatzes der Neunten Sinfonie werden sollte. In jenem Jahr erschien
auch Schillers Don Carlos, der den Widerstand gegen die Tyrannei
thematisierte, symbolisiert durch die Figur des Marquis von Posa. Dieser
Figur setzte 1867 Giuseppe Verdi in seiner großen Oper mit dem gleichen
Titel ein Denkmal.

Beethoven war nicht konsequent in seinen politischen Ansichten. Es gab
Zeiten, in denen er sich dem Status quo anpasste, und bei ganz wenigen
Anlässen komponierte er minderwertige Musik, wie beispielsweise
Wellingtons Victory zum Gedenken an den Sieg des Herzogs von
Wellington über Joseph Bonaparte, Napoleon Bonapartes älteren Bruder, in
der Schlacht von Vitoria in Spanien im Juni 1813.

Hauptsächlich wurde er jedoch durch den revolutionären Geist seiner Zeit
inspiriert. Gardiner vergleicht ihn mit dem spanischen Maler Francisco
Goya, und auch die Namen der englischen Dichter Percy Shelley und Lord
Byron könnten an dieser Stelle genannt werden. In einem Interview in der
New York Times erklärt Gardiner: "Beethoven befasste sich mit
philosophischen und sogar politischen Themen, wie unangenehm diese auch für
die Behörden im repressiven Wien gewesen sein mögen. Und weil acht seiner
neun vollendeten Sinfonien keine Worte enthalten, kam er damit durch, ohne
Leib und Leben zu gefährden." So reflektiere die Dritte und Fünfte Sinfonie
des Komponisten "seine Überzeugung, dass die Werte der Französischen
Revolution, die sich wie ein Lauffeuer in ganz Europa verbreitet hatten,
nun bedroht waren und einer starken Verteidigung bedurften."

Gardiner diskutiert auch die Bedeutung Beethovens heute und lehnt die
Vorstellung ab, dass seine Musik in einem Vakuum existiert. "Ich glaube
nicht, dass Beethoven ein Jubiläum braucht, um viel gespielt zu werden. Ich
bin sicher, dass er das nicht nötig hat. Aber wenn wir diesen 250.
Jahrestag begehen wollen, müssen wir sehr, sehr sicher sein, dass wir - und
er -- jetzt im Jahr 2020 etwas zu sagen haben, was für unsere
Lebensauffassung, unsere Gesellschaft und Kultur relevant ist. Es gibt
deutliche Parallelen zwischen seiner Situation zu Beginn des 19.
Jahrhunderts und unserer heutigen, zwischen seiner politischen Botschaft
und seinem rebellischen Geist, dem Unbehagen, das er in seinen Sinfonien
zum Ausdruck brachte, und der Situation, in der wir uns heute befinden."

Diese lebendige und leidenschaftliche Annäherung an Beethoven fand in den
Aufführungen der Ersten, Achten und Neunten Sinfonie des Orchesters im
Februar einen lebendigen Ausdruck.

Oft wurde bemerkt, dass der Komponist in den Sinfonien mit geraden Zahlen
dazu tendiert, musikalisch ausgeglichener zu komponieren, während sich in
den letzten vier Sinfonien mit ungeraden Zahlen (der Dritten, Fünften,
Siebten und Neunten) sein Genie in explosiven Ausbrüchen ausdrückt. Man hat
das Gefühl, als müsse er sich nach solcher Verausgabung wieder ausruhen.
Aber die "leichter" klingenden sinfonischen Werke sind natürlich alles
andere als leicht.

Die Wiedergabe der Neunten Sinfonie durch das Orchestre Révolutionnaire et
Romantique war überzeugend. Zwölf Jahre trennen sie von der Achten
Sinfonie, eine Zeit, in der Beethoven die Missa Solemnis sowie Werke für
Klavier und Kammermusik komponierte. Offensichtlich fiel es dem Komponisten
schwer, für die Themen, die ihn beschäftigten, einen geeigneten
sinfonischen Ausdruck zu finden. Als die Neunte schließlich 1824
uraufgeführt wurde, stieß das ungewöhnlich originelle Werk zunächst auf
Verwirrung des zeitgenössischen Publikums.

Nach einer Aufführung der Neunten schrieb Robert Schumann in seiner
Fastnachtsrede von Florestan: "es scheinen im Werk die
Dichtgattungen enthalten zu sein, im ersten Satz das Epos, im zweiten der
Humor, im dritten die Lyrik, im vierten (die Vermischung aller) das Drama."
Die Aufführung unter Gardiner mit dem Monteverdi-Chor und Solisten wie die
Sopranistin Lucy Crowe, der Altist Jess Dandy, der Tenor Ed Lyon und der
Bassist Matthew Rose entsprach dieser Beschreibung sehr gut.

Im ersten Satz schält sich aus der Stille fast unmerklich und nur
allmählich, in der für Beethoven eigentümlichen Weise, eine Art Melodie
heraus. Dieser Satz erinnert an Giuseppe Verdis Bemerkung, dass "Beethoven
kein Melodiker war". Die Aussage ist nicht ganz wörtlich zu nehmen, aber
dennoch bedeutsam. Oder wie es Harvey Sachs in seinem Buch The Ninth:
Beethoven and the World in 1824 formulierte: "Wenn herausragende
Komponisten etwas Hörenswertes zu sagen haben, spielt es keine Rolle, ob
das Schreiben schöner Melodien eine ihrer Haupttugenden ist." (Aus dem
Engl.) Natürlich gibt es bei Beethoven auch Melodien, aber sie sind oft
wütend, unruhig oder explosiv, und nicht auf konventionelle Art schön und
harmonisch.

Man kann sich gut vorstellen, wie wütend Beethoven auf einige heutige
Radiomoderatoren für klassische Musik reagieren würde, die sein Werk als
"Trost" und "Ruhe", als Pause im Sturm und Stress des täglichen Lebens
verkaufen.

Im Schlusssatz der Neunten wiederholt Beethoven die Hauptthemen der ersten
drei Sätze und unterbricht sie jeweils durch eine kurze Passage mit einem
sprachähnlichen Muster, das an ein Opernrezitativ erinnert. Der Komponist
spielt die Themen kurz durch, verlässt sie wieder und greift allmählich das
Thema der Ode an die Freude auf, mit dem die Sinfonie schließlich zu
ihrem jubelnden Höhepunkt mit Chor, Orchester und Solisten gelangt.

Diese einzigartige Satzkonstruktion und abschließende Hymne vermittelt
unwillkürlich die Aufforderung, einen Kampf für Humanität aufzunehmen und
sich Schillers Worte "Alle Menschen werden Brüder" zu eigen zu machen.

Das Konzert in der Carnegie Hall demonstrierte eindrucksvoll, wie sehr
Gardiner auf Klarheit gepaart mit emotionaler Tiefe setzt.
Kompositionsstruktur, die einzelnen Instrumente und ihr Gesamtklang werden
dem Zuhörer vermittelt, ohne den Genuss der Musik zu verlieren. Die
Tatsache, dass sein Ensemble nicht die Größe eines vollen Orchesters mit
modernen Instrumenten hat, mindert seine musikalische Kraft nicht.

Zwar wird es in diesem Frühjahr keine Gelegenheit geben, die 
Beethoven-Sinfonien auf modernen Instrumenten in der Carnegie Hall zu hören, doch
gibt es viele Online-Möglichkeiten, die verschiedenen Aufführungspraktiken
von Beethovens Werken zu vergleichen. Beide Stile haben Vorteile. Ob mit
modernen Instrumenten oder historischen Instrumenten, der Funken von
Beethovens Musik wird auf die Menschen überspringen, solange die Orchester
selbst auf die Leidenschaft und Inspiration dieser Kompositionen reagieren.


Anmerkung:

[1] https://monteverdi.co.uk/about-us/orchestre-revolutionnaire-et-romantique
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2472: Institution Schule - Zielscheibe für Unternehmenswerbung

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 2 · Februar 2020

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Die Institution Schule

Zielscheibe für Unternehmenswerbung

von Larissa Peiffer-Rüssmann



Eine Chemiestunde, präsentiert von Nivea, dargestellt auf einem
Smartboard gespendet von Siemens, Unterrichtsmaterialien von Henkel,
vorne steht ein Lehrer mit einem T-Shirt von Bayer, in einer Kiste
neben ihm weitere Unterrichtsmaterialien von BASF: Das alles findet in
einer Schule statt, die den Namen von Gottlieb Daimler trägt. Diese
Horrorvision ist die Titelseite eines Arbeitshefts der
Otto-Brenner-Stiftung zum Lobbyismus in unserem Bildungssystem.(*)

Effizient ganz im Sinne der Unternehmen läuft die Einflussnahme auf
öffentliche Bildungseinrichtungen vom Kindergarten bis in die Schule,
u.a. durch angebotene Lehr- und Lernmaterialien,
Fortbildungsveranstaltungen und Schülerwettbewerbe. Es geht nicht nur
um die Gewinnung neuer Kunden, sondern vor allem um ideologische
Ziele: ein unternehmerfreundliches Weltbild, das die "Freiheit des
Marktes" für unantastbar hält. Die Investition lohnt sich, denn der
Adressatenkreis im Bereich Schule ist groß: 8,4 Millionen SchülerInnen
besuchen derzeit eine allgemeinbildende Schule, 2,5 Millionen gehen
auf Berufsschulen.

Die Sparpolitik beflügelt die Angebote privater Anbieter und gefährdet
die Schule als neutrale Bildungsinstanz. Die für Schulbücher übliche
Qualitätskontrolle entfällt bei den von Unternehmen zur Verfügung
gestellten Lehr- und Lernmaterialien, das gilt auch für die rasant
zunehmenden online angebotenen Unterrichtsmaterialien. Bekannte
Schulbuchverlage bieten zusätzlich private Angebote an und entziehen
sich damit ebenfalls der Kontrolle, weil in 13 der 16 Bundesländer nur
Schulbücher eine staatliche Prüfung durchlaufen.

Das Ministerium für Schule und Bildung in NRW hat seine Bestimmungen
im Hinblick auf werbewillige Unternehmen gelockert. Jetzt kann die
einzelne Schule entscheiden, wann und wie Werbung mit dem
Bildungsauftrag der Schule vereinbar ist. Angesichts der andauernden
Unterfinanzierung der Bildungseinrichtungen braucht es nicht viel
Fantasie sich vorzustellen, wie die Entscheidung ausfällt.

Die Aktivitäten der wichtigsten DAX-Unternehmen werden ausführlich
dargestellt. Mit der Initiative "MobileKids" bietet z.B. Daimler
Verkehrsunterricht für Grundschulen an, veranstaltet bundesweite
Wettbewerbe zur Verkehrssicherheit und vergibt Preise. In einem
weiteren Verkehrserziehungsprogramm für 13- bis 15jährige dürfen
Jugendliche sogar hinter dem Steuer eines Fahrzeugs Platz nehmen.
Welcher junge Mensch wird da nicht mit der Marke Mercedes feste
Erinnerungen verbinden? Zudem werden in den angebotenen
Unterrichtsmaterialien nur Fahrzeuge der Marke Mercedes-Benz
abgebildet, was nichts anderes ist als Werbung für das Unternehmen.

Ein weiteres Beispiel dreister Werbung bietet die Firma Henkel. Sie
wartet mit sogenannten Forscher-AGs für Kinder im Grundschulalter auf,
wo es beim Thema "Kleben", wie könnte es anders sein, wenn es um die
Produktion des Pritt-Klebestifts geht. In den Materialien für die
Sekundarstufe wird der Bereich "Wäsche waschen" folgendermaßen
eingeleitet: "Im nachfolgenden Text erhaltet ihr Informationen über
die Entwicklung des Wäschewaschens und des Waschmittels am Beispiel
Persil." Unerwähnt bleibt die kritikwürdige Verwendung von Palmöl in
den Produkten der Firma.

Siemens weicht beim Thema "Energiewende" ganz aus und verzichtet
nahezu vollkommen auf die Darstellung wissenschaftlicher Kontroversen.
Der Versicherungskonzern Allianz behandelt zwar das Thema "Klima" in
einer eigenen Broschüre, nicht zu übersehen ist jedoch die Dominanz
unternehmensgeleiteter Interessen. Im Material zum Thema "Hochwasser"
wird festgestellt, dass "Betroffene das Hochwasserrisiko selbst
absichern müssen".

50 Prozent der Unterrichtsmaterialien genügen einer Untersuchung der
Verbraucherzentrale zufolge nicht den didaktischen Ansprüchen, sind
oft einseitig auf das jeweilige Unternehmen ausgerichtet und lassen
methodisch zu wenig Spielraum für eigene Aktivitäten zu. Zudem sind
sie thematisch fragwürdig, etwa wenn sich 14jährige mit der
Möglichkeit der privaten Altersvorsorge beschäftigen oder mit der
Aerodynamik von Automobilen auseinandersetzen sollen.

Mit dem im März beschlossenen Digitalpakt sieht sich der Bereich
Schule immer stärker auch dem Einfluss von Amazon, Apple, Google,
Microsoft und Samsung ausgesetzt. Sie fördern, bezuschussen oder
bezahlen die Ausstattung von Klassenräumen, und manchmal verkaufen sie
ihre Geräte an die SchülerInnen zu einem günstigen Preis. Alle
IT-Konzerne bieten ausgefeilte Angebote für das digitale Lernen an,
dem Lehrkörper bieten sie Fortbildungen. Die Lernmittelfreiheit wird
weiter ausgehöhlt, der Anschaffungsturnus von Schulbüchern
ausgeweitet. Der staatliche Einfluss auf die Bildungsangebote
schwindet, weil sich privatwirtschaftliches Interesse in den Inhalten
der Lehr- und Lernmaterialien immer stärker positioniert.

Weder BASF noch Bayer, Beiersdorf oder HeidelbergCement, weder RWE,
BMW noch die übrigen Unternehmen haben in unseren
Bildungseinrichtungen mit ihren privatwirtschaftlichen Interessen
etwas zu suchen. Schul-, Kultus- und Bildungsministerien müssen eine
bundesweite Prüfstelle für alle angebotenen Unterrichtsmaterialien
einführen und ein umfangreiches Fortbildungsprogramm zum Thema
"Lobbyismus an Schulen" durchführen, um zu verhindern, dass Unterricht
mehr Werbeveranstaltung als Aufklärung ist. Die Köpfe unserer Kinder
dürfen nicht zum Spielball für kapitalwirtschaftliche Interessen
werden.


(*) Tim Engartner: Wie DAX-Unternehmen Schule machen. Lehr- und
Lernmaterialien als Türöffner für Lobbyismus. Frankfurt a. M. 2019
(als PDF-Datei verfügbar auf www.otto-brenner-stiftung.de).

 * 
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VORWÄRTS/1575: Danke» ist nicht genug!

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 11/12 vom 27. März 2020

Danke» ist nicht genug!

von Florian Sieber



Es ist überfällig, dass unzähligen Angestellten in prekären Berufen, die
unter zusätzlichen Abbaumassnahmen leiden, mehr Anerkennung
entgegengebracht wird. Vor allem ist es aber nur ein Tropfen auf den
heissen Stein. Jahrelang wurde im Gesundheitsbereich ein Notstand
ignoriert, jetzt zeigen sich die fatalen Folgen.

Mehrere meiner Kolleginnen sind über Nacht quasi verschwunden. Klar sieht
man sie weniger häufig, da ja Selbstisolation angesagt ist. Aber
normalerweise würde man von ihnen das eine oder andere Lebenszeichen in den
sozialen Medien wahrnehmen. Nicht so bei den beschriebenen Kolleginnen. Sie
arbeiten nämlich im Gesundheitsbereich und leisten dort momentan noch mehr
als sowieso schon. Und in den letzten Tagen waren sie im kollektiven
Bewusstsein der Gesellschaft recht präsent. Promis lichteten sich mit
Botschaften auf Instagram ab, in denen sie Krankenpfleger*innen danken.
Leute stellten sich auf ihren Balkon und begannen zu klatschen und selbst
die Medien titelten: «Danke!».

Doch wenn Gestalten, wie die konservative US-Moderatorin Tomi Lahren, ihres
Zeichens Gegnerin eines Mindestlohns, in den Chor einsteigen, zeigt sich,
dass dieses Dankeschön nicht überall gleich ernst gemeint ist. Dabei wäre
jede Form von Solidarität für die Kolleg*innen, die im Moment zur Arbeit
müssen, nötig. Vor allem, da viele von den Ar-beiter*innen, die jetzt noch
täglich chrampfen müssen, zu den am meisten prekarisierten Berufsgruppen
des Landes gehören.

Zuwenig Material, zuwenig Personal

Vor kurzem machten die schlechten Arbeitsbedingungen im Detailhandel
Schlagzeilen (der vorwärts berichtete). In der momentanen Situation leiden
die Kolleg*innen dort nicht nur - wie üblich - unter den knappen Löhnen,
dem Druck und den langen Arbeitszeiten. Sie sind eine speziell exponierte
Gruppe und besonders gefährdet, sich mit dem aktuellen Coronavirus
anzustecken. Auch bei den Bauleuten ist die Situation kritisch. So sind
laut der Gewerkschaft Unia die Hygienebedingungen auf den Baustellen völlig
ungenügend, Abstände werden nicht eingehalten, Sicherheitsmaterial, wie
Handschuhe und Schutzmasken, nicht von den Unternehmen gestellt. Angesichts
der Massenentlassungen in den letzten Tagen steigt der Druck auf die
Arbeiter*innen, ebenfalls arbeiten zu gehen, wenn ihre Stelle behalten
wollen. Dass die Arbeitsbedingungen in vielen Berufen in den vergangenen
Jahren schlechter wurden, ist vor allem eine Folge des verschärften
Konkurrenzkampfs seit Beginn der Krise 2008. Es muss «wettbewerbsfähiger»
denn je produziert werden. Das heisst im Klartext: Das Personal soll mehr
Profit erwirtschaften und dabei weniger kosten.

Besonders in einem Sektor wirken sich die Massnahmen zur Verschlechterung
der Arbeit sehr heftig aus: im Gesundheitswesen. Der vorwärts sprach mit
der Luzerner SP-Kantonsparlamentarierin und Pflegefachfrau Sara Muff, die
sich in ihrem Spital in Luzern mit ihren Kolleg*innen auf das mögliche
Worst-Case-Szenario vorbereitet: «Meiner Ansicht nach hat die
Austeritätspolitik der letzten Jahre sehr viel damit zu tun, wie wir nun
insgesamt reagieren können, oder eben nicht reagieren können.» Die Folgen
der Abbaupolitik seien Mangel an Material und Personal. «Durch die Sparerei
wurde der Pflegeberuf immer unattraktiver und so bleibt nur ein marginaler
Teil in diesem Berufsfeld tätig. Viele wechseln in den ersten fünf Jahren
nach einer Pflegeausbildung in einen anderen Sektor», erzählt uns Muff.

Sparübungen, die Leben kosten

Eigentlich müsste das abschreckende Beispiel der Lombardei ausreichen, um
jeden und jede bürgerlichen Sparpolitiker*in zum Schweigen mit schamrotem
Gesicht zu verurteilen. Dort zeigt sich, dass sich eine
Gesundheitsinfrastruktur, die für die Profite von Kassen und anderen
Konzernen kaputtgespart wurde, in vermeidbare Todesfälle übersetzt. In
solchen Situationen müssen Angestellte in Gesundheitsberufen noch stärker
als sonst das Versagen von Märkten und bürgerlicher Politik kompensieren.
Der Mangel an Pflegekräften auf allen Ebenen sorgt dafür, dass jene, die
einen solchen Beruf ergreifen, während einer Krisensituation einen
unglaublichen zusätzlichen Effort leisten müssen. Die
Gesundheitsbestimmungen für Pflegeangestellte bezüglich ihrer Ruhe- und
Arbeitszeiten wurden jedenfalls schon einmal per Notrecht für die kommenden
sechs Monate ausgesetzt.

Eine katastrophale Situation: Der zusätzliche Stress bei der Arbeit, der
Effort, welcher die Kolleg*-innen stemmen werden müssen, wird sich auch auf
das Immunsystem der Betroffenen auswirken. Das wird vermehrt zu
Ansteckungen und unter Umständen auch schweren Krankheitsverläufen unter
den Angestellten aus Gesundheitsberufen führen. In China stellte sich die
massenhafte Ansteckung von Gesundheitsarbeiter*innen als fatal für die
Bekämpfung der Pandemie heraus. Am 18.März warnten chinesische Ärzt*innen,
dass Europa diesen Fehler aus Wuhan aktuell wiederhole, indem das
Gesundheitspersonal zu wenig geschützt wird. Zwar werden sich die
Kolleg*innen in den Gesundheitsberufen solidarisch einer weiteren
Verschlechterung ihrer Arbeit beugen. Dennoch muss klar sein und klar
gemacht werden, dass solche Prekarisierungsmassnahmen nur nötig sind, weil
jahrelang ein Pflegenotstand ignoriert wurde, vor dem die Arbeiter*innen im
Pflegebereich gewarnt haben.

Profitabilität über Existenzen

Im Spital, in dem Sarah Muff arbeitet, ist es im Moment noch relativ ruhig.
«Es fühlt sich aktuell an, wie die Ruhe vor dem grossen Sturm», sagt sie
dem vorwärts. Doch beruhigt ist sie nicht. Zu schwer könnten sich der
Mangel an Personal und Material auswirken: «Alles muss wirtschaftlich sein,
möglichst wenig Material verwendet werden und daher sind die Lager aus
Angst vor Verlusten auf ein Minimum bestückt. Genau diese Minimalbestückung
der Lager kriegen wir nun in aller Härte zu spüren. Bereits bevor uns die
Pandemie so richtig erreicht, kämpfen wir mit Materialengpässen.» Stark
betroffen davon sind Schutzmasken und Desinfektionsmittel, sowie auch
fehlende Personal für die Bedingung von Beatmungsgeräten für schwerste
Fälle. Zwar existiert in der Schweiz seit 1995 ein Pandemieplan. Der
scheint aber nicht miteinbezogen zu haben, dass vom eigenen
Gesundheitssystem abhängt, wie gut man mit einem Katastrophenfall wie dem
aktuellen klarkommt. Das Virus ist nicht menschgemacht. Die Bedingungen
hingegen schon, die dazu führen, dass man bei Ausbruch einer Pandemie
Menschen ab einer gewissen Schwere der Erkrankung zum Sterben heimschickt,
weil Intensivplätze, Beatmungsgeräte und Personal fehlen. Umso wichtiger
ist, dass wir auch nach der Pandemie nicht locker lassen und umso härter
für bessere Arbeitsbedingungen für die Werktätigen kämpfen, die momentan
der Rettungsring sind, der die Schweiz vor dem Untergang bewahrt.

Unglaublich traurig

Auch Pflegefachfrau Sara Muff will, dass das momentane Opfer, das in den
Spitälern geleistet wird, irgendwann mit mehr als nur Klatschen honoriert
wird: «Seit Jahren warnen wir die Bevölkerung vor dem Pflegenotstand, doch
es wurde nicht auf uns gehört. Dass es nun soweit kommen musste, damit der
Bevölkerung die Augen geöffnet werden, ist unglaublich traurig.» Sie fügt
hinzu: «Ich hoffe aber, dass die Menschen, welche nun für das
Pflegepersonal applaudieren, uns auch in Zukunft unterstützen werden, wenn
wir ihre Hilfe brauchen. Die Pflegeinitiative ist ein erster Schritt in die
richtige Richtung. Aber auch, dass Politiker*innen, welche eine bürgerliche
Abbaupolitik im Gesundheitswesen vorantreiben, nicht mehr gewählt werden.»

 * 
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DOKUMENTATION/1731: BR - Gegen die Strömung, 8.4.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 24. Februar 2020

Gegen die Strömung

Regie und Buch: Stefan Stuckart

Produktion: Zero One Film (Produzent: Thomas Kufus) & Oceans 7 Film
(Produzent: Nick Read) in Koproduktion mit ARTE und BR

DoX - Der Dokumentarfilm im BR

Mittwoch, 8. April 2020, 22.45 Uhr, BR Fernsehen



Für Extremschwimmer sind die Ocean's Seven die ultimative
Herausforderung. Nur wenigen Menschen gelang es bisher, die sieben
gefährlichen Meerengen zu durchschwimmen. Die internationale
BR-Koproduktion begleitet die britische Extremschwimmerin Beth French,
die als Erste die sieben gefährlichen Meerengen durchschwimmen will.
Das BR Fernsehen zeigt den Dokumentarfilm über dieses Abenteuer am
Mittwoch, 8. April um 22.45 Uhr auf dem Sendeplatz "DDoX - Der
Dokumentarfilm im BR. Der Film ist danach 30 Tage in der BR Mediathek
abrufbar.

Beth French ist berufstätig und alleinerziehende Mutter eines, wie
sich am Ende des Filmes herausstellt, autistischen Sohnes. Darüber
hinaus ist sie Spitzensportlerin mit einem großen Ziel: Sie will die
Ocean's Seven, die sieben gefährlichen Meerengen, durchschwimmen.

In "Gegen die Strömung" geht es um große Themen wie Mut, Ausdauer und
Kampfgeist. Der Film zeichnet aber auch ein sehr realistisches Bild
der praktischen Herausforderungen, mit denen ambitionierte Athleten
wie Beth konfrontiert sind: Expeditionen wie die Ocean's Seven sind
sehr kostspielig. Als Physiotherapeutin kann sich Beth die teuren
Flüge und Unterkünfte vor Ort nicht leisten, weswegen das
Spendensammeln ein wichtiger Teil ihrer Vorbereitung auf ihr großes
Abenteuer ist. Ganz entscheidend ist auch ein eingespieltes Team
engagierter Freiwilliger, die sie bei ihrem Vorhaben unterstützen.

Neben einem fundierten Einblick in die alltäglichen Sorgen und Nöte
einer Frau, die neben ihrem Beruf und ihrer Familie noch ihren Traum
erfüllen will, bietet der Film wunderschöne Bilder einer durch die
Ozeane schwimmenden Beth, die gleichzeitig die uralten Ängste vor
Haien, Dunkelheit und der Undurchdringlichkeit der Meere wachrufen.
Informationen zum Film:

Redaktion: Sonja Scheider (ARTE), Matthias Leybrand (BR), Carlos
Gerstenhauer (BR)

 * 
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REPORTAGE/589: Das Erste - Neuland. Wer hat die Macht im Internet? 8.4.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 20. März 2020

NEULAND - Wer hat die Macht im Internet?

Film-Autor(inn)en: Julia Friedrichs, Fabienne Hurst, Andreas Spinrath
und das Online-Team von docupy

08.04.2020, 22.45 - 23.30 Uhr | Das Erste



Thomas Derksen war einmal Sparkassenbeamter in Köln. Mittlerweile ist
er ein Internetstar in China, macht dort Werbung für Produkte
deutscher Firmen und Millionen Menschen folgen ihm online. Sein Leben
in China ist anders als das in Deutschland. Ob für Einkäufe, seine
Rente oder die Stromrechnung - er braucht dort nur sein Handy, um den
Alltag zu organisieren: "Die Digitalisierung ist ja wirklich eine
Revolution. Und da kann man sich nicht aussuchen, ob man das möchte
oder nicht, sondern man muss mitmachen."

Während China und die USA beim Thema Digitalisierung davoneilen,
scheint Deutschland abgehängt. Wirtschaftlich und politisch. Die
wertvollsten Firmen der Welt sind längst Plattform-Unternehmen wie
Google oder Alibaba. Der deutsche Online-Modehändler Zalando will
aufholen und ebenfalls zu einer erfolgreichen Plattform werden.
"Neuland" wirft einen Blick hinter die sonst so verschlossenen
Kulissen des rasant wachsenden Digitalunternehmens und erklärt, wie
Zalando Kundendaten nutzt, um sein Angebot auszubauen.

Was bedeutet es für die Wirtschaft, wenn Plattformen immer mächtiger
und Daten immer wertvoller werden? Wie lässt sich diese Macht
kontrollieren? In China experimentiert der Staat längst mit
Gesichtserkennung und Social-Scoring-Systemen. Wie real das "Neuland"
in Metropolen wie Shanghai und Hangzhou längst ist, bekommen deutsche
Unternehmerinnen und Unternehmer bei einer Wirtschaftsreise nach China
zu spüren. Die Kamera begleitet die Delegation bis ins Innere des
mächtigen Plattformunternehmens Alibaba vor Ort. "Es gibt eine
unfassbare Technologiefreundlichkeit", sagt einer der Unternehmer
staunend. Digitalisierung bedeute in China: eine rosige Zukunft und
"ein Stück Weltherrschaft."

Eine, die politisch Verantwortung für das "Neuland" in Deutschland
trägt, ist die Staatsministerin für Digitales, Dorothee Bär. Wie will
sie den Wandel gestalten? Für diesen Film gewährt die CSU-Politikerin
einen exklusiven Einblick in ihren Arbeitsalltag.

Nach der preisgekrönten Dokumentation "Ungleichland" und "Heimatland"
geht es im dritten Teil des WDR-Projekts docupy mit "Neuland" um die
Frage: Wer hat die Macht im Internet?


Neuland - Das Projekt:

Bereits im Vorfeld zu dieser Doku hat sich ein Team aus Film- und
Onlineautoren im Netz unter docupy "#Neuland" mit Macht im Internet
beschäftigt: Seit Oktober 2019 veröffentlicht das Autorenteam
Hintergründe und Rechercheergebnisse in Videos, die im Netz vielfach
verbreitet und diskutiert werden.

"Neuland" wird als exklusive Online-First-Fassung zunächst in der ARD
Mediathek zu sehen sein. Der 60-minütige Film wird am 26. März
veröffentlicht. Die TV-Premiere ist am 8. April um 22:45 im Ersten (45
Min.).

Hinweis zur Produktion: Das Team von "Neuland - Wer hat die Macht im
Internet" hat bereits in der ersten Novemberwoche 2019 in China
gedreht. China informierte die WHO Ende Dezember über die ersten
Corona-Fälle.

Redaktion: Nicole Kohnert, Nicole Ripperda
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FEATURE/1438: Deutschlandfunk Kultur - Eine Sendung voller Langeweile, 7.4.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Durchhalten!

Eine Sendung voller Langeweile

Von Julius Stucke

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 7. April 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Achtung! Sollten Sie ohnehin schon etwas angeödet sein, könnte diese
Sendung richtig einschläfernd wirken. Sie ist voller Langeweile. Wir
wollen Sie natürlich intelligent unterhalten. Aber wo Langeweile
draufsteht, muss auch Langeweile drin sein. Mal ganz klein: ein öder
Moment. Mal ganz groß: die existenzielle Langeweile. Langeweile bei
Erwachsenen und Kindern, Philosophen und Pädagogen. Vielleicht sogar
als positiver Moment aus dem heraus mit neuer Energie etwas beginnt.
Keine Sorge: Zu Tode langweilen werden wir uns nicht.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 1. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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FEATURE/1437: Deutschlandfunk Kultur - Glückauf in Tsumeb, 7.4.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Glückauf in Tsumeb

Vom Graben großer Löcher im losen Boden der Erinnerung

Von Beate Ziegs

DKultur 2013/53'02

Feature

Dienstag, 7. April 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Tsumeb ist eine Minenstadt im Norden Namibias, die der Familie der
Autorin seit Generationen Stoff für Geschichten und Erinnerungen
liefert. Es sind Geschichten von der Mutter, die dort geboren wurde.
Vom Großvater, der bis zu seinem Tod 1927 in der Kupfermine arbeitete
und in Tsumeb begraben ist. Fast 85 Jahre nach seinem Tod besucht
Beate Ziegs als erste aus der Familie das Grab. Unweigerlich kommt es
zur Konfrontation zwischen Mythos und Gegenwart, in der die
Vergangenheit nicht wirklich vergangen ist - weder die des Großvaters,
noch die der deutschen Kolonialzeit oder der Apartheid unter
südafrikanischer Herrschaft.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 1. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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HÖRSPIEL/2071: Deutschlandfunk Kultur - "Unbekannte Meister 4" von Jakob Nolte, 8.4.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Unbekannte Meister 4

Eine Einführung in das Werk von Klara Khalil

Von Jakob Nolte

BR 2018/54'47

Hörspiel

Mittwoch, 8. April 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Diese Sendung widmet sich Klara Khalil, einer unbekannten
Außenseiterkünstlerin, die mit 52 Jahren freiwillig aus dem Leben
geschieden ist. Sie habe den herkömmlichen Begriff von Reklame
revolutioniert, sagen ihre Fans, andere halten ihre Werke für
weltfremd und elitär. Einige wenige behaupten sogar, dass nur ihr
spektakulärer Tod die Faszination erklären kann, die sie umgibt.
Khalil hinterließ Plakate und zwei 500 GB-Festplatten ihrer Arbeiten:
Werbung. Tausende von Clips, Einspielern, Kampagnen und
Radio-Features, die, so schätzt man, von niemandem je gesehen oder
gehört wurden. Jakob Nolte zeigt sie uns - und erzeugt ein
Verwirrspiel zwischen Fiktion und Wirklichkeit.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 1. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/3164: Deutschlandfunk Kultur - Telemanns Markus-Passion, 8.4.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Telemanns Markus-Passion, ein Werk im aufgeklärt-empfindsamen
Ton

Von Helga Heyder-Späth

Alte Musik

Mittwoch, 8. April 2020, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Als Musikdirektor in Hamburg hat Georg Philipp Telemann Jahr für Jahr
große oratorische Werke für die Fastenzeit komponiert und seine
Zuhörer dabei mit immer neuen Variationen des Passions-Themas
überrascht. Allein zwölfmal hat er das Markus-Evangelium zum
Ausgangspunkt genommen. Nur drei dieser Markus-Passionen sind erhalten
geblieben, darunter die von 1759. Telemann ist damals 78 Jahre alt und
immer noch mit den aktuellen Strömungen seiner Zeit bestens vertraut.
Schon das Libretto ist in einem modernen, aufgeklärt-empfindsamen Ton
gehalten, den Telemann in seiner Musik aufgreift, ohne auf dramatische
Ausbrüche zu verzichten. Eindringlich führt er den Leidensweg Christi
von der Ölberg-Szene bis zur Kreuzigung vor Augen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 1. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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AUGEN/508: COVID-19 - Der Graue Star muss warten ... in welchen Fällen jetzt operieren (DOG)

DOG - Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 2. April 2019

Covid-19-Pandemie: Der Graue Star muss warten - in welchen Fällen jetzt operiert werden sollte



München - Viele Patienten sind verunsichert, ob sie geplante Eingriffe
oder Untersuchungen an den Augen angesichts der aktuellen
Coronavirus-Krise vornehmen lassen sollten. Experten der Deutschen
Ophthalmologischen Gesellschaft (DOG) klären auf, welche Arzttermine
jetzt angezeigt sind und welche nicht. Auch liegen erste Erkenntnisse
zur Ansteckungsgefahr durch Tränenflüssigkeit vor. So konnten darin
bei Covid-19-Patienten bislang nur Viren nachgewiesen werden, wenn
gleichzeitig die Bindehaut entzündet war.

Konkrete Zahlen, wie stark Augenärzte gefährdet sind, sich mit
Covid-19 zu infizieren, liegen für Deutschland derzeit zwar nicht vor.
"Wir wissen aber, dass sich in China vor allem HNO- und Augenärzte
aufgrund des engen Patientenkontakts mit dem Virus angesteckt haben",
erklärt Professor Dr. med. Thomas Reinhard, Generalsekretär der DOG.
"Deshalb gehen wir davon aus, dass Ophthalmologen ebenso wie
HNO-Ärzte, Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgen oder Zahnärzte zu den
Hochrisikogruppen gehören", ergänzt DOG-Mediensprecher Professor Dr.
med. Horst Helbig. Um die Infektionsgefahr zu minimieren, raten die
DOG-Experten allen Augenärzten und deren Patienten, bei der
Augenuntersuchung Schutzmasken zu tragen und Spuckschutzschilde an der
Spaltlampe anzubringen.

Darüber hinaus sollten nicht zwingend notwendige Eingriffe mit
Rücksicht auf die Patienten unbedingt verschoben werden. "Zu den
aufschiebbaren Eingriffen gehören Operationen des Grauen Stars,
kosmetische Operationen an den Augenlidern und operative Korrekturen
von Fehlsichtigkeiten", zählt Helbig auf. "Vor allem Patienten, die
eine Katarakt-Operation planen, gehören häufig altersbedingt zur
Risikogruppe und sollten nicht unnötig gefährdet werden." Auch
aufschiebbare Arzttermine wie etwa routinemäßige Check-ups oder das
Einholen einer Zweitmeinung seien derzeit zu vermeiden.

Injektionsbehandlungen der altersabhängigen Makuladegeneration (AMD)
hingegen sollten weiter durchgeführt werden, damit sich das
Sehvermögen der Patienten nicht unwiederbringlich verschlechtert. "Die
IVOM-Therapien müssen erfolgen", so Reinhard. "Wir haben unsere
Abläufe derart umgestellt, dass das Risiko einer Ansteckung so gering
wie möglich gehalten wird." Gleiches gilt für
Hornhaut-Transplantationen. "Es besteht ein Mangel an Transplantaten,
und es wäre ethisch nicht vertretbar, gespendetes Material zu
verwerfen", betont Reinhard. Auch die Versorgung von Notfällen und
dringenden Augenkrankheiten bleibe sowohl ambulant in Praxen als auch
ambulant und stationär in Kliniken gesichert.

Derweil liegen erste Untersuchungen vor, die sich der Frage widmen, ob
die Tränenflüssigkeit von Covid-19-Patienten Viren enthält und damit
ansteckend sein könnte. Eine kleine Studie aus Singapur an 17
Covid-19-Patienten mit Atemwegsproblemen ergab, dass die
Ansteckungsgefahr durch Tränenflüssigkeit gering ist (1). Chinesische
Wissenschaftler fanden Viren in der Tränenflüssigkeit eines
Covid-19-Patienten, der gleichzeitig unter einer Bindehautentzündung
litt (2). "Eine Konjunktivitis ist selten, tritt nur in etwa ein
Prozent der Fälle auf", erklärt Helbig. "Dennoch sollten Tränen als
potenziell infektiöses Material behandelt werden."

Weitere Informationen für Ärzte und Patienten sowie Linkempfehlungen
unter: 

https://www.dog.org/?cat=288

Quellen:

(1) Yu Jun IS, Anderson DE, Zheng Kang AE, Wang L-F, Rao P, Young BE,
Lye DC, Agrawal R, Assessing Viral Shedding and Infectivity of Tears
in Coronavirus Disease 2019 (COVID-19) Patients, Ophthalmology
(2020)

DOI: https://doi.org/10.1016/j.ophtha.2020.03.026.

(2) Jianhua Xia MM, Jianping Tong MD, Mengyun Liu MM, Ye Shen MD,
Dongyu Guo MD, Evaluation of coronavirus in tears and conjunctival
secretions of patients with SARS-CoV-2 infection, Journal of Medical
Virology (2020)

DOI: https://doi.org/10.1002/jmv.25725

 * 

Quelle:

Stiftung Auge der DOG Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft

Pressemitteilung vom 2. April 2019

Pressestelle

Postfach 30 11 20

70451 Stuttgart

Telefon: 0711 8931-649, Telefax: 0711 8931-167

Internet: www.stiftung-auge.de ; http://www.dog.org
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AUSLAND/2577: Chile - Abgeordneter Hirsch fordert Aufhebung der steigenden Gesundheitskosten während der Corona-Pandemie (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Chile vom 5. April 2020

Chile: Der Abgeordnete Hirsch fordert die Aufhebung der 
steigenden Gesundheitskosten während der Corona-Pandemie



Der Abgeordnete der Humanistischen Partei Chiles, Tomás Hirsch,
stellte einen Gesetzesentwurf vor, mit dem die Preiserhöhung für
ISAPREs (Sozialversicherungseinrichtungen [1]) während des durch die
COVID-19-Pandemie ausgerufenen Katastrophenzustandes ausgesetzt werden
soll.

Er erläuterte: "Ich habe beschlossen, diesen Gesetzesentwurf
vorzulegen, um die Preise für ISAPREs während des
Katastrophenzustandes einzufrieren. Wir sind an der Grenze der
Unverschämtheit angekommen."

Genauer gesagt, soll die Initiative die den ISAPREs verliehene
Befugnis [2] die Gesundheitspläne ihrer Mitglieder anzupassen, während
der Dauer des Katastrophenzustands aussetzen. Darüber hinaus wird
vorgeschlagen, dass ISAPREs ihren Mitgliedern die seit dem ersten
April geltende Erhöhung zurückerstatten.

Diesbezüglich sagte Tomás Hirsch: "Ich habe mich entschieden, diesen
Gesetzesentwurf vorzulegen, um die Preise für ISAPREs während des
Katastrophenzustands einzufrieren. Wir sind an die Grenze der Unmoral
gestoßen, die die Gesundheit der Chilen*Innen und ihre Verzweiflung zu
einem Geschäft für einige wenige macht."

"Die Preiserhöhung der ISAPREs inmitten der COVID-19-Pandemie ist
unethisch und spiegelt wider, indem das, was eigentlich ein Grundrecht
sein sollten, zu einem Geschäft gemacht wird. Dies ist das Modell, das
uns in diesem Land auferlegt wurde."


Die Übersetzung aus dem Spanischen wurde von Susanne
Grönsfeld vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkungen:


[1] private Versicherungsgesellschaften, die für die Bereitstellung
von Gesundheitsfinanzierung, Leistungen und
Versicherungsdienstleistungen im Land zuständig sind

[2] Dekret mit Gesetzeskraft N°1 des Gesundheitsministeriums von 2005


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSLAND/2576: Ecuador - In der Provinzhauptstadt Guayaquil können Tote nicht bestattet werden (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Ecuador 

Guayaquil: Leichen können nicht bestattet werden



In Ecuador wurden 120 an Covid-19 Verstorbene registriert. Aus
der Provinz Guayas mit der Provinzhauptstadt Guayaquil wurden 2.243
positive Fälle und 82 Tote gemeldet.

(Lima, 2. April 2020, Servindi) - Geschlossene Bestattungsinstitute,
Leichen in den Straßen. Angst davor, sich mit dem neuartigen
Coronavirus zu infizieren. So sieht es zur Zeit in der zweitgrößten
ecuadorianischen Stadt Guayaquil aus, die zum Wuhan Lateinamerikas
werden könnte.

In Guayaquil ist der erste positive Fall des neuen Coronavirus in
Ecuador aufgetaucht. Es handelte sich um eine in Spanien lebende
Ecuadorianerin, die am 14. Februar über den internationalen Flughafen
José Joaquín de Olmedo nach Guayaquil eingereist ist. Nachdem sie
Fieber und andere Symptome gezeigt hatte, wurde bei ihr am 29. Februar
Covid-19 diagnostiziert. Daraufhin ordnete die damalige
Gesundheitsministerin Catalina Andramuño an, 80 Personen
nachzuverfolgen, mit denen die Patientin in Kontakt war.

Am 16. März wurden in Ecuador bereits 58 positiv mit dem Coronavirus
getestete Personen registriert. Davon wurden 28 aus Guayaquil
gemeldet, neun in Babahoyo, acht in der Hauptstadt Quito, vier in
Durán und jeweils ein Fall in anderen Städten.

In seinem neuesten Bericht vom 2. April hat das ecuadorianische
Gesundheitsministerium 3.163 positive Corona-Fälle und 120 an Covid-19
Verstorbene registriert. Insgesamt sind 9.604 Personen getestet
worden. Aus der Provinz Guayas mit der Hauptstadt Guayaquil wurden
2.243 positive Fälle und 82 Tote gemeldet.


Über 2.000 Tote in Guayas befürchtet

Angesichts der steigenden Zahlen von Infizierten und Verstorbenen hat
Präsident Lenin Moreno eine Sondereinheit eingerichtet, die das
Einsammeln der Leichen koordinieren soll. Diese Einheit wird von Jorge
Wated geleitet. Auf einer Pressekonferenz [1] erklärte Wated, die Zahl
der insgesamt geborgenen Leichen sei von 30 auf 150 pro Tag gestiegen.
Die Einheit arbeite daran, dass "jede Person würdig und in
Einzelgräbern bestattet" werde. "Die Gesundheitsexperten haben uns
leider gesagt, dass sie in den kommenden Monaten von 2.500 bis 3.500
(an Covid-19) Verstorbenen allein in der Provinz Guayas ausgehen.
Darauf bereiten wir uns vor", so Wated.

Nach Angaben der Nachrichtenagentur EFE seien die Bestattungsinstitute
mit ihrer Arbeit überfordert. Selbst die kleinsten Unternehmen
"weigern sich, diese Arbeit durchzuführen, aus Angst, sich
anzustecken, weil die Todesursache unbekannt ist. Problematisch ist
zudem, dass es landesweit ab 14.00 eine tägliche, 15-stündige
Ausgangssperre gibt, was die Bearbeitung der Todesfälle erschwert. Das
soll mit einer Ausdehnung der Arbeitszeiten für bestimmte Berufe
gelöst werden", so die Nachrichtenagentur.

Wie die Agentur AFP berichtet [2], befinden sich vor den öffentlichen
und privaten Gesundheitszentren zahlreiche Bürger*innen, die die
Herausgabe der Leichen ihrer Angehörigen fordern, sowie Kranke, die
darauf warten, behandelt zu werden. Zudem mehren sich die Beschwerden,
dass die Zahl der tatsächlich Verstorbenen höher liege als offiziell
angegeben.


Anmerkungen:

[1] https://youtu.be/kzvduDCF8bo

[2] https://www.youtube.com/watch?v=go3ZGYgIXtk&feature=emb_err_watch_on_yt


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/guayaquil-leichen-koennen-nicht-bestattet-werden/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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POLITIK/2057: Corona und Patientensicherheit - aktuelle Tipps zum Corona-Krisenmanagement (APS)

Aktionsbündnis Patientensicherheit - 1. April 2020

Corona und Patientensicherheit

APS sammelt und veröffentlicht aktuelle Tipps zum
Corona-Krisenmanagement - Risikomanager aktiv in Krisenstäbe einbeziehen



Berlin - Die Corona-Pandemie bringt die Gesundheitsversorgung und die
Gesundheitseinrichtungen auch in Deutschland an ihre Grenzen. Es ist
kein Luxus, gerade jetzt an Patientensicherheit zu denken, denn jeder
vermeidbare Schaden im Versorgungsprozess belastet die ohnehin
angespannten Kapazitäten noch weiter. Dazu ist wichtig, dass auch die
Versorgung unter Ausnahmebedingungen mit Blick auf Belange der
Patientensicherheit erfolgt. Deshalb fordert das Aktionsbündnis
Patientensicherheit e.V. (APS) alle Einrichtungen auf, soweit noch
nicht geschehen ihre Verantwortlichen für das klinische
Risikomanagement aktiv in die Krisenstäbe einzubeziehen. Darüber
hinaus sammelt und veröffentlicht das APS aktuelle Tipps aus dem
Blickwinkel der Patientensicherheit zur Corona-Krise. Erste Hinweise
beziehen sich auf die Einrichtung zusätzlicher Beatmungskapazitäten in
Krankenhäusern.

"Manchmal entscheiden vermeintliche Kleinigkeiten wie die Verteilung
unterschiedlicher Beatmungsgeräte auf den verschiedenen Zimmern und
Abteilungen über die Handlungsfähigkeit des Personals und damit die
Überlebenschancen der Patientinnen und Patienten", sagt Professor Dr.
Reinhard Strametz, Mitglied im Vorstand des APS und dort zuständig für
Fragen rund um Medizinprodukte. Mit den aktuellen Tipps rund um die
Einrichtung neuer Stationen für beatmete Patienten möchte das APS ganz
konkret dazu beitragen, vermeidbare Risikosituationen und damit
Belastungen für das Personal in den Krankenhäusern abzubauen.

"Von außen kann niemand allgemeingültige Hinweise geben, an welcher
Stelle der jetzt nötigen Krisenmaßnahmen vermeidbare Risiken für
Patienten und Mitarbeiter entstehen können. Deshalb ist es essenziell,
die Fachkräfte des Risikomanagements, die ihre Einrichtungen kennen
und darin geschult sind, neue Risiken frühzeitig zu erkennen und zu
analysieren, jetzt an zentraler Stelle in alle Krisenstäbe
einzubinden, um Mitarbeiter und Patienten und damit die gesamte
Organisation vor vermeidbaren Fehlern zu schützen", betont Dr. Ruth
Hecker, selbst langjährige Leiterin der Abteilung für klinisches
Risikomanagement der Universitätsklinik Essen und Vorsitzende im APS.
"In vielen Einrichtungen kämpfen Risikomanager an vorderster Front mit
gegen die Pandemie. In anderen wird es Zeit zum Umdenken:
Risikomanagement ist unverzichtbar - auch und gerade im Notfall!"

"Ein wichtiges Anliegen des APS ist, aus den Erfahrungen anderer zu
lernen, damit Fehler nicht wiederholt werden. Das gilt insbesondere
auch in der Vorbereitung und Bewältigung der Corona-Krise," führt
Heike Morris, stellvertretende Vorsitzende des APS, aus. "Wir wollen
deshalb eine Plattform schaffen, damit weitere Tipps zur Verbesserung
der Patientensicherheit mit Blick auf die Corona-Situation
zusammengetragen und verbreitet werden. Deshalb bitten wir darum,
entsprechende Erfahrungen an uns einzusenden." Die Einreichung von
entsprechenden Hinweisen ist ab sofort über die Webseite des APS
möglich.

"Jetzt ist die Zeit, rasch Informationen bereitzustellen", betont
Marcel Weigand, Generalsekretär im APS. Die Materialien des APS werden
üblicherweise einem qualitätsgesicherten Verfahren unterzogen. "In der
aktuellen Krise wollen wir rasch helfen und nehmen deshalb in Kauf,
von unseren üblichen Verfahren abzuweichen. Was nützen die besten
Empfehlungen in einem halben Jahr oder gar Jahr, wenn es um die
Versorgung in den nächsten Tagen und Wochen geht?"


Die Tipps des APS und das Kontaktformular für die Übermittlung
weiterer Hinweise finden sich unter 

www.aps-ev.de/corona-krisenmanagement-tipps/


Über das Aktionsbündnis Patientensicherheit e.V. (APS):

Vertreter der Gesundheitsberufe, ihrer Verbände, der
Patientenorganisationen sowie aus Industrie und Wirtschaft haben sich
im Aktionsbündnis Patientensicherheit e. V. (APS) zusammengeschlossen,
um eine gemeinsame Plattform zur Verbesserung der Patientensicherheit
in Deutschland aufzubauen. Zusammen entscheiden und tragen sie die
Projekte und Initiativen des Vereins.

Das Aktionsbündnis Patientensicherheit e. V. (APS) wurde im April 2005
als gemeinnütziger Verein gegründet. Es setzt sich für eine sichere
Gesundheitsversorgung ein und widmet sich der Erforschung, Entwicklung
und Verbreitung dazu geeigneter Methoden.

Mehr Informationen finden Sie unter 

www.aps-ev.de

 * 

Über das Aktionsbündnis Patientensicherheit e.V.:

Vertreter der Gesundheitsberufe, ihrer Verbände, der
Patientenorganisationen sowie aus Industrie und Wirtschaft haben
sich im Aktionsbündnis Patientensicherheit e. V.
zusammengeschlossen, um eine gemeinsame Plattform zur Verbesserung
der Patientensicherheit in Deutschland aufzubauen. Zusammen
entscheiden und tragen sie die Projekte und Initiativen des Vereins.


Das Aktionsbündnis Patientensicherheit e. V. wurde im April 2005 als
gemeinnütziger Verein gegründet. Es setzt sich für eine sichere
Gesundheitsversorgung ein und widmet sich der Erforschung,
Entwicklung und Verbreitung dazu geeigneter Methoden.

Mehr Informationen finden Sie unter www.aps-ev.de

 * 

Quelle:

Aktionsbündnis Patientensicherheit

Pressemitteilung vom 1. April 2020

Am Zirkus 2, 10117 Berlin

Telefon: 030/36 42 816-0, Fax: 030/36 42 816-11

E-Mail: info@aps-ev.de

Internet: www.aps-ev.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





STANDPUNKT/013: Chirurgen warnen vor Verknappung von Schutzmasken durch Schutzmaskenpflicht in öffentlichen Räumen (BDC)

Berufsverband der Deutschen Chirurgen e.V. (BDC) - 1. April 2020

Schutzmasken sinnvoll einsetzen



Berlin, den 1. April 2020 - Der Berufsverband der Deutschen Chirurgen
e.V. (BDC) warnt vor einer weiteren Verknappung von Schutzmasken durch
die Schutzmaskenpflicht in öffentlichen Räumen. Die Stadt Jena hat als
erste deutsche Großstadt das Tragen von Schutzmasken in
Verwaltungsgebäuden, beim Einkauf und in öffentlichen Verkehrsmitteln
angeordnet. In Österreich ist das Tragen von Schutzmasken in
Supermärkten bereits Pflicht.

Die Masken dienen nicht, wie vielfach fälschlich angenommen, dem
Eigenschutz, sondern sollen eine Übertragung vom Träger auf Dritte
vermeiden. Sinnvoll und notwendig im täglichen Leben ist es, Abstand
zum Gegenüber zu wahren und den Mindestabstand von 1,5 Metern auch
einzuhalten. Masken sind erforderlich, wenn dieser Abstand nicht
eingehalten werden kann. Dies ist vor allem im medizinischen Bereich
der Fall, insbesondere bei operativen Eingriffen. Denn trotz des
Verzichts auf plan- und aufschiebbare Eingriffe gibt es immer noch
eine Vielzahl von notwendigen und lebensrettenden Operationen, die
medizinisch absolut indiziert sind.

"Wir weisen deswegen daraufhin, dass Schutzmasken für den
medizinischen Gebrauch primär den Krankenhäusern, Arztpraxen und
Pflegeheimen vorbehalten sein sollten in Zeiten, in denen diese
Medizinprodukte nur schwer zu beschaffen sind", so Prof. Dr. med. Dr.
med. h.c. H.-J. Meyer, Präsident des Berufsverbandes der Deutschen
Chirurgen (BDC) und Generalsekretär der Deutschen Gesellschaft für
Chirurgie (DGCH). "Eine Priorisierung bei der Zuteilung medizinischer
Schutzmasken ist dringend geboten."

Um nicht Ärzte und Pflegepersonal sowie Patienten, die
erkrankungsbedingt zur Risikogruppe gehören, zu gefährden, müssen
Schutzmasken, sofern sie überhaupt beschafft werden können,
vordringlich dem medizinischen Versorgungssektor zugeteilt werden -
bevor sie anderenorts zwar sinnvoll, aber nicht zwingend verbraucht
werden. Insgesamt begrüßt der BDC jede Vorsichtsmaßnahme, die die
weitere Ausbreitung des Corona-Virus eindämmt, so zum Beispiel das
Tragen selbstgefertigter Masken.

 * 

Quelle:
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STATISTIK/303: Deutschlands Versorgungsdichte mit Intensivbetten im internationalen Vergleich hoch (Destatis)

Statistisches Bundesamt - 2. April 2020

Deutschlands Versorgungsdichte mit Intensivbetten im internationalen Vergleich hoch



WIESBADEN - Deutschland verfügt im internationalen Vergleich über eine
hohe Versorgungsdichte mit Intensivbetten in Krankenhäusern. Wie das
Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, geht dies aus einem
Vergleich der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit (OECD)
auf Basis verschiedener Erhebungen in zehn ihrer Mitgliedstaaten aus
den Jahren 2013 bis 2020 hervor.

Demnach kamen in Deutschland 33,9 Intensivbetten auf 100.000
Einwohnerinnen und Einwohner, wobei in der aktuellen Krisensituation
die Kapazitäten weiter ausgebaut werden. Auch Österreich (28,9
Intensivbetten je 100.000 Personen) und die Vereinigten Staaten (25,8)
wiesen eine vergleichsweise hohe Dichte auf. Deutlich geringer waren
die Kapazitäten in den gegenwärtig besonders stark von der
Corona-Pandemie betroffenen Staaten Spanien mit 9,7 und Italien mit
8,6 Intensivbetten je 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern.

Auch beim Ausstattungsgrad mit Krankenhausbetten insgesamt schneidet
Deutschland international gut ab, wie ein Vergleich von 33
OECD-Mitgliedstaaten zeigt. So kamen in Deutschland im Jahr 2017 rund
6 Krankenhausbetten auf 1.000 Einwohnerinnen und Einwohner. Noch
besser ausgestattet waren nur Japan (7,8 Krankenhausbetten je 1.000
Personen) und Südkorea (7,1). Auch hier lag der Ausstattungsgrad in
aktuell besonders stark von der Corona-Pandemie betroffenen Staaten
deutlich niedriger. So kamen in Frankreich 3,1 und in Italien 2,6
Krankenhausbetten auf 1.000 Personen. In den Vereinigten Staaten und
Spanien lag die Versorgungdichte bei jeweils 2,4 Betten je 1.000
Einwohnerinnen und Einwohner. In Kanada, Schweden und Chile kamen
lediglich 2,0 Betten auf 1.000 Personen.

Die Daten stammen aus dem OECD-Bericht "Beyond Containment: Health
systems responses to COVID-19 in the OECD". Die Zahl der
Krankenhausbetten gilt als ein Indikator für die verfügbaren
Ressourcen der stationären Versorgung in Krankenhäusern, lässt allein
aber keine qualitativen Rückschlüsse auf die Gesundheitsversorgung zu.

 * 
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STATISTIK/302: Desinfektionsmittel - Ex- und Importe im Januar 2020 im Vergleich zu 2015-2019 (Destatis)

Statistisches Bundesamt - 2. April 2020

Desinfektionsmittel-Exporte im Januar 2020 knapp 20 % höher als im Durchschnitt der Jahre 2015 bis 2019 im Januar, Importe gut 9 % niedriger

Deutschland ist Nettoexporteur von Desinfektionsmitteln mit einem
Exportüberschuss von 58.680 Tonnen im Jahr 2019

Inländische Produktion im Januar 2020 knapp 12 % höher als im Januar
2019



WIESBADEN - Desinfektionsmittel sind derzeit Mangelware.
Krankenhäuser, Arztpraxen und Pflegeeinrichtungen berichten von
Lieferengpässen bei den in der Corona-Pandemie dringend benötigten
Mitteln. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, wurden im
Jahr 2019 insgesamt 76.870 Tonnen Desinfektionsmittel im Wert von
212,5 Millionen Euro nach Deutschland importiert und 135.560 Tonnen im
Wert von 353,3 Millionen Euro exportiert. Im Januar 2020 zog die
ausländische Nachfrage sprunghaft an: Mit 12.360 Tonnen lagen die
Exporte von Desinfektionsmitteln knapp 20 % über dem Durchschnitt der
vorausgegangenen fünf Jahre in einem Januar. Die Importe lagen dagegen
mit 4.860 Tonnen gut 9 % niedriger als in den fünf Jahren zuvor.

Die Desinfektionsmittel-Importe kamen im Jahr 2019 vor allem aus
Belgien (21.140 Tonnen im Wert von 53,4 Millionen Euro), den
Niederlanden (12.910 Tonnen im Wert von 28,3 Millionen Euro) und
Frankreich (10.280 Tonnen für 29,4 Millionen Euro). Gemessen am
Gewicht der Waren war Belgien zugleich größter Abnehmer deutscher
Desinfektionsmittel-Exporte (15.900 Tonnen für 31,7 Millionen Euro),
gefolgt von Frankreich (14.080 Tonnen für 28,6 Millionen Euro) und
Österreich (12.590 Tonnen für 36,2 Millionen Euro).

Inländische Produktion von Desinfektionsmitteln 2019 knapp 8 %
höher als 2018

In Deutschland wurden 2019 Desinfektionsmittel im Wert von rund 640
Millionen Euro hergestellt (Unternehmen ab 20 Beschäftigten). Damit
war die inländische Produktion knapp 8 % höher als 2018. Im Januar
2020 produzierten die deutschen Unternehmen Desinfektionsmittel im
Wert von gut 55 Millionen Euro (Unternehmen ab 50 Beschäftigten). Wie
bei den Exporten war auch bei der Produktion im Januar 2020 ein
Anstieg zu verzeichnen: Sie lag um knapp 12 % höher als im
Vorjahresmonat.


Eine Sonderauswertung zur hohen Nachfrage ausgewählter Güter des
täglichen Bedarfs im Einzelhandel, unter anderem von
Desinfektionsmitteln, ab Ende Februar bis Mitte März hat das
Statistische Bundesamt in der Pressemitteilung Nr. 112 vom 25. März
2020 veröffentlicht.

 * 
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HERZ/1240: Mit implantierten Kardioverter-Defibrillator die Corona-Krise möglichst sorgenfrei überstehen (idw)

Universitätsklinikum Würzburg, Deutsches Zentrum für Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI), 31.03.2020

Wie ICD-Patienten die Corona-Krise möglichst sorgenfrei überstehen



Die Tage strukturieren, das Grübeln begrenzen, Pessimisten meiden, den
Fokus auf Positives legen und in Bewegung bleiben. Diese und weitere
Empfehlungen geben Psychologen der Universität Würzburg und Kardiologen
des Deutschen Zentrums für Herzinsuffizienz Patienten mit einer
Herzerkrankung auf www.icd-forum.de.

Patienten mit einem implantierten Kardioverter-Defibrillator (kurz ICD
oder Defi) haben viele Ängste und Sorgen. Nun kommt eine weitere Angst
dazu: das Coronavirus. Herzpatienten gehören zu einer der Gruppen mit
einem erhöhten Risiko. Psychologen der Universität Würzburg und
Kardiologen des Deutschen Zentrums für Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI)
haben auf der Webseite www.icd-forum.de hilfreiche Informationen
zusammengestellt, wie sich Patienten mit Herzerkrankungen und ihre
Angehörigen in der aktuellen Situation verhalten sollten hinsichtlich der
körperlichen und seelischen Gesundheit. "Wir möchten ICD-Patienten helfen,
die Krise, die damit verbundene Isolation und die Ausgangsbeschränkungen
so gut es geht und möglichst angenehm und sorgenfrei zu überstehen",
berichtet der Psychologe Professor Paul Pauli.

"Herzpatienten sollten aufgrund des erhöhten Risikos unbedingt vermeiden,
sich mit dem Virus anzustecken", sagt der Psychologe Dr. Stefan Schulz.
"Dies führt aktuell zu einer hohen Verunsicherung und dem Problem, dass
viele Herzpatienten sich für längere Zeit in sozialer Isolation befinden.
Dadurch kann die Versorgung mit Medikamenten und Lebensmitteln zur
Herausforderung werden. Es ist zudem problematisch, wenn Kontrolltermine
verschoben werden." Auf der Homepage www.icd-forum.de sammelt Stefan
Schulz mit seinem ICD-Forum-Team zeitnah nützliche Hinweise zu einem
lösungsorientierten Umgang mit COVID-19 für Herzpatienten und ihre
Angehörigen.

Besonders wichtig ist die Einhaltung des Therapieplans. Das gilt nicht nur
für ICD-Patienten, sondern auch für Patienten mit einer Herzinsuffizienz.
Professor Christoph Maack, Sprecher des Deutschen Zentrums für
Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI) erklärt: "Das Risiko,
Herzrhythmusstörungen zu erleiden, wird durch Stress oder Angst und die
damit verbundene Aktivierung des sympathischen Nervensystems erhöht. Für
Herzpatienten ist es daher wichtig, in Krisenzeiten wie diesen ganz
besonders darauf zu achten, die verordneten Medikamente einzunehmen und
bei neuen Beschwerden oder Unsicherheiten ihren Hausarzt oder Kardiologen
zu kontaktieren."

Das ICD-Team empfiehlt den Patienten ihre Tage gut zu strukturieren, sich
kleine Tagesziele zu setzen, Medien nur gezielt und ganz bewusst zu
konsumieren und den Fokus auf Positives zu setzen. "Halten Sie sich von
Pessimisten fern und achten Sie auf positive Gesprächsinhalte mit Ihren
Bezugspersonen", rät Stefan Schulz. "Und bleiben Sie trotz der
Ausgangsbeschränkung in Bewegung. Gehen Sie im Wald oder Feld spazieren
oder tanken Sie frische Luft im Garten."

Die Psychologen der Universität Würzburg haben bereits im vergangenen Jahr
gemeinsam mit Kardiologen vom Deutschen Zentrum für Herzinsuffizienz
Würzburg (DZHI) eine moderne, unkomplizierte und vor allem nachhaltige
Lösung gefunden, wie man das Leben von Herzkranken, bei denen der Defi zu
erheblichen psychischen Problemen geführt hat, langfristig verbessern und
Ängste, aber auch die häufig damit einhergehende Depression nachweislich
reduzieren kann: ein sechswöchiges, moderiertes Internet-Training mit
Hilfe zur Selbsthilfe. Das Ergebnis der Studie wurde in der renommierten
kardiologischen Fachzeitschrift "European Heart Journal" publiziert. "Wir
konnten zeigen, dass eine Internetintervention nicht nur nachhaltige
Erfolge hat, sondern auch organisatorisch zu leisten ist und man sie in
Kliniken implementieren kann. Es ist eine moderne Form, mit der man viele
Patienten erreichen kann", sagt Paul Pauli.

Originalpublikation:

https://academic.oup.com/eurheartj/advance-article-abstract/doi/10.1093/eurheartj/ehz134/5431178

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.icd-forum.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1764

 * 

Quelle:
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Universitätsklinikum Würzburg, Deutsches Zentrum für Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI), 31.03.2020
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KREBS/1233: Neue Task-Force will Behandlung von Krebspatienten trotz Corona-Pandemie sichern (BMBF)

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 2. April 2020

Karliczek: Neue Task-Force will Behandlung von Krebspatienten trotz Corona-Pandemie sichern

Initiative von Partnern der Nationalen Dekade gegen Krebs



Drei Partner der Nationalen Dekade gegen Krebs - das Deutsche
Krebsforschungszentrum DKFZ, die Deutsche Krebshilfe und die Deutsche
Krebsgesellschaft - haben eine Task-Force gebildet, um die Beratung
und Versorgung von Krebserkrankten während der COVID-19-Pandemie
sicherzustellen.

Dazu erklärt Bundesforschungsministerin Anja Karliczek:

"Auch in Zeiten der Corona-Pandemie muss die Behandlung
lebensbedrohlicher Erkrankungen wie schwerer Krebserkrankungen
aufrechterhalten werden. Daher begrüße ich die Initiative des
Deutschen Krebsforschungszentrums, der Deutschen Krebshilfe und der
Deutschen Krebsgesellschaft außerordentlich. Vielen Patientinnen und
Patienten, die unter anderen schweren Erkrankungen als Covid-19
leiden, machen sich Sorgen, dass sie auch in diesen Tagen gut
behandelt werden.

Unsere Partner in der Nationalen Dekade gegen Krebs reagieren darauf.
Sie nutzen ihre Netzwerke und haben eine Task-Force gebildet, um den
betroffenen Patienten mit Information und Rat zur Seite zu stehen.
Diese Einheit beobachtet unter anderem die Versorgungslage, damit die
erforderliche Diagnostik und Therapie für Krebspatientinnen und
Krebspatienten gewährleistet werden kann. In dieser Zeit übernehmen
überall Menschen und Organisationen Verantwortung, damit die
Versorgung von Menschen so gut es geht aufrechterhalten werden kann.
Dies ist ein großartiges Beispiel dafür.

Es zeigt auch, wie wichtig die Nationale Dekade gegen Krebs ist. Sie
bringt Partner zusammen, die schnell und gemeinsam zum Wohle der
Krebspatientinnen und Krebspatienten agieren können. Der Kampf gegen
die Pandemie unter gleichzeitiger Gewährleistung der Behandlung schwer
Erkrankter ist eine extreme Herausforderung für unser
Gesundheitssystem. Ich danke allen, die sich in den Krankenhäusern und
Arztpraxen für das Wohl von Erkrankten einsetzen und die Gesundheit
der Menschen erhalten."

Hintergrund:

Viele Menschen mit einer Krebserkrankung sorgen sich angesichts der
COVID-19-Pandemie und der hohen Auslastung des Gesundheitssystems um
die Qualität ihrer Behandlung. Die gemeinsame Task Force von DKFZ,
Deutscher Krebshilfe und Deutscher Krebsgesellschaft baut jetzt ein
Frühwarnsystem unter Einbeziehung ihrer Netzwerke mit universitären
Krebszentren, zertifizierten onkologischen Zentren, den
Krebsinformationsdiensten und weiteren Partnern auf. So kann die
aktuelle Versorgungslage in Deutschland systematisch und regelmäßig
bewertet werden. Bei sich abzeichnenden Unterversorgungen können
politische Entscheidungsträger informiert werden, damit Krebspatienten
nicht aufgrund der Fokussierung auf COVID-19 in eine Notlage geraten.

Der Krebsinformationsdienst des DKFZ (0800 - 420 30 40,
krebsinformationsdienst@dkfz.de) und das INFONETZ KREBS der Deutschen
Krebshilfe (0800 - 80 70 88 77, krebshilfe@infonetz-krebs.de) stellen
zusätzliche Informationen für Betroffene zur Verfügung.

Krebserkrankungen sind nach wie vor eine der größten Herausforderungen
für die moderne Medizin. Täglich erkranken allein in Deutschland rund
1400 Menschen an Krebs. In den nächsten 20 Jahren wird sich die Zahl
der Krebsneuerkrankungen weltweit verdoppeln, gleichzeitig leben viele
Menschen noch lange Jahre mit ihrer Erkrankung.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat deshalb 2019
gemeinsam mit dem Bundesministerium für Gesundheit und vielen weiteren
Partnern die auf zehn Jahre angelegte Initiative "Nationale Dekade
gegen Krebs" ins Leben gerufen. In dieser bisher einmaligen Initiative
arbeiten Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, Krebsforschung,
Forschungsförderung, Gesundheitswesen, Wirtschaft und Gesellschaft
zusammen. Das große Ziel: alle Kräfte in Deutschland zu mobilisieren
und Krebs gezielt und erfolgreich zu bekämpfen.

Weitere Informationen:

Allgemeine Informationen zur Nationalen Dekade gegen Krebs:

https://www.dekade-gegen-krebs.de/

https://www.bmbf.de/de/nationale-dekade-gegen-krebs-7430.html

Wichtige Informationen zum neuartigen Coronavirus:

https://www.bmbf.de/de/informationsportal-zum-coronavirus-11164.html

 * 
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SCHLAGANFALL/464: Auch in Krisenzeiten Symptome ernst nehmen und bei Anzeichen sofort in die Klinik (DSG)

Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft (DSG) - 1. April 2020

Auch in Krisenzeiten Schlaganfallsymptome ernst nehmen

Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft appelliert: Bei Anzeichen sofort in die Klinik



Berlin - Schlaganfallexperten raten dringend, Anzeichen für einen
Schlaganfall auch in Zeiten der Corona-Epidemie ernst zu nehmen, die
112 zu wählen und sich umgehend notfallmedizinisch in einer Klinik
behandeln zu lassen. Die Angst, sich dort möglicherweise mit dem
SARS-Co2-Virus anzustecken, sei unbegründet: Krankenhäuser achten
darauf, dass die "normale" Notfallversorgung von der Aufnahme und
Versorgung mit dem Coronavirus infizierter Patienten getrennt ist.
Auch bei der sogenannten transitorischen ischämischen Attacke (TIA)
besteht akuter Behandlungsbedarf, da sie der Vorbote eines starken
Schlaganfalls sein kann.

In Deutschland nimmt derzeit die Zahl der Patienten ab, die mit akuten
Schlaganfall- oder Herzinfarktsymptomen in die Klinik kommen,
berichtete beispielsweise die Berliner Universitätsklinik Charité vor
einigen Tagen. "Es liegt die Vermutung nahe, dass viele Menschen im
Moment trotz beunruhigender Schlaganfallsymptome aus Angst vor einer
Infektion mit dem Coronavirus nicht ins Krankenhaus gehen", sagt
Professor Dr. med. Wolf-Rüdiger Schäbitz, Pressesprecher der Deutschen
Schlaganfall-Gesellschaft (DSG). Das sei eine fatale Entscheidung,
denn im Kontext der Schlaganfallbehandlung gilt die Devise: "Time is
brain", das heißt, jede Minute des Zögerns erhöht das Risiko, dass der
Patient stirbt oder dauerhafte Beeinträchtigungen wie Lähmungen,
Sprach- und Verständnisstörungen, Seh- oder Koordinationsstörungen
sowie Depressionen eintreten.

Zu einem Schlaganfall kommt es in den überwiegenden Fällen dann, wenn
ein Blutpfropf eine Gehirnarterie blockiert. Die dahinterliegenden
Hirnbereiche werden nicht mehr durchblutet und damit geschädigt. Viel
seltener geht der Hirninfarkt, auch Insult genannt, auf das Reißen
eines Blutgefäßes im Gehirn zurück. "Ein Schlaganfall ist immer ein
medizinischer Notfall", betont Schäbitz. Jede und jeder sollte daher
die Leitsymptome kennen und wissen, was im Notfall zu tun ist, so der
DSG-Pressesprecher.

Zu den Schlaganfallanzeichen gehören: einseitige Lähmung, Gefühls-,
Seh- und Sprachstörungen, Gangunsicherheit sowie plötzlich auftretende
Kopfschmerzen. Wenn jemand bei einem anderen diese Symptome bemerkt,
hilft der einfache FAST-Test, um diese Anzeichen zu prüfen. FAST steht
dabei für Face, Arm, Speech und Time. Zunächst wird der Betroffene um
ein Lächeln gebeten (Face). Wenn sich das Gesicht einseitig verzieht,
deutet das auf eine Gesichtslähmung hin. Dann bittet man die Person,
die Arme nach vorne zu strecken und dabei die Handflächen nach oben zu
drehen. Bei einer - meist einseitigen - Lähmung kann ein Arm die
Hebung und/oder Drehung nicht mitvollziehen. Anschließend wird noch
getestet, ob der Betroffene noch einen einfachen Satz nachsprechen
kann (Speech). Gelingt der betroffenen Person dies nicht oder klingt
der Satz undeutlich, ist das ebenfalls als Warnsignal zu werten. "Wenn
nur eine der drei Reaktionen auffällig ist, muss sofort die 112
gewählt werden", sagt Schäbitz. Das vierte Stichwort "Time" erinnert
noch einmal daran, dass jede Minute zählt.

Auch die sogenannte transitorische ischämische Attacke (TIA), eine
vorübergehende Lähmung, Sprach- oder Sehstörung, ist ein medizinischer
Notfall, der sofort einer professionellen Behandlung bedarf. "Die TIA
ist bei zehn Prozent der Betroffenen Vorbote eines großen
Schlaganfalls", betont Professor Dr. med. Helmuth Steinmetz, 1.
Vorsitzender der DSG. "Rasch betreut, klar diagnostiziert und auf
einer Stroke Unit behandelt, kann dieser 'Folge-Schlaganfall' in vier
von fünf Fällen abgewendet werden", so Steinmetz, Direktor der Klinik
für Neurologie an der Johann Wolfgang Goethe-Universität in Frankfurt.
Das haben Auswertungen des internationalen TIA-Registers gezeigt.
"Eine TIA ist zwar reversibel, das heißt 'umkehrbar'. Der Patient hat
nach kurzer Zeit keine Einschränkungen mehr. Aber sie kann eben auch
der Vorbote für einen nächsten großen Schlaganfall sein", mahnt
Steinmetz. Erkennen kann man die TIA an den oben genannten
Leitsymptomen, allerdings verschwinden sie nach kurzer Zeit.
TIA-Patienten erhalten zur Vermeidung eines weiteren Schlaganfalls in
aller Regel blutverdünnende Medikamente.

"Patienten mit Schlaganfallsymptomen müssen ohne Verzögerung in die
Notaufnahmen kommen. Dort werden sie wie sonst auch gut und rasch
versorgt. Eine relevante Gefahr der Ansteckung mit dem Corona-Virus
besteht nicht", betonen Schäbitz und Steinmetz. Die Sorge vor einer
möglichen Infektion in der Notaufnahme oder auf den Stationen sei
unbegründet, denn die Betreuung und Versorgung von potentiell mit
SARS-Co2-Viren infizierten Patienten und Notfallpatienten läuft in
deutschen Kliniken getrennt.

Die Experten der Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft rufen dringend
dazu auf, jetzt nicht aus Angst vor einer Ansteckung Anzeichen zu
ignorieren oder zu bagatellisieren. Ein Schlaganfallpatient ist und
bleibt ein Notfall und muss umgehend in die Notaufnahme einer Klinik.

 * 

Quelle:
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STATISTIK/363: 818.300 Pflegebedürftige lebten Ende 2017 in vollstationären Pflegeheimen (Destatis)

Statistisches Bundesamt - 31. März 2020

818.300 Pflegebedürftige lebten Ende 2017 in vollstationären Pflegeheimen

Insgesamt 3,41 Millionen Pflegebedürftige in Deutschland



WIESBADEN - Aufgrund der Infektionsprävention in der aktuellen
Corona-Pandemie gelten derzeit strenge Zugangs- und
Besuchsbeschränkungen für Alten- und Pflegeheime. Wie das Statistische
Bundesamt (Destatis) auf Basis der Pflegestatistik zum Jahresende 2017
mitteilt, lebten 818.300 Pflegebedürftige in einem vollstationären
Pflegeheim. Das war knapp ein Viertel (24 %) aller 3,41 Millionen
Pflegebedürftigen in Deutschland. Gut 92 % (756.600) der vollstationär
versorgten Pflegebedürftigen waren 65 Jahre oder älter.

Pflegebedürftige in vollstationären Pflegeheimen

Gut drei Viertel (76 % oder 2,59 Millionen) aller Pflegebedürftigen
wurden Ende 2017 zu Hause betreut. Davon wurden 1,76 Millionen
Pflegebedürftige vorwiegend allein durch Angehörige gepflegt und
830.000 Pflegebedürftige zusammen mit oder vorrangig durch einen
ambulanten Pflegedienst versorgt. Von den zu Hause betreuten
Pflegebedürftigen waren knapp 78 % (2,02 Millionen) 65 Jahre oder
älter.

In den insgesamt 14 480 Pflegeheimen in Deutschland (einschließlich
Heime mit teilstationärer Pflege) arbeiteten 764.600 Personen (davon
221.000 in Vollzeit). Bei den 14 050 ambulanten Pflegediensten waren
390.300 Personen beschäftigt (davon 109.700 in Vollzeit).


Die Angaben zu Pflegebedürftigen beziehen sich auf
pflegebedürftige Personen im Sinne des Pflegeversicherungsgesetzes
(SGB XI).

 * 
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LABEL/5210: Glitterhouse Mail-Order-Mail 04.04.20 (glitterhouse)

GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (04.04.2020)



Musik, die Mut macht ...

"Musik, die Mut macht", so der Name unserer kleinen Reihe, in der
ausgewählte Highlights des Glitterhouse Schaffens für eine Woche zum
absoluten Sonderpreis angeboten werden.

Der Aktionstitel dieser neuen Woche aber macht nicht nur Mut, das
Doppel-Album strotzt geradezu vor Energie und Energie können wir alle
jetzt gut gebrauchen. Live-Konzerte fallen allenthalben bis auf
weiteres aus, und dass viele Live-Alben eher der Zweitvermarktung
namhafter Künstler dienen, steht außer Frage. Hier ist es anders. Die
Nerven sind fraglos eine der intensivsten und mitreißendsten
Live-Acts dieses Planeten und auf "Live in Europa" ist es tatsächlich
gelungen, diese unmittelbare Wucht, bei gleichzeitig filigranstem
musikalischen Zusammenspiel, einzufangen. Auf vier LP Seiten sind
nahezu alle Die Nerven Klassiker in atemberaubenden Versionen
enthalten. Diese Platte ist ein Monster und man kann sich daran
schlicht nicht satthören. Selbst wenn man sie schon besitzt, sollte
man sich ein Zweitexemplar hinlegen, denn irgendwann wird man es
brauchen. Wenn man sie noch nicht hat, ist dies die beste und
günstigste Gelegenheit für lange Zeit. Kauft, Leute kauft! (lrm)

Die Nerven - Live In Europa (ltd.)

2-LP - EUR 14,75

Das erste DIE NERVEN-Livealbum, nur auf Vinyl zu haben. 15 Songs,
darunter "Barfuß durch die Scherben", "Angst" und das Joy Division
Cover "No Love Lost". Produziert hat Ralv Milberg zusammen mit Max
Rieger, geschnitten wurde das Vinyl bei Duophonic.

"Unsere Tour im November und Dezember 2015 zur Veröffentlichung von
unserem Album OUT, führte uns mit 27 Konzerten durch 7 Länder. Auf
Konzerte mit 600 Besuchern, folgte am Tag darauf auch mal eines mit
nur 15. Fanden wir damals nicht so toll, im Nachhinein scheint aber
alles, genau so wie es war, total richtig. Eine irre Reise und ein
voller Erfolg, geprägt von euphorischen Konzerten und begeisterten
Fans, aber auch den zahlreichen Stunden zwischen Rasthöfen,
Autobahnen und Backstageräumen. Als wir begannen LIVE IN EUROPA
mitzuschneiden, hatten wir bereits drei Wochen Wahnsinn hinter uns.
LIVE IN EUROPA ist somit auch in etwa unsere Kür, unsere
Abschlussarbeit, unsere Prüfung nach all den Konzerten und ein
Geschenk an alle, die sich mit uns daran zurück erinnern wollen." -
Julian Knoth


... Ain't no sunshine now he's gone ...


Der Mailorder-Katalog im Netz

Der März-Katalog des laufenden Jahres, weil er gar so schön war noch
ein paar Tage länger im Netz. Noch arbeiten wir mit rauhgewaschenen
und rotwunddesinifizierten Händen an der Finalisierung der
April-Ausgabe, aber trotz aller Widrigkeiten sollten wir das bis zum
Beginn der nahenden Neu-Woche geschafft haben. Bis dahin sollte euch
noch das März-Heft genügend Abwechslung in die heimische
Abgeschiedenheit bringen.

Hasch-Tag Covid-Krätze, Musik-gegen-Lagerkoller,

Single-Malt-vs.-Trockenhefe


Auserwählte Pretiosen zum wohlverdienten Wochenende:

Allman Brothers Band - Trouble No More: 50th Anniversary

10-LP/5-CD - EUR 479,95/49,95

Mit allerhand Leckerbissen gefüllte, höchst wertig dargereichte
Werkschau über ein halbes Jahrhundert ABB, chronologisch geordnet
nach Capricorn Years (1969-1979, nimmt die ersten 2,5 CDs in
Beschlag), Arista Years (1980-1981), Epic Years (1990-2000) und Peach
Years (2000-2014), 61 Tracks von Trouble No More (Demo 1969) bis
Trouble No More (Live Beacon 2014), dazwischen gibt's alles was gut
und wert ist, incl. einiger Live-Aufnahmen. Abgerundet wird die im
Hochformat gestaltete, in festen Pappschuber gekleidete Sammlung
durch ein handfestes Buch, zusammengestellt und produziert wurde die
Box von den ABB-Historikern Bill Levenson, John Lynskey und Kirk
West.


Clem Snide - Forever Just Beyond

LP/CD - EUR 18,95/14,95

20er, ziemlich kongenial produziert von Scott Avett (Avett Bros.).
Stilistisch dominiert einerseits ein Folk, Pop und (wenn auch nur in
winzigen Spuren) Jazz verschmelzender Songwriter-Stil, der gern
leichtfüßig, elegant, außerordentlich apart wirkt, dezent freigeistig
recht filigran fließend und ziemlich intim, lose, luftig und
nuanciert-organisch zugleich arrangiert (ich bilde mir ein, in der
Ferne den Geist von Astral Weeks zu hören), in einem Fall quasi im
Schwebezustand, federleicht und feingeistig; aber auch mal viel
stringenter, "konventioneller" strukturiert daherkommt, einfacher,
von tradierten Einflüssen geleitet (im Sound aber durchaus "heutig"),
locker schwingend, samt leicht säurehaltiger effektiver Gitarren.
Anderswo setzen Barzelay & Co. auf 60s-inspirierten bis zeitlosen
komplett reduzierten Folk, ruhig und bestimmt, mal ein leicht
bluesiger Touch, mal später elektrifiziert und handfester
unterstützt. Hinzu kommen 2 Tracks in Richtung lyrischer
sehnsüchtiger bedächtiger Folk-Rock bzw. Songwriter Pop, auch ein
bischen Americana taucht auf. Ein ganz dezenter nur manchmal
stärkerer melancholischer/wehmütiger Touch durchweht viele Stücke.
Auffällig die häufigen behutsamen sehr schönen bisweilen auch feinst
tricky versetzten Harmony Vocals (er selbst) mit
60s-Folk-Pop-Anleihen. (dvd)


Everything Is Recorded - Friday Forever

LP/CD - EUR 16,95/12,95

Das kollaborative Copper House-Studio-Projekt des XL
Recordings-Label-Chefs Richard Russell geht in die zweite Runde,
wobei sich der Genregrenzwanderer und Produzent diesmal nicht so sehr
von guten alten Bekannten, sondern vielmehr von zahlreichen
entdeckenswerten Neu-Namen begleiten und inspirieren lässt. Mit dabei
im Studio diesmal u.a. die britischen Rapper Aitch, Flohio und
Berwyn, die irischen Songwriter Maria Sommerville und Kean Kavanagh,
und Sänger wie A.K. Paul und James Massiah. Unter den geläufigeren
Bekannten finden sich u.a. Infinite Cole (bereits bei Pt. 1 dabei),
Ghostface Killah (Wu-Tang Clan) und die Punk-Legende Penny Rimbaud
(Crass).


Robert Forster - Danger In The Past (rem.& exp.)

LP+7"/CD - EUR 29,95/14,95

Feiertagsausgabe des ersten Solo-Albums der auch heute immer noch
prägenden Go-Betweens-Größe zum 30. Werk-Geburtstag, einst von Mick
Harvey produziert (incl. River People, welches später von den
Walkabouts für Satisfied Mind gecovert werden sollte). Das 1990er
Songwerk wurde für die feierliche Wiederveröffentlichung von Sean
Magee in den Abbey Road Studios remastered und um die zwei
Bonustracks The Land That Time Forgot und Falling Star erweitert (in
der limitierten Vinyl-Ausgabe auf Zsuatz-7"-Single zu finden, die CD
bietet die Boni als Hidden Tracks). "The sleeve encapsulates the
contents: bedroom, introspective acoustica ... the guiding qualities
are sobriety and reflection. The deep-seated melancholia may not be
to all tastes but Danger In the Past inclines towards the legendary
on several occasions and remains one of the 90's most striking
albums." (Hearsay)


Robert Forster - Calling From A Country Phone (rem.&
exp.)

LP+7"/CD - EUR 29,95/14,95

Der 1992er Solo-Zweitling, aufgenommen in Brisbane, im Vergleich zum
Vorgänger eine deutlich leichtere, lebhaftere Angelegenheit - wenn
"Danger" den Herbst darstellt, dann ist "Country Phone" der Sommer.
Ähnlich wie das Solo-Debüt wurde auch der Nachfolger von Sean Magee
remastered und um 2 Zusatz-Songs verlängert (Lonely Boy und
Brookfield 1975, zu finden auf der Vinyl-Single (LP-Ausgabe) bzw. als
Hidden Tracks (CD-Version).


Hanging Stars - A New Kind Of Sky

LP/CD - EUR 18,95/13,95

20er. Insgesamt haben sie (bekanntlich und erstaunlicherweise ja aus
London kommend) ihre stilistische Bandbreite deutlich erweitert, mit
etwas reduziertem Country-Anteil (vornehmlich noch durch den
allerdings sehr häufigen Pedal Steel-Einsatz präsent), Melodie und
Harmonie werden jedoch nach wie vor groß geschrieben. Wirklich
offensichtliche Byrds-Anleihen sind auf einen Song beschränkt (der
aber nicht unbedingt nach den 60ern klingt, ganz kurze
Psychedelia-Momente besitzt), mehrfach verzückt herrlich bunt
schimmernder leichtfüßiger ("Fantasy"-) Neo-Westcoast-Dream-Paisley
Pop mit Country-Untertönen bzw. Psychedelic/Cosmic Country meets Folk
Dream Pop, hinzu kommen je 1x relaxter klassischer melodischer Rock
von ca. 1970, California-Harmony-Country-Rock, verträumt-balladesker
Folk Pop, eine pastorale getragene ein bischen losgelöste Ballade. 2
Tracks wirken handfester als gewohnt: Eine Art Desert Rock entwickelt
eine unerwartete Dichte und Variabilität, der 2. überrascht mit
R'n'B-Spuren, die sich mit punktuellen aber klaren 60s-Pop-Verweisen
in einem groovend-rockigen Kontext kreuzen. Die Qualität ist nach wie
vor erheblich, manchmal dachte ich ans Angenehmste an Beachwood
Sparks (vom Konzept her). (dvd)


Jethro Tull - Live & Sessions 1968-1969

2-CD - EUR 14,95

Diese 25 Tracks umfassende 2020er Ausgabe aus der Transmissions-Reihe
des Audio Vaults-Labels versammelt Live- & Session-Aufnahmen
verschiedener Herkunft, wobei vor allem die BBC und das schwedische
Radio als Broadcast-Basis diente. Herzstücke der Sammlung sind
Sessions für das BBC-Format Top Gear vom 23. Juli 1968, 5. November
1968 und 16. Juni 1969 (darunter So Much Trouble, My Sunday Feeling,
A Song For Jeffrey, Stormy Monday Blues, Beggar's Farm, Living In The
Past, A New Day Yesterdayx Fat Man, Bouree und Nothing Is Easy), dazu
gibt es 6 Songs vom Newport Pop Festival vom 21. Juni 1969 (incl.
Nothing Is Easy (14:18), Back To The Family, Dharma For One (13:21),
Martin's Tune und For A Thousand Mothers) und 5 Tracks von der Early
Show im Konserthuset, Stockholm vom 9. Januar 1969.


Jethro Tull - Stormwatch (40th Anniversary Edition)

LP/2-CD - EUR 29,95/15,95

Mit dem letzten Album in der klassischen Spät-70er Tull-Besetzung mit
Martin Barre, John Glascock, John Evan, David Palmer und Barrimore
Barlow schloß Ian Anderson die Trilogie ab, die er einst mit From The
Wood begann und mit Heavy Horses fortsetzte. Dem runden Geburtstag
angemessen wurde die klangliche Aufarbeitung des Werkes wieder in die
bewährten Steven Wilson-Hände gelegt, LP wie CD enthalten den
fabrikfrischen Wilson-Stereo-Mix. Die CD-Edition bietet darüber
hinaus noch 8 Bonusstücke, darunter Alternativ- und Live-Fassungen,
ebenfalls von Wilson neu gemischt.


Jim Lauderdale - When Carolina Comes Home Again

2-LP/CD - EUR 31,95/14,95

20er, eine Hommage an seine alte Heimat, (Nord- und Süd-) Carolina.
Firmiert als Bluegrass-Album, ist aber nicht die ganze Wahrheit. Die
Instrumentierung ist typisch dafür (Banjo, Mandoline, Bass, Gitarren,
Fiddle, keine Drums), ja, der musikalische Schwerpunkt ist ebenfalls
dort angesiedelt (sowohl traditioneller als auch "modernerer" Art),
aber er zelebriert geradezu auch "klassischen" Country der 50er oder
60er (z.B. mal mit Parallelen zu George Jones; gern balladesk, im
Gegensatz zu den oft schnellen reinen Bluegrass-Nummern) oder
Mountain Music/Appalachian style noch älterer Zeiten. Und alles in
gleicher hoher Qualität, spieltechnisch wie Songwriting (alles
Originale, ein Stück schrieb er übrigens zusammen mit Robert Hunter
of Grateful Dead fame). Der Titeltrack fällt etwas aus dem Rahmen,
nach einer wunderbar lyrischen packenden Einleitung folgt rasanter
Bluegrass, aber durchaus mit dezent unorthodoxen Abweichungen zur
strikten Lehre, zudem "bremsen" die Vocals irgendwie, ein reizvoller
Effekt. Ein toller Song! Sehr empfehlenswertes Album! (dvd)


Matthews Southern Comfort - The New Mine

CD - EUR 14,95

Kaum hat Iain Matthews seine Folk-/Roots-Rock-Formation in 2017 mit
dem erfreulichen Rückkehrwerk Like A Radio nach relativ umfänglicher
Ruhephase wieder zum Leben erweckt, scheint er den neu gewonnenen
Schwung nutzen zu wollen, um dies ausgewählte Gefährt für seine
Songideen in Gang zu halten. Gut zwei Jahre nach dem Radio-Album
erblickt der Nachfolger The New Mine das Licht der Veröffentlichung,
in bester Tradition durch einen Joni Mitchell-Track eingeleitet
(Ehtiopia von Dog Eat Dog), wobei MIG, die neue Labelheimat des
meritenreichen Singer-Sonwgriter-Folk-Rock-Recken, nicht vergisst zu
erwähnen, dass die andere Mitchell-Coverversion, die MSC über
Jahrzehnte auch in der Phase der Stille im musikalischen Gedächtnis
hielt, nie auf einem regulären Studio-Album der Matthews-Band
erschienen war. Eine eingehende Rezension folgt! (cpa)


Mint - April 2020 (No. 35)

MAG - EUR 6,90

Das Titel-gebende Thema der 35. MINT-Ausgabe lautet "A journey into
sound", und Autoren wie Carsten Sandkämper und Chefredakteur Dennis
Plauk spüren verschiedenen Ebenen der Frage Wann klingt Musik
perfekt... hinterher und beleuchten auf ihrem Weg verschiedenste
Faktoren von Songidee über Einspielung und Aufnahme, Produktion und
Mastering bis hin zur Wiedergabe und Rezeption. Darüber hinaus bietet
Bröselmaschinist Peter Bursch Einblicke in seine umfangreiche
Plattensammlung, befasst sich Frank Wonneberg in "Master Class" mit
den zwei klassischen Brass Rock-Alben (den jeweils zweiten Werken von
Chicago und Blood, Sweat & Tears), werden fünf Monitorboxen getestet
und der britische Profischiedsrichter John Moss in seinem eigenen
Plattenladen The Vinyl Whistle besucht. Daneben locken mehr als 70
LP-Besprechungen, die Rubrik 33 1/3 Cover, das Sleeveface des Monats,
die Neuheiten-Abteilung, die Vinyl-Vorschau und dieses und jenes ...


Molchat Doma - Etazhi

LP/CD - EUR 16,95/13,95

Schon kurios, was mich derzeit an authentischen Vintage-80er
Produktionen erreicht. Beeindruckend ist die erstaunliche
Qualitätsdichte - wobei ich Menschen, die heute hemmungslos in den
80ern schwelgen, eigentlich leicht befremdlich finde. Ein klassisches
Beispiel für ebenso nerdigen wie überzeugenden 80er-Retro-Appeal ist
diese Band aus - ausgerechnet - Weißrussland. Molchat Doma spielen
darkwavigen Synthiepop in klassischer Früh-80er Ästhetik. Produziert
wahrscheinlich mit historischem Equipment. Inklusive Beatbox und
lustigen Prä-digitalen Soundeffekten wie Handclaps. Gesungen wird
etwas tranig auf Russisch, was dem ganzen einen leicht exotischen
Vibe verleiht. Das Beste ist die Gitarre: mit leichtem Twang hart auf
den Spuren von Cure und Konsorten, aber auch die Synthies zaubern
historischen Zeitgeist. Die Beats aus der Box sind überwiegend flott
und tanzbar. So gesehen erinnern Molchat Doma natürlich auch an die
brillanten Motorama aus Russland. Keine Ahnung, warum gotischer
Disco-Postpunk für die Indie-Disco gerade in der ehemaligen
Sowjetunion zu reifer Größe erwächst, aber auch diese Platte ist ein
Fest für Genre-Afficionados. (Joe Whirlypop)


Monochrome Set - Love Zombies

LP/CD - EUR 16,95/14,95

Wiederveröffentlichungs-Heldentat von Tapete Records: Dies ist das
1980er Debütalbum der Band aus London, die stilistisch nicht leicht
zu greifen ist, in ihrem heterogenen und spielerischen Sound jedoch
Vieles vorwegnehmen sollte, was (nicht nur in den 80ern) den
avancierten Popdiskurs bestimmen sollte. Die bis heute aktive und
kreative Band zelebrierte einen echten Indie-Spirit und scherte sich
im eher düsteren Postpunk-Zeitalter nicht um Konventionen. Weshalb
der Sound des Debütalbums auch auffallend poppig, upliftend und
eingängig ausfällt. Gut gespielt und produziert, teils ein bisschen
barock und theatralisch inszeniert. Auch ganz besonders britisch. Und
lustig - aber nie albern. Die Songs sind luftig-leicht und nehmen das
Genre Indie-Pop vorweg. Es gibt reichlich Bezüge zu später
erfolgreichen Creation-Bands oder The Smiths, aber auch The Jazz
Butcher und sogar Go-Betweens kommen mir als Referenzen in den Sinn.
Im unbefangenen Flow von Songs und Melodien tauchen Swing-Elemente,
Walzertakt und Vaudeville-Vibe auf, aber auch knarzige
Gitarren-Miniaturen, französische Vocals und die kurze Zeit später so
hip gewordenen Tribal-Percussions. Auch heute noch knackfrisch,
inspiriert und beschwingt wirkendes Debüt, das beweist: Monochrome
Set waren auf nichts festgelegt - konnten aber alles. (Joe Whirlypop)


Monochrome Set - Strange Boutique

LP/CD - EUR 16,95/14,95

Tapete Records wiederveröffentlicht zeitgleich mit dem Debütalbum
"Love Zombies" auch dieses zweite Album ebenfalls aus dem Jahr 1980.
Es beginnt mit den Adam & The Ants und Bow Wow Wow vorweggenommenen
Tribal-Drumming, coolen Johnny Marr-Gitarren-Licks und einer
elastischen Sixties-Farfisaorgel. Wie schon "Love Zombies" besticht
auch dieses Album mit knackfrischen Songs von ansteckender Vitalität.
Vor allem die quirligen Gitarren sind toll, auch die immer leicht
fiebrige Rhythmik sorgt für Drive - selbst bei instrumentalen Nummern
ohne Gesang. Seinerzeit hat die Musikwelt mit diesem eigenwilligen
Style Probleme gehabt: für Pop zu schräg und schrullig, für Punk zu
sophisticated. Und immer wieder schütteln Monochrome Set wunderbar
eingängige Pop-Hymnen aus dem Ärmel. Thinking Man's Indie-Darlings
mit gitarrenjangelndem Pop, Mod-Einflüssen, Sixties-Referenzen und
Mut zur großen Geste - ihrer Zeit wahrscheinlich weit voraus. (Joe
Whirlypop)


Monochrome Set - Little Noises 1990-1995

5-CD - EUR 37,95

Cherry Red-Reissue der fünf Alben, die die britischen
Independent-Ikonen in den Jahren 1990 bis 1995 irgendwo zwischen
Auflösung, Reunion und Wiederverschwinden veröffentlichte: Dante's
Casino (1990), Jack (1991), Charade (1993), Misère (1994) und Trinity
Road (1995), dezent erweitert um drei Bonustracks.


Mandy Moore - Silver Landings

LP/CD - EUR 24,95/16,95

Von sanftweicher, alterslos reifer Stimme geprägte, trotz perfekter
Produktion mit dem berührenden Hauch des gekonnt Handgemachten
gesegnete, durchweg von bemerkenswert verführerischen
Ohrwurm-Melodien getragene
Singer-Songwriter-Country-Roots-Pop-Melange, die keinerzeit den
hehren Anspruch auf Hochkunst erhebt, sondern einfach dem Gefühl
gefallen möchte. Und: Gefällt. Während ex-Gatte Ryan Adams seit
einiger Zeit im Nirwana des veröffentlichungsfreien Schweigens
verschollen ist, überrascht die seit Jahren heftig unterschätzte
Amanda Leigh Moore mit einer grandios gelungenen
Sanft-Song-Kollektion, bei der das Wort "gefällig" seinen grundlegend
positiven Sinn zurückgewinnt und die mal delikat dezent, mal
berückend betörend agierende Protagonistin die Mitte zwischen Stevie
Nicks und Christine McVie derart zielgenau trifft, dass es eine reine
Fleetwood-Freude ist. Und im Zentrum von späten Mac-Meistertaten,
klassischen Carly Simon-Songperlen, Haim-Harmonien und der
glaubwürdigen Wurzelverbundheit der drei Dixie Chicks hält die
spür- und hörbar gereifte Sängerin das gehobene Nicks-Niveau durchweg
und berührt mit zart-fragil gehaltenen Balladen und
streicherumsäumter Wärme ebenso wie mit mitreißend aufbauenden, von
packender Perkussion belebten Midtempo-Perlen, die direkt auf
sonnenbegleistem Highway dem Horizont entgegen tragen. Von
sinnverwöhnenden sanftstimmigen Melodien durchwirktes
Sonnen-Songwerk, dass auch den großen Damen dieses Genres gut zu
Gesicht stünde. (cpa)


Nightmares On Wax - Smokers Delight (Ltd. 25th Anniversary
Edition) 

2-LP (+MP3) 24,95

Essenzielles Werk der TripHop-History - auch ein Vierteljahrhundert
später kaum gealtert. Die Mittel damals zeittypisch: Samples,
HipHop-Beats, Soul- und Kiffer-Vibe. Das funktioniert heute genauso
gut wie damals, weshalb Mastermind George Evelyn aus Anlass des
Albumjubiläums auch wieder auf Europa-Tournee ist - dabei lässt er
sich mit einem 14-köpfigen Orchester nicht lumpen. Die überwiegend
instrumentalen Tunes grooven lässig und elegant dahin, getragen von
mondänen Fender Rhodes-Lines und eleganten Streichern. Die Beats sind
entspannter Instrumental-HipHop oder dubbiger Reggae, der Vibe ist
kuschelig warm und mit einer milden Prise Dub versehen. Nicht
unähnlich dem, was Massive Attack und Portishead zeitgleich auf ihren
Albumdebüts veröffentlichten - seinerzeit Mitte der 90er etwas
wirklich ganz Neues. Das groovt ebenso unaufdringlich wie
unwiderstehlich dahin. Trotz recht offensichtlichen Samples von
Jazzrock-Standards wurde das Album damals von einer echten kleinen
Band eingespielt, was es auch heute noch so angenehm erdig und
organisch klingen lässt. Mehrwert der Vinyl-only-Jubiläumsausgabe
sind diverse Bonus-Tracks (Live- und Re-Mixes). Das
Gatefold-Doppelalbum bietet je eine rote und grüne Scheibe, eine
silberne Klappspiegelhülle, eine exklusive Materialeinlage, Notizen
und einen Download-Code für Album und Bonustracks. Bis heute übrigens
auch für Nichtraucher geeignet. (Joe Whirlypop)


Orkesta Mendoza - Curandero

LP/CD - EUR 17,75/14,75

20er. Band aus Tucson von Calexico-Mitglied Sergio Mendoza, viele
Band-Member sind mexikanischen Ursprungs, wie auch diverse Gäste, zu
denen wiederum auch einige aus dem Calaxico- und Giant Sand-Umfeld
stammen; u.a. sind Joey Burns, Carrie Rodriguez (siehe u.a. ihre
tollen LPs mit Chip Taylor), Moira Smiley, Marco Rosano (Dylan,
Calexico, Tom Russell), Depedro, Brian Lopez, Devotchka-Chef Nick
Urata dabei. Es vermischen sich Einflüsse aus Mexiko, Kuba, Karibik,
Reggae (1x ziemlich massiv, anderswo nach Police-Art), Soca,
Boogaloo, Cumbia, Dancehall, Mariachi u.a. zu einem kunterbunten Mix
in immer neuen Kombinationen, Latin-Pop mit 50s-Spuren wie etwas
modernerer (mit Traditionsbewußtsein) kommt genauso vor wie
Latin-Groove-Rock bzw. Latin-Rock-Infusionen alter Schule oder gar
eine Art uralter Latin-Exotica-Mix (Martin Denny/Esquivel?), hier
kommt mal ein Schuß (aktualisierter Groove-verstärkter) Garage-Rock
hinzu, dort eine Prise 60s/50s-Guitar Pop oder Desert Rock.
Entsprechend breit ist das Instrumentarium, akustische/elektrische
Saiten und Tasten, Trompete/Bläser, Geige/Streicher, sogar Steel
Drums? Ergibt oft kraftvolle enorm süffige/vollmundige aber auch
etwas luftigere Sounds. Verschiedene Sänger/innen, ein paar dezente
Soundeffekte (resp. Synths/spacige Klänge), und immer wieder
ansteckende/eingängige Stücke, die durchweg kurz/konzentriert und
songorientiert ausfallen. Und bestgelaunt! (dvd)


Patrice Rushen - Posh

LP/CD - EUR 18,95/13,95

Zu diesen durchaus ein wenig slicken Soul/Funk/Disco-Platten aus der
klassischen Epoche muss man natürlich schon einen Zugang gefunden
haben - dann kann man sich an derartigen Reissues aber sehr erfreuen.
Die britischen Spezialisten von Strut Records legen jetzt dieses
1980er-Album der wunderbaren Partrice Rushen wieder auf, das sie in
absoluter Bestform präsentiert. Auf ihrem seinerzeit sechsten
Longplayer klang die Pianistin, Sängerin und Arrangeurin von der
Westcoast knackiger denn je, tendenziell deutlich in Richtung
Disco-Funk und die jazzigere Vergangenheit eindeutig hinter sich
lassend. Blueprint für ihren tanzbaren Sound sind zweifellos Chic und
Sister Sledge (die Gitarre!), aber auch Bands wie Earth, Wind & Fire,
Brothers Johnson oder Kool & The Gang. Mit eleganten Fender
Rhodes-Läufen zu funky Gitarren-Licks, vorzüglich und extrem
transparent produziert. Mit Handclaps und unaufdringlichem Slapbass,
dazu auch mal schnittige Bläser im Hintergrund. Ihre eher
schmalbrüstige Stimme passt perfekt in diesen chromblitzenden Sound,
der aber niemals flach oder anbiedernd klingt - sieht man mal von den
beiden cheesigen Balladen ab, die ich aber einfach überspringe. Die
eleganten Disco-Stomper sind umso besser und taugen bis heute als
Floorfutter, gerade wenn man sich nicht mit den immer gleichen Dance
Classics zufrieden geben will. Sie selbst nennt es treffend
"Sophisticated Dance Music", das Album ist ein beeindruckendes
Zeitgeist-Dokument einer glamourösen Epoche. Das Album kommt mit
ausführlichem Interview mit der Künstlerin, weitere Reissues sind
angekündigt. (Joe Whirlypop)


Shoes - Elektrafied: The Elektra Years 1979-1982
4-CD - EUR 33,95

Definitiv mit Liebe und Sorgfalt zusammengestellte 2020er Cherry
Red-Compilation rund um die drei Alben, die die amerikanische Power
Pop-Band in knapp 4 Jahren für Elektra einspielte, bietet neben den
Werken Present Tense (1979), Tongue Twister (1981) und Boomerang
(1982) noch zahllose Demoversionen, Alternativ-Fassungen, verlorene
Songs und Live-Aufnahmen und bringt es so auf eine erstaunliche
Lauflänge von 90 Tracks (ein umfangreiches Booklet gibt's zudem).


Slow Leaves - Shelf Life

LP (+DLC)/CD - EUR 17,95/14,95

Reif-abgehangener, dennoch intim-intensiver Song-Reigen des
kanadischen Singer-Songwriters, dessen in kleiner und kleinster
Formation eingespielten Weisen ihn ganz in die geschichtsträchtige
Tradition des an großen Namen reichen Genres stellen. Einfühlsam
umrahmt von vorwiegend Saiten-geprägtem A- & E-Flechtwerk, feinsinnig
flankiert von Hammond, Klavier und Rhodes, einmal sogar von kleinem
Ensemble in delikate Streicher-Seligkeit getaucht, leben die linden
Lieder bei aller auf den gelassen-perfekten Punkt gespielten
meisterlichen Roots-Instrumentierung ganz vom gesungenen Wort,
erweist sich der gänzlich aus der Zeit gefallene Kanadier doch
gleichermaßen als tiefgründiger Betrachter und berührend bewegender
Sänger, der mit leisem Vibrato zwischen zurückhaltendem Bryan Ferry,
frühem Antony und betörender Paal Flaata-Virtuosität seine bei aller
Frische ungemein natürliche Melodieführung direkt ins Herz zu
schmeicheln weiß, die Weisen schon bei erster Begegnung alten
Freunden gleich die Arme weit zur Wiedersehensbegrüßung geöffnet.
Trotz überschaubarem Musikantenkreis erweist sich das sanfte
Song-Dekameron bei aller natürlichen Wurzelnähe als erstaunlich
vielfältig, finden sich neben sanft fließenden Fred Neil-Geschichten,
rein akustischen Folk-Balladen und intim-edlen Streicher-Weich-Wolken
auch mitreißender Roots-Rock'n'Roll, packender CCR-Country Rock und
beschwingende Go-Betweens-Riff-Griffigkeiten, britische wie
amerikanische Singer-Songwriter-Traditionen verbindend, sämtlich
geeint durch die zutiefst zu Herzen gehende Stimme eines geborenen
Balladiers. Ein Songwerk, das bleibend wirkt. (cpa)


Tamikrest - Tamotait

LP (+DLC)/CD - EUR 17,75/14,75

20er. Okay, alle, die das hier lesen und sich nur halbwegs für
Tuareg-Musik interessieren, kennen die Band und wissen in etwa, was
sie erwartet. Also beschränke ich mich diesmal auf die spezifischen
Besonderheiten/(nicht substanziellen) Veränderungen dieses erneut
tollen Albums (mit Verweis auf meine Beschreibungen/Lobpreisungen all
der Vorgänger auf unserer website). Neben dem Gesang (der im Übrigen
nur ab und zu von Call/Response-Vocals oder Chören unterstützt wird,
keinerlei "Tirilieren" mehr inzwischen) dominieren wie gewohnt die
E-Gitarren (akustische sind bestenfalls unterstützendes Beiwerk,
abgesehen von ein paar kurzen Momenten und dem letzten Stück) - und
die sind oft melodiöser denn je gehalten, mehrfach auch weit abseits
typischer Tuareg-Harmonik (zudem weicht die Rhythmik ein paar Mal
deutlich von traditionellen Strukturen ab!). Entsprechend gibt es
zwar nicht so viele einzelne/punktuelle unterschiedliche stilistische
Sidesteps wie zuletzt, aber es klingt alles in allem im Sound/dem
ganzen Klangbild etwas "westlicher" (doch keineswegs verwässert),
Drums und Percussion agieren großteils gemeinsam (erstere fehlen nur
2x, dominieren jedoch meist), Keyboards werden manchmal, sparsam und
rein unterstützend, eingesetzt. Auf der einen Seite stehen 2 rund und
fett rockende Tracks (inkl. sehr Rock-nahe gespielter Gitarren),
groovend der eine, total und sehr schnell abziehend der andere,
packend und voller Power (in der Tat hab ich sie nach meiner
Erinnerung so konsequent rockig noch nie gehört). Auf der anderen
Seite gibt's gleich erstaunliche 5 ruhige Songs, vornehmlich
balladesk (oder sanft rollend-fließend), irgendwo zwischen sowas wie,
hmm, "Tuareg Dream Pop", einer sanften phasenweise regelrecht
meditativen zugleich hypnotischen Ausstrahlung (die in einem Fall
allerdings ganz langsam aber stetig verdichtet und somit verändert
wird, im anderen geschieht dies plötzlich) sowie einem schon ziemlich
verträumten Flair; mal ein bischen Folk-Feeling. Gerade in diesen
Stücken kommt natürlich die Melodiösität der (weichen/filigranen
teils becircend schönen) Gitarren besonders zur Geltung, eines
besticht außerdem durch ein wundervolles Duett mit der marokkanischen
Sängerin Hindi Zhara (kurz eine Spur psychedelisch). Nur 2 Tracks
wirken "klassisch" wie zu ihren Anfängen, traditionell orientiert,
einer kraftvoll inklusive einem kurzen bluesigen Slide-Feature, einer
eher zurückhaltend mit fein singender Gitarre (ein bestechendes etwas
längeres Solo). Die Texte beziehen sich oft auf das Los der Tuaregs,
deren Sehnsucht nach Heimat, Vereinigung, nicht ohne politische
Konnotation, einige auf Frieden, Verurteilung von Hass (allgemein wie
im selben Kontext, das wirkt schon mal fast ein bischen sympathisch
hippie-esk), 2 Love-Songs kommen hinzu. All in all: Absolut klasse,
eine große Empfehlung, auch und gerade, weil insgesamt wieder etwas
"anders". (dvd)


Vibravoid - Psychedelic Blueprints Vol. 2

LP/CD - EUR 17,95/12,95

Der Geschichtsaufarbeitung zweiter Teil: Wie bereits beim Best
Of-Vorgänger werden prächtige Psyche-Perlen aus den Jahren 1994 bis
2019 der Vergessenheit entrungen, aber anstatt einfach die
Archiv-Altlasten lieblos auf einem Tonträger zusammenzuferkeln,
gibt's die neun epischen Weisen aus 25 Jahren Vibravoid hier in raren
bis exklusiven Alternativ-Fassungen, und so finden sich hier
Alternativ Mixes, Alternative Master und/oder Alternative Versions
von u.a. Adjustment, Gravitation Zero, Alpha Wave, Rheinflow, The
Legend Of Doctor Robert, Om Gang Gangpataye Namah und World Of Pain.


M. Ward - Migration Stories

LP/CD - EUR 21,95/14,95

2020er Album des Gitarristen, aufgenommen im Arcade Fire-Studio in
Montreal gemeinsam mit Tim Kingsbury, Richard Reed Parry, Craig
Silvey und Teddy Impakt.


DEMNÄCHST in diesem Theater:

10.04.

Dream Syndicate - The Universe Inside

Watkins Family Hour - Brother Sister

The Sleep Eazys - Easy To Buy, Hard To Sell

The Strokes - The New Abnormal

Pokey LaFarge - Rock Bottom Rhapsody

Sparta - Trust The River

Brant Bjork - Brant Bjork

17.04.

Ron Sexsmith - Hermitage

Shelby Lynne - Shelby Lynne

Paul Burch & WPA Ballclub - Light Sensitive

Crystal Shawanda - Church House Blues

Prince - The Rainbow Children

24.04.

Joe Volk + Naiare - Primitive Energetics

Lucinda Williams - Good Souls Better Angels

Sophia - Holding On/Letting Go

Darrell Scott - Sings The Blues Of Hank Williams

Mark Kozelek - All The Best, Isaac Hayes

Gordon Lightfoot - Solo

The Fall - Reformation Post TLC (4-CD)

Shirley Holmes - Die Krone Der Schöpfung

Rumer - Nashville Tears

01.05.

Damien Jurado - What's New, Tomboy?

Jarv Is - Beyond The Pale

The Ladies Of Too Slow To Disco 2 - Various Artists

Lemon Twigs - Songs For The General Public

Suzanne Vega - An Evening of New York Songs and Stories

Psychedelic Furs - Made Of Rain

08.05.

Norah Jones - Pick Me Up Off The Floor

Choir Boy - Gathering Swans

15.05.

Scott Matthew - Adorned

Larkin Poe - Self Made Man

22.05.

Throwing Muses - Sun Racket

Alanis Morissette - Such Pretty Forks In The Road

Badly Drawn Boy - Banana Skin Shoes

Seasick Steve - Love & Peace

29.05.

Heads. - Push

Dixie Chicks - Gaslighter

15.06.

Courtney Marie Andrews - Old Flowers


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Bald sind wieder Glitterhouse-Künstler in Europa unterwegs. Ein
Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte: Vollversammlung.

Tourdaten derzeit Corinna-bedingt nur unter Vorbehalt.

SCOTT MATTHEW

scottmatthewthemusic

23.09.2020 DE - Berlin - Lido Berlin

24.09.2020 DE - Leipzig - UT Connewitz

25.09.2020 DE - Köln - Stadtgarten

26.09.2020 DE - Frankfurt - Nachtleben Frankfurt

27.09.2020 DE - Ulm - Roxy

28.09.2020 DE - München - Ampere

29.09.2020 AT - Salzburg - ARGEkultur Salzburg

01.10.2020 AT - Wien - Porgy & Bess

02.10.2020 AT - Linz - Posthof - Zeitkultur am Hafen

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

16.07. - 18.07.2020 Cuxhaven, Deichbrand Festival

30.07. - 02.08.2020 Diepholz, Appletree Garden Festival

20.08.2020 Düsseldorf, Vier Linden Open-Air

05.08. - 09.08.2020 Open Flair Festival 2020 (Eschwege, Germany)


Alle guten Wünsche und jede Menge Gesundheit für Euch & die
Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





MELDUNG/301: Beethoven - Deutsch-britisches Team erforscht Hausmusik-Bearbeitungen (idw)

Universität Paderborn - 03.04.2020

Beethoven in the House: Deutsch-britisches Team erforscht
Hausmusik-Bearbeitungen von Werken des Komponisten



Rund 200 Jahre nach seinem Tod gehört Ludwig van Beethoven noch immer zu
den weltweit meistgespielten Komponisten. Im 19. Jahrhundert sorgte die
Hausmusik dafür, dass Bürger seine Werke nicht mehr nur im Konzertsaal,
sondern auch daheim genießen konnten. Aus kompliziert komponierten Werken
Beethovens entstanden bearbeitete einfachere Fassungen, die gut im
Privaten zu spielen waren. Bislang wurden die Hausmusik-Bearbeitungen
allerdings kaum erforscht. Wissenschaftler des Musikwissenschaftlichen
Seminars Detmold/Paderborn, der University of Oxford und des
Beethoven-Hauses Bonn wollen das mit einem neuen Forschungsprojekt
ändern.

Das knapp dreijährige Projekt "Beethoven in the House: Digitale Studien zu
Bearbeitungen für Hausmusik" wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
und dem britischen Arts and Humanities Research Council mit rund 813.000
Euro gefördert.

"Hausmusik war das musikalische Massenmedium des 19. Jahrhunderts.
Bearbeitungen bekannter Werke wurden daheim am Klavier oder in kleinen
Besetzungen, etwa in Streichquartetten, gespielt", erklärt Dr. Johannes
Kepper. Er leitet das Projekt am "Zentrum Musik-Edition-Medien" (ZenMEM)
des Musikwissenschaftlichen Seminars Detmold/Paderborn zusammen mit Dipl.
Wirt.-Inf. Daniel Röwenstrunk. Das neue Forschungsprojekt der
Wissenschaftler verfolgt ein inhaltliches und ein technisches Ziel: Zum
einen sollen bekannte Hausmusik-Bearbeitungen einiger Beethoven-Werke
systematisch wissenschaftlich erschlossen werden. Zum anderen werden in
Detmold und Oxford entwickelte Werkzeuge und Techniken, mit denen sich
Notentexte digital archivieren und strukturieren lassen, erstmals
kombiniert.

"Gerade für Werke Beethovens liegen uns zahlreiche Hausmusik-Bearbeitungen
vor. Obwohl die Gattung Hausmusik wesentlich dazu beitrug, Musik abseits
der Konzertsäle zu verbreiten und Bürger musikalisch zu bilden, wurden
Hausmusik-Bearbeitungen von der Musikwissenschaft bislang kaum
systematisch untersucht", erläutert Johannes Kepper. Er und seine Kollegen
wollen daher im Beethoven-Haus Bonn bekannte Arrangements von Beethovens
7. und 8. Sinfonie sowie von seinem Orchesterwerk "Wellingtons Sieg"
auswerten. Außerdem werden die Bestände der Bodleian Libraries der
University of Oxford nach interessanten Hausmusik-Bearbeitungen von
Beethovens Werken durchsucht. "So können wir die Breite der
Hausmusik-Bearbeitungen abschätzen und ein möglichst repräsentatives Bild
entwerfen. Unser Projekt soll dazu beitragen, ein besseres Verständnis von
der hausmusikalischen Praxis des 19. Jahrhunderts und ihren typischen
Merkmalen zu bekommen", schildert Daniel Röwenstrunk den Ansatz.

Digitale Techniken ermöglichen genauere Untersuchung der
Hausmusik-Bearbeitungen

Nachdem die Hausmusik-Bearbeitungen inhaltlich untersucht wurden, kommt
die technische Ebene des Projekts ins Spiel: Einige der Bearbeitungen
werden mithilfe von speziellen Werkzeugen und Softwaretechniken
digitalisiert. "Wir arbeiten etwa mit den Techniken des 'Music Information
Retrieval' und der 'Optical Music Recognition'. Damit können wir
Notentexte von Hausmusik-Bearbeitungen teilweise im Volltext erfassen. So
entsteht eine Codierung des Notenbilds", erzählt Johannes Kepper. Diese
Codierung ermöglicht es den Wissenschaftlern, die Hausmusik-Bearbeitungen
weiter auszuwerten, also etwa deren Aufbau genauer zu erforschen und
herauszufinden, wie ein Stück an bestimmten Stellen gekürzt und
vereinfacht wurde.

Methoden der digitalen Musikwissenschaft aus Deutschland und
Großbritannien werden erstmals kombiniert

Bei "Beethoven in the House" wollen Kepper und Röwenstrunk die von ihnen
entwickelten Werkzeuge und Softwaretechniken mit denen der Kollegen in
Oxford kombinieren und so kompatibel machen. Die im "Virtuellen
Forschungsverbund Edirom" des Musikwissenschaftlichen Seminars
Detmold/Paderborn entstandenen Werkzeuge für digitale Musikeditionen
sollen mit einer Oxforder Software, dem "Music Encoding and Linked
Data-Framework" (MELD), verknüpft werden. MELD basiert auf der sogenannten
"Linked Open Data"-Technik. "Hier werden Daten mit einem streng
definierten Vokabular beschrieben, über Schnittstellen bereitgestellt und
können so von Dritten weitergenutzt, interpretiert und in Beziehungen
gesetzt werden", beschreibt Röwenstrunk. Mit Detmold/Paderborn und Oxford
kooperieren erstmals zwei der größten Einrichtungen, die an und mit dem
Format "Music Encoding Initiative" (MEI) arbeiten, einem Datenformat zum
Codieren und Archivieren von Musik.

Im neuen deutsch-britischen Forschungsprojekt können Johannes Kepper und
Daniel Röwenstrunk auf Erkenntnissen aus "Beethovens Werkstatt" aufbauen,
einem seit 2014 laufenden Forschungsprojekt des Musikwissenschaftlichen
Seminars und des Bonner Beethoven-Hauses. Im Projekt untersuchen
Wissenschaftler Beethovens kompositorische Schaffensprozesse und
kombinieren dabei die Ansätze der digitalen Musikeditionen sowie der
sogenannten genetischen Textkritik.

Erste Ergebnisse von "Beethoven in the House" werden für das Frühjahr 2021
erwartet. Nach Abschluss des Forschungsprojekts werden alle Erkenntnisse,
die entwickelte Software und die erstellten Daten online frei zur
Verfügung gestellt.


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 03.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9367: Aus aller Welt - 06.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



EU-Kommissarin sieht Demokratie in Gefahr

Nach Ansicht der Vizepräsidentin der EU-Kommission, Vera Jourova, hat
die Bekämpfung der Corona-Pandemie in vielen EU-Staaten bereits zu
massiven Einschränkungen der Grundrechte geführt. Auf lange Sicht
bestehe die Gefahr, daß die Demokratie durch diese Maßnahmen
geschwächt werde, sagte Jourova in einem Gespräch mit der Zeitung Die
Welt. Die EU-Kommission untersucht die Notfallmaßnahmen in allen
betroffenen Ländern auf Verstöße gegen demokratische Grundwerte. Wenn
das der Fall sein sollte, werden wir einschreiten, betonte die
Kommissarin für Werte und Transparenz.

6. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9367: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Jugendlicher überfällt Tankstelle

Nach einem Raubüberfall auf eine Tankstelle in der Stadt Illertissen
im bayerisch-schwäbischen Landkreis Neu-Ulm fahndet die Polizei
weiter nach dem flüchtigen Täter. Laut Polizeiangaben drang ein etwa
15jähriger Jugendlicher mit einer unbekannten Waffe am Sonntagabend
in die Tankstelle ein und forderte die Herausgabe der Einnahmen.
Diese verstaute er in eine mitgebrachte Tasche und flüchtete
anschließend in unbekannte Richtung. Dabei verlor er einen Teil
seiner Beute. Das Geld wurde sichergestellt.

6. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9364: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Neue Fregatte "Admiral Kasatonow" nimmt Kurs auf Ostsee

Nach Abschluß eines umfangreichen Waffentests in arktischen Gewässern
befindet sich die neue hochmoderne russische Fregatte "Admiral
Kasatonow" auf dem Weg in die Ostsee. Im Weißen Meer feuerte die
Besatzung im Rahmen der mehrmonatigen Werftprobefahrt
Marschflugkörper des Typs "Oniks" und "Kalibr" auf Küsten- und
Seeziele ab, berichtete die Agentur Tass. In der Barentssee wurden
der Einsatz von Torpedos sowie das Zusammenwirken mit Fliegerkräften
und Versorgungsschiffen erprobt. Die erste Serienfregatte des
Projektes 22350 wird nach bestandenem Abnahmeverfahren vermutlich in
die Nordflotte integriert. Die im Jahr 2018 in Dienst gestellte
Fregatte "Admiral Gorschkow" ist das Spitzenschiff des Projekts. Die
dritte Fregatte des Projekts heißt "Admiral Golowko". Vier weitere
Fregatten dieses Projekts befinden sich noch auf der Sewernaja-Werft
in St. Petersburg in Bau.

6. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9366: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Auch in der Corona-Krise gilt der Parlamentsvorbehalt

In Hinblick auf die oft tief in die persönlichen Grundrechte der
Menschen eingreifenden Maßnahmen zur Eindämmung der
Coronavirus-Pandemie fordert die Linke in Sachsen die
schwarz-grün-rote Koalition auf, dem Parlament Gesetzesentwürfe
rechtzeitig zur Beschlußfassung zuzuleiten. Durch exekutive
Regelungen und Verordnungen würden Landesgesetze faktisch außer Kraft
gesetzt oder umgangen, erklärte Fraktionschef Rico Gebhardt heute in
Dresden. So sehr die Lage derlei Eingriffe erfordern möge, könne es
keinen Freibrief für das Handeln der Regierung geben.

6. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9364: Tragisches und Kurioses - 06.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Zehn Verletzte durch hohe Kohlenmonoxid-Konzentration

In einer Wohnung in der Dortmunder Nordstadt haben zehn Menschen eine
Kohlenmonoxid-Vergiftung erlitten. Zwei Schwestern und sechs Kinder
im Alter von zwei bis acht Jahren sowie zwei Mitarbeiter des
Rettungsdienstes wurden zu Untersuchungen in Kliniken gefahren.
Ursache der überhöhten Gaskonzentration waren offenbar zwei brennende
Shisha-Pfeifen, die von den beiden 26 und 29 Jahre alten Frauen vor
dem Schlafengehen nicht ausgemacht worden waren. Die Kohlestücke
glühten in der Nacht weiter und verbreiteten ihr gefährliches Gas in
den Zimmern.

6. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8449: Aus Forschung und Technik - 06.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Transportkapsel Dragon fliegt einen Tag später zur Erde

Die US-Luft- und Raumfahrtbehörde NASA verschiebt die Rückkehr der
Frachtkapsel Dragon von der Internationalen Raumstation ISS um einen
Tag auf Dienstag. Weitere Details wurden nicht mitgeteilt. Zuvor
hatte die NASA berichtet, daß das Transportschiff des
US-Raumfahrtunternehmens SpaceX am Montag von der Raumstation
abgekoppelt werde. Der Raumfrachter Dragon war am 6. März mit rund
zwei Tonnen Nachschub und Materialien für wissenschaftliche
Experimente an Bord vom Weltraumbahnhof Cape Canaveral (Florida) zur
ISS gestartet. Es war die 20. und letzte Reise einer Kapsel der
ersten Dragon-Generation. Im Herbst soll erstmals das Nachfolgemodell
Dragon 2 zum Einsatz kommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8463: Aus aller Welt - 06.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Waldbrände in Sperrzone von Tschernobyl noch nicht unter Kontrolle

Die am Samstag in der Sperrzone um das 1986 havarierte Atomkraftwerk
von Tschernobyl ausgebrochenen Waldbrände konnten noch nicht
eingedämmt werden. Rund 25 Hektar Wald in der verwaisten Region
stehen in Flammen. Außerhalb der Sperrzone brennen Dutzende weitere
Hektar Wald. Die ukrainische Feuerwehr hat Löschflugzeuge im Einsatz.
Durch die Flammen wird verbliebener radioaktiver Niederschlag von
damals wieder aufgeweht. Aus der benachbarten Region Kiew wird
offiziell keine erhöhte Radioaktivität gemeldet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8418: Medizin und Gesundheitswesen - 06.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Studie zeigt Erfolg der Corona-Eindämmungsmaßnahmen

Nicht nur das sonnige Frühlingswetter läßt viele gegenwärtig mit den
Hufen scharren. Langsam werden einige schon etwas ungeduldig wegen
der Beschränkungen im öffentlichen Leben, die am 8. und 16. März in
Kraft traten, um die Ausbreitung des Coronavirus in Deutschland
einzudämmen. Offenbar sind die Maßnahmen erfolgreich. Eine
Arbeitsgruppe um Viola Priesemann vom Max-Planck-Institut für Dynamik
und Selbstorganisation in Göttingen hat laut Deutschem Ärzteblatt
eine Computersimulation entwickelt, um die Auswirkungen der Maßnahmen
gegen COVID-19 zu analysieren und die weitere Entwicklung zu
prognostizieren. Dabei zeigte sich, daß bereits die ersten Maßnahmen
vom 8. März (unter anderem Fußballspiele ohne Fans) einen deutlichen 
Effekt hatten. Gleiches galt für die Maßnahmen vom 16.
März, als Kindergärten und Schulen sowie viele Geschäfte und
öffentliche Einrichtungen geschlossen wurden. Laut Priesemann ist es
noch zu früh, den Effekt der am 22. März ausgerufenen Kontaktsperre
abzuschätzen. Aber angesichts der vorangegangenen Effekte zeigt sie
sich optimistisch, daß damit die Erkrankungszahlen auf ein
erträgliches Maß fallen müßten. Sollte die Isolation, so Priesemann,
dann in den folgenden zwei bis drei Wochen weiter sorgfältig
eingehalten werden, wird man über ein Zurückjustieren der
Maßnahmen reden können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8451: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Musterfeststellungsklage gegen VW in Großbritannien erfolgreich

Der High Court of Justice in London hat am Montag bestätigt, daß der
deutsche Autobauer VW in England und Wales Tausende von
Dieselfahrzeugen mit illegaler Software zur Vorspiegelung falscher
Abgaswerte im Fahrbetrieb verkauft hat. Rund 91.000 Käufer der
Modelle von VW, Audi, Seat und Skoda können auf Entschädigung hoffen.
Deren Höhe wurde noch nicht festgelegt. Von der
Musterfeststellungsklage berichtete unter anderem der Guardian. Der
Zeitung zufolge sind in Großbritannien fast 1,2 Millionen Fahrzeuge
mit der unzulässigen Abschaltvorrichtung auf den Markt gekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8373: Sprache, Kunst und Medium - 06.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Der alte Elbtunnel bleibt an Wochenenden für Besucher geschlossen

Wegen des zu erwartenden großen Andrangs war der alte Hamburger
Elbtunnel zum ersten Mal seit der Sanierung des Kulturerbe-Bauwerks
geschlossen.

Der 1911 im Stadtteil St. Pauli eröffnete Tunnel, der den nördlichen
Hafenrand mit den Werfen und Lagerschuppen verband, besteht aus zwei
gut 420 langen Röhren, die jedoch nur 1,92 Meter breit sind.

Wegen der Enge und Länge der Fahrbahnen sind die momentanen
Kontaktsperrevorschriften zwischen Menschen in der Öffentlichkeit kaum
einzuhalten. Auch die Aufzüge bieten nicht genug Raum. Deshalb blieb
der historische Tunnel am vergangenen Wochenende geschlossen.

Wie NDR 90,3 berichtete, beginnt die Sperrung bis auf weiteres
sonnabends um 0 Uhr und endet montags um 1 Uhr. Zudem ist der Tunnel
von Karfreitag um 0 Uhr bis zum darauffolgenden Dienstag um 1 Uhr
gesperrt. Wochentags bleibt er weiter offen. Besucher können dann das
frühere Freihafengelände zu Fuß erreichen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8440: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Taliban drängen auf Einhaltung von Friedensabsprachen

In Afghanistan haben die Taliban-Milizen die Befürchtung geäußert,
das zur Verhandlung stehende Friedensabkommen mit den USA könnte
nicht zustande kommen. Zum einen führen die US-Streitkräfte am
Hindukusch Drohnenangriffe auf Zivilisten durch, und zum anderen
verzögert die Regierung in Kabul die bereits zugesagte Freilassung
von 5000 Kriegsgefangenen. Die Taliban reklamieren für sich, daß sie sich
an die Absprachen halten und kaum noch Angriffe auf afghanische
Sicherheitskräfte durchführen. Allenfalls Außenposten würden
attackiert. Sollten die Streitkräfte der USA und Kabuls weiterhin
gegen die Absprachen verstoßen, behielten sich die Taliban vor, ihre
Kämpfe auszuweiten. Seitens der US-Armee verlautete, die Vorwürfe der
Taliban seien haltlos.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8454: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Scholz und Maas bieten EU-Partnern Hilfe in kommender Finanzkrise an

Bundesfinanzminister Olaf Scholz und Bundesaußenminister Heiko Maas
haben in einem Gastbeitrag für mehrere Zeitungen den europäischen
Partnern in der Bewältigung der von der Coronavirus-Pandemie
ausgelösten Wirtschaftskrise die Solidarität Deutschlands angeboten.
Finanzielle Hilfe soll vom Euro-Rettungsschirm ESM kommen. Außerdem
könnten Instrumente der Europäischen Investitionsbank und das von der
EU-Kommission vorgeschlagene Programm Sure in Anspruch genommen
werden. Anders als im Fall der Finanzkrise Griechenlands sollten
Kredite etwa für Italien und Spanien nicht mit Auflagen zur Kontrolle
der Ausgaben verknüpft werden. Wir bräuchten keine Troika, keine
Kontrolleure, keine Kommission, die Reformprogramme für ein Land
entwickelten, sondern schnelle und zielgenaue Hilfen, schreiben
Scholz und Maas. Die beiden Minister stehen offenbar in der Frage
sogenannter Corona-Bonds hinter der Auffassung der Bundesregierung,
welche diese ablehnt. Die Autoren gingen auf Maßnahmen gar nicht erst
ein, welche alle EU-Mitglieder in Verantwortung für Kredite einzelner
Staaten nähmen. Scholz und Maas betonten aber, man brauche ein klares
Zeichen europäischer Solidarität in der Corona-Pandemie. Deutschland
sei dazu bereit. Der Beitrag erschien Anfang der Woche bei Les Echos
in Frankreich, La Stampa in Italien, El País in Spanien, Público in
Portugal und Ta Nea in Griechenland. Für den kommenden Tag war eine
Videokonferenz der EU-Finanzminister zum Thema Finanzhilfen in der
Corona-Krise geplant.

6. April 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8423: Tragisches und Kurioses - 06.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Geschäftsmodell Kinderwagenklau

Das Landgericht Hamburg hat ein junges Paar verurteilt, das im
vergangenen Sommer in den angesagten Stadtteilen Eimsbüttel und
Hoheluft insgesamt 62 Kinderwagen einer Luxusmarke gestohlen hatte.
Möglicherweise sind noch Bekannte des Paares involviert.

Als Kopf der kleinen Bande wurde der bereits vorbestrafte 33 Jahre 
alte Mann zu drei Jahren und acht Monaten Haft verurteilt, seine 
33jährige Partnerin zu zwei Jahren auf Bewährung, wie NDR1 berichtete.

Während des Verfahrens erklärten die Angeklagten, bei der Suche nach
einer Kinderkarre für ihren eigenen Nachwuchs wären sie darauf
gestoßen, daß es einen Online-Handel mit gebrauchten Modellen für die
spezielle Marke gibt.

Das habe sie auf die Idee gebracht, damit ein Geschäft aufzuziehen. 
Sie grasten zwischen April und September des vergangenen Jahres Flure 
und Keller in den schmucken Altbauten der beiden Stadtviertel ab. Sie
flogen erst auf, als die Polizei einen Kinderwagen als Köder mit einem
Peilsender versah und diesen plazierte.

Der Gesamtschaden wird auf etwa 20.000 Euro geschätzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8452: Arbeit, Soziales und Familie - 06.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Dutzende protestieren gegen Atomtransport durchs Münsterland

Atomkraftgegner haben am Montag aus Protest gegen den Transport von
Uranhexafluorid aus der Aufbereitungsanlage der Firma Urenco nach
Rußland in Gronau und Münster Mahnwachen abgehalten. Die Aktionen
waren unter Auflagen mit Blick auf die Corona-Infektionsgefahr
genehmigt worden. Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz
hatte nach eigenen Angaben für jede Mahnwache 15 Teilnehmer und
Teilnehmerinnen angemeldet. Sie waren zum Tragen eines Mundschutzes
verpflichtet worden. Außerdem mußten die Demonstranten einen Abstand
von 1,5 Meter untereinander einhalten. Als der Atommülltransport das
Gelände der Urananreicherungsanlage in Gronau verließ, hatten sich
laut Polizei neun Personen zum Protest versammelt. Am Güterbahnhof in
Münster kamen am Mittag rund 50 Atomkraftgegner zusammen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8429: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Heftiges Erdbeben in Osttürkei

Der Osten der Türkei ist von einem heftigen Erdbeben der Stärke 4,7
erschüttert worden. Wie die Internetplattform hurriyet.de meldete,
soll es keine Verletzten oder Schäden gegeben haben. Das Epizentrum
des Bebens hat nach Auskunft der türkischen Katastrophenschutzbehörde
AFAD in Tusba, nördlich der Provinzhauptstadt Van, gelegen. Der
Van-See ist der größte See der Türkei und von bis zu 4000 Meter
hohen Bergen und Vulkanen umrahmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8440: Märkte und Finanzen - 06.04.2020 (SB)




VOM TAGE



EU-Sonderzölle auf Spielkarten, Feuerzeuge usw. aus den USA

Im Februar hatte die US-Regierung ihre Strafzölle auf Stahl- und
Aluminiumimporte auf Stahlnägel, Heftklammern, Draht, Kabel usw.
ausgeweitet. An diesem Montag setzte die EU-Kommission zur Revanche
an. In entsprechendem Umfang der US-Zölle sind bei Importen aus den
USA in die EU Sonderabgaben auf Spielkarten, Feuerzeuge,
Plastikabdeckungen für Möbel usw. fällig. Der Kommission zufolge
decken sich die Ausgleichsmaßnahmen mit den Pflichten der EU nach den
Regeln der Welthandelsorganisation WTO. Dieser wurden die Strafzölle
auch gemeldet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8452: Aus Forschung und Technik - 06.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Apple stellt jetzt Atemschutzmasken her

Zu Zeiten der Corona-Pandemie hat auch Hightech-Gigant Apple ein
neues Aufgabenfeld gefunden. Wie afp meldete, hat das Unternehmen aus
Cupertino einen Atemschutz entwickelt. Er besteht aus durchsichtigem
Plastik und soll das gesamte Gesicht abdecken. Der Schutz ist für
Krankenhauspersonal gedacht. Eigenen Angaben zufolge will das
Unternehmen in der Lage sein, eine Million Masken pro Woche
herzustellen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ENERGIE/1667: Den Regen für Hydrovoltaik nutzen (idw)

Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 03.04.2020

Den Regen für Hydrovoltaik nutzen



Wassertropfen, die auf Oberflächen fallen oder über sie gleiten, können
Spuren elektrischer Ladung hinterlassen, so dass sich die Tropfen selbst
aufladen. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts
für Polymerforschung (MPI-P) in Mainz haben dieses Phänomen, das
uns auch in unserem Alltag begleitet, nun detailliert untersucht. Sie
entwickelten eine Methode zur Quantifizierung der Ladungserzeugung und
entwickelten zusätzlich ein theoretisches Modell zum besseren Verständnis.
Nach Ansicht der Wissenschaftler könnte der beobachtete Effekt eine
Möglichkeit zur Energieerzeugung und ein wichtiger Baustein zum
Verständnis der Reibungselektrizität sein.

Wassertropfen, die über nicht leitende Oberflächen gleiten, sind überall
in unserem Leben zu finden: Vom Tropfen einer Kaffeemaschine über eine
Dusche bis hin zu einem Regenschirm bei Sturm. Wenn ein Tropfen über eine
solche Oberfläche gleitet, erzeugt er eine Ladungsspur. Folglich sammelt
der Tropfen die umgekehrte Ladung. Obwohl dieses Aufladungsphänomen
allgegenwärtig vorhanden ist, ist nur wenig darüber bekannt.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des MPI-P haben diesen Effekt nun
genauer untersucht. Dazu ließen sie nacheinander Tropfen über eine
geneigte Fläche aus hydrophobem Glas gleiten. Sie maßen die gesammelte
Ladung in Abhängigkeit von der Gleitlänge sowie von der Ladung, die durch
frühere rutschende Tropfen zurückgelassen wurde. Sie entwickelten ein
theoretisches Modell, das zwei gegensätzliche Effekte kombiniert: die
schnelle Deposition von Ladung durch aufeinanderfolgende Tropfen und die
langsame Entladung der Oberfläche hinter den Tropfen.

"Das Modell passt perfekt zu unseren experimentellen Beobachtungen", sagt
Dr. Amy Stetten, die als Postdoc in der Gruppe der beiden Professoren
Stefan Weber und Hans-Jürgen Butt arbeitet. Mit ihrem neu entwickelten
Modell wollen die Forscher grundlegende physikalische Effekte wie
Reibungselektrizität verstehen und auch Oberflächen entwickeln, die diesen
Effekt für die Stromerzeugung ausnutzen und verstärken.

Der damit verbundene Effekt der Reibungselektrizität ist ebenfalls wenig
verstanden. Es ist jedoch möglich, dass der beobachtete Effekt und
Reibungselektrizität eng miteinander verbunden sind. Viele von uns erleben
dies beim Föhnen der Haare. "Wenn zwei Haare in Kontakt kommen und sich
aufladen, sind es nie nur die beiden Haare, sondern die beiden Haare mit
einer Wasserschicht dazwischen. Einige Experimente in der Literatur
zeigen, dass man bei einer Luftfeuchtigkeit nahe Null keine Aufladung
aufgrund von Reibung mehr sieht", sagt Stetten.

Aus Anwendungssicht könnte der Effekt genutzt werden, um kleine Mengen an
Strom zu erzeugen, wo keine andere Quelle zur Verfügung steht. Dies kann
beispielsweise bei kleinen, stromsparenden Sensoren in isolierten,
regnerischen Umgebungen der Fall sein.

Die Forscher werden die Arbeit fortsetzen, um besser zu verstehen, wie das
Material der Oberfläche oder Eigenschaften wie Oberflächenrauhigkeit die
Trennung von Ladungen beeinflussen. Sie zielen darauf ab, Materialien
herzustellen, die Ladungen effektiver trennen, damit diese Oberflächen für
reale Anwendungen genutzt werden können.

Die Ergebnisse ihrer Forschung wurden in der renommierten Zeitschrift
"Soft Matter" veröffentlicht.


Originalpublikation:

Stetten, A. Z.; Golovko, D. S.; Weber, S. A. L.; Butt, H.-J.:

Slide electrification: charging of surfaces by moving water drops.

Soft Matter 15 (43), S. 8667 - 8679 (2019)

https://dx.doi.org/10.1039/c9sm01348b

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution350

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Polymerforschung, 03.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. April 2020 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1371: Trotz Handy abgehängt? - Quartiersbezogener Ansatz zur digitalen Inklusion Älterer (idw)

Institut Arbeit und Technik - 03.04.2020

Trotz Handy abgehängt? - IAT entwickelt quartiersbezogenen Ansatz zur
digitalen Inklusion Älterer



Die virtuelle Welt hält den Kontakt: Telefonkonferenzen und Videoanrufe
sind derzeit überall angesagt. Die aktuelle Corona-Krise führt aber
eindrücklich vor Augen, wie wichtig gerade für schwächere Gruppen die
Einbindung in die digitale Gesellschaft ist. Denn an rund einem Fünftel
der Bevölkerung ist die Digitalisierung bisher vorbeigegangen, darunter
vor allem Ältere, gering Qualifizierte und Alleinlebende. Wie man ihnen
zur Teilhabe verhelfen kann - nicht im Internet, sondern vor Ort auf
Quartiersebene - zeigen aktuelle Forschungen des Instituts Arbeit und
Technik (IAT/Westfälische Hochschule Gelsenkirchen).

Das Projekt "DigiQuartier - Digitalisierung in der Pflege als Chance für
eine alters- und behindertengerechte Quartiersentwicklung in der
Emscher-Lippe-Region" des Kreises Recklinghausen will mit einem
quartiersbezogenen Ansatz die Nutzung und Verbreitung digitaler Anwendungen
fördern. "Insbesondere den pflege- und hilfsbedürftigen älteren Menschen im
Quartier sollen mittels moderner Technologien Möglichkeiten eröffnet
werden, länger eigenständig und selbstbestimmt in den eigenen vier Wänden
leben zu können", meint der IAT-Forscher Michael Cirkel. Denn trotz aller
Bemühungen besteht weiterhin eine Digitalisierungslücke in den höheren
Altersgruppen, die zunehmend die Lebensführung beeinträchtigt: Sie machen
immer häufiger die Erfahrung, dass bestimmte Dienste wie z.B.
Bargeldauszahlungen, Fahrkartenkauf oder Reservierungen nur noch per
Internet oder Automat verfügbar sind.

Technologiegetriebene Verbreitungsansätze, die sich an den Geräten und
ihrer Ausstattung orientieren, erreichen diese Gruppen allerdings kaum.
"Erfolgversprechender sind Strategien, die Technologie erfahrbar und den
Nutzen praktisch deutlich machen", weiß Cirkel. Zugang über Sachthemen,
die Gestaltung einer Veranstaltung oder eines Kurses auch als soziales
Angebot sind wesentlich für die Motivation und dauerhafte Teilnahme, zeigen
die Projekterfahrungen. Organisatorisch hat sich eine Mischung aus
regelmäßigem offenen Gruppenangebot mit Sachinput und Trainingsanteilen
sowie einer begleitenden individuellen Beratung unter Einbeziehung
Ehrenamtlicher als guter, wenngleich sehr aufwendiger Weg erwiesen.

Bei der Suche nach einer Möglichkeit, digitale Geräte unmittelbar
erfahrbar zu machen, hat die "Bücherei der Dinge" Vorreitercharakter. Die
Idee, ältere Menschen als eine der größten Nutzergruppen von öffentlichen
Bibliotheken in diesem Umfeld abzuholen und ihnen in einem bekannten
Rahmen ein breites Angebot z.T. relativ kostspieliger Geräte zur Verfügung
zu stellen, scheint nach den ersten Erfahrungen in die richtige Richtung
zu gehen, so der IAT-Forscher.

Ein wesentliches Erfolgskonzept ist die Verbindung mit dem
Quartiersmanagement, also ein von der Bevölkerung wahrnehmbarer
Ansprechpartner, der nicht ausschließlich Technikexperte ist, sondern die
Situation vor Ort kennt und sich auch anderer Probleme im Quartier
annimmt.


Originalpublikation:

https://www.iat.eu/forschung-aktuell/2020/fa2020-04.pdf

Weitere Informationen unter:

http://www.digi-quartier.de

- Projektinfo

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution220

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut Arbeit und Technik, 03.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RAUMFAHRT/1030: Guatemala - Griff nach den Sternen (poonal) 

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala 

Griff nach den Sternen

Von Martin Reischke



Guatemala hat einen eigenen Kleinsatelliten für Forschungszwecke
ins All gebracht. Der Würfel mit dem Namen "Quetzal-1" soll Guatemala
in ein neues Zeitalter katapultieren.

(Guatemala-Stadt/Berlin, 27. März 2020, npla) - KiboCube - auf Deutsch
"Würfel der Hoffnung" - heißt ein Programm, mit dem Japan und die
Vereinten Nationen finanzschwache Länder ohne eigenes Weltraumprogramm
unterstützen. Sie können so eigene Kleinsatelliten für
Forschungszwecke ins All bringen - zum Beispiel Guatemala.

Nur zehn Zentimeter Kantenlänge hat der Würfel mit dem Namen
"Quetzal-1", der Guatemala in ein neues Zeitalter katapultieren soll.
Schon Anfang März ist der nach dem guatemaltekischen Nationalvogel
benannte Kleinsatellit an Bord einer Trägerrakete vom
US-Weltraumbahnhof Cape Canaveral zur Internationalen Raumstation ISS
gereist. Bald wird er im All ausgesetzt werden - von dort soll er
Aufnahmen von guatemaltekischen Flüssen, Seen und Meeresoberflächen
machen. Mit den Bildern lässt sich der Chlorophyllgehalt der Gewässer
bestimmen und damit deren Verschmutzungsgrad. "Ein solcher Satellit
ist sehr nützlich, weil man mit ihm die natürlichen Ressourcen besser
verwalten kann", erklärt Luis Zea, Weltraumingenieur und Co-Direktor
des Projekts. "Man kann Oberflächenveränderungen auf der Erde
erkennen, die z.B. durch Waldbrände, Abholzung oder eben die
Verschmutzung von Gewässern verursacht werden."

Weil für Länder des globalen Südens die Entwicklung und Nutzung von
Kleinsatelliten bisher meist zu teuer ist, hat das Büro für
Weltraumfragen der Vereinten Nationen UNOOSA (United Nations Office
for Outer Space Affairs) in Wien die "Access to Space 4
All"-Initiative ins Leben gerufen, die auch weniger finanzstarken
Staaten den Weg in den Weltraum ebnen soll.

Das Entwicklerteam von der Universidad del Valle in Guatemala glaubte
anfangs allerdings kaum daran, dass ihr Kleinsatellit "Quetzal-1" es
tatsächlich einmal in den Weltraum schaffen würde. "Wir haben das eher
als langfristiges akademisches Projekt gesehen, weil wir überhaupt
nicht das nötige Budget für den Start eines Minisatelliten hatten,
denn der kostet schnell einmal 100.000 US-Dollar", erinnert sich Luis
Zea.

Doch die Forscherinnen und Forscher aus dem kleinen
zentralamerikanischen Land hatten Glück: Sie bewarben sich mit ihrem
Projekt um die Teilnahme am KiboCube-Programm, einer der
Fördermöglichkeiten der "Access to Space 4 All"-Initiative - und
erhielten eine Zusage. Die Kosten für den Start des Satelliten werden
nun vom UN-Büro UNOOSA sowie der japanischen Weltraumagentur JAXA
übernommen, die den Satelliten mit ihrem in der Internationalen
Raumstation ISS installierten Kibo-Modul - einer Art Roboterarm - ins
All bringen soll.


Internationale Förderung als Qualitätssiegel

Mit dem KiboCube-Programm will UNOOSA nicht nur die Einstiegshürde für
die Entsendung von Kleinsatelliten senken, sondern auch das Wissen um
Design und Konstruktion von Weltraumtechnik fördern. In Guatemala
wurde dieses Ziel mit der Entwicklung von "Quetzal-1" bereits
erreicht: Mehr als 100 Professor*innen, Studierende und Freiwillige
von der Universidad del Valle de Guatemala waren in den vergangenen
Jahren an der Entwicklung des Satelliten beteiligt. Die Teilnahme am
KiboCube-Programm gab dem Team nicht nur finanziellen Rückenwind. "Die
internationale Förderung war für uns auch eine Art Qualitätssiegel und
hat uns gezeigt, dass wir international mithalten können", erläutert
Co-Direktor Luis Zea.

Auch wenn Kleinsatelliten für viele Industriestaaten längst zum Alltag
zählen, haben Zea und sein Team von Studierenden der Universidad del
Valle in Guatemala mit der Entwicklung des "Quetzal-1" Neuland
betreten. Denn trotz der Förderung durch das KiboCube-Programm fehlte
es den Wissenschaftler*innen nicht nur an ausreichendem Budget,
sondern auch an Erfahrung mit der Entwicklung eines Satelliten. Selbst
von der guatemaltekischen Regierung gab es keine finanzielle
Unterstützung. Doch das Team machte aus der Not eine Tugend: Wo andere
Universitäten teure Spezialteile einfach einkaufen können,
entwickelten die Forscher*innen der Universidad del Valle die meisten
Komponenten einfach selbst.


Keine finanzielle Unterstützung von der Regierung

Schon 2014 hatte die Gruppe um den guatemaltekischen Weltraumingenieur
mit dem Projekt begonnen. Die Studierenden entwarfen das Design und
entwickelten das komplexe technische Innenleben von "Quetzal-1". Der
nun fertige Satellit gehört zur Klasse der so genannten CubeSats, die
sich aus einer oder mehreren würfelförmigen Baueinheiten von nur zehn
Zentimeter Kantenlänge zusammensetzen.

Als die Trägerrakete mit dem Kleinsatelliten Anfang März am Cape
Canaveral an den Start ging, war Luis Zea, der heute an der University
of Colorado in den USA arbeitet, natürlich mit dabei. Später dann,
wenn "Quetzal-1" von der Internationalen Raumstation ISS aus auf die
Erdumlaufbahn gebracht wird, wird das Entwicklerteam im
Kontrollzentrum an der Universidad del Valle in Guatemala gespannt
darauf warten, welche Informationen der Satellit an die Erde sendet.
Doch neben der technologischen Entwicklung geht es bei dem Projekt
noch um etwas anderes: "Wir wollen die Mentalität der Menschen ändern,
indem wir ihnen zeigen, dass auch wir in einem Entwicklungsland wie
Guatemala all die Dinge erreichen können, die für die entwickelten
Staaten längst selbstverständlich sind", sagt Weltraumingenieur Luis
Zea.


Quetzal-1 zeigt: Auch ein Entwicklungsland kann viel
erreichen

Tatsächlich ist Guatemala in ganz Zentralamerika nach Costa Rica erst
das zweite Land, das einen eigenen Satelliten in den Orbit schickt.
Doch auch für Länder des globalen Südens ohne eigene
Satellitenprogramme gibt es schon heute Möglichkeiten, im Weltraum
erfasste Daten zu nutzen. Zum Beispiel über das UN-Programm SPIDER -
eine Plattform der Vereinten Nationen für raumfahrtgestützte
Informationen für Katastrophenmanagement und Notfallmaßnahmen (Space-
based information for Disaster Management and Emergency Response).

"Unsere Mission ist es, den Entwicklungsländern das Know-How zu
vermitteln, damit diese Satellitenbilder der Industrienationen nutzen
und auswerten können", erklärt Juan Carlos Villagrán, der Direktor von
UN-SPIDER. Das Programm greift auf europäische oder US-amerikanische
Satellitendaten zurück, zum Beispiel aus dem europäischen
Erdbeobachtungsprogramm Copernicus. Doch auch wenn der Zugang zum
Programm kostenlos ist und jedem Land offensteht - bevor die
Satellitendaten sinnvoll verwendet werden können, müssen die lokalen
Stellen weitergebildet werden.

"Die Katastrophenschutzbehörden haben keine Erfahrung im Umgang mit
diesen Anwendungen, sie wissen nicht, wie man die Satellitendaten
verwenden kann, und deshalb müssen wir sie dafür sensibilisieren",
sagt Villagrán. Also organisiert er Workshops, um dem Behördenpersonal
zu zeigen, wie man aus den Satellitenbildern wichtige Daten gewinnen
kann. Auch Guatemala nutzt die Satellitendaten, die UN-Spider
bereitstellt - zuletzt zum Beispiel, um die Folgen eines verheerenden
Vulkanausbruchs im vergangenen Jahr besser abschätzen zu können.

Für Guatemala ist aber auch das eigene Satellitenprogramm mit dem
Start von "Quetzal-1" keineswegs beendet. Denn zum Gewinner der
aktuellen Runde des KiboCube-Programms wurde das zentralamerikanische
Integrationssystem SICA (Sistema de Integración Centroamericana)
gekürt - eine Art EU Mittelamerikas. Die Organisation will nun einen
eigenen Kleinsatelliten entwickeln, um Waldbrände in der Region besser
beobachten und dokumentieren zu können. Mit dabei sind Ingenieure der
zwei zentralamerikanischen "Satelliten-Nationen": Costa Rica - und
natürlich Guatemala.


Zu dem Artikel gibt es einen Podcast:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/griff-nach-den-sternen/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/griff-nach-den-sternen-2/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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EUROPA/1856: Bundesregierung muss ihre ideologische Blockade bei Corona-Bonds aufgeben

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. April 2020

Bundesregierung muss ihre ideologische Blockade bei Corona-Bonds aufgeben



Zur morgigen Videokonferenz der Eurogruppe und der Debatte um
Corona-Bonds erklären Sven-Christian Kindler, Sprecher für
Haushaltspolitik, und Dr. Franziska Brantner, Sprecherin für
Europapolitik:

Europa wartet auf ein starkes pro-europäisches Signal von der
Bundesregierung. Die Mehrheit der EU-Mitgliedsstaaten hat gemeinsame
Anleihen zur Bekämpfung der Pandemie und ihrer Folgen gefordert.
Ökonominnen und Ökonomen verschiedener Denkschulen halten Corona-Bonds
ebenso für die beste ökonomische Lösung, um die Kosten dieser
historischen Krise gemeinsam zu schultern. Was braucht es eigentlich
noch, damit Scholz und Merkel ihre ideologischen Vorurteile abbauen?

Dass der Kreditspielraum der europäischen Förderbank erhöht werden
soll, begrüßen wir. Ebenso ist der Kommissionsvorschlag für eine
europäische Arbeitslosenrückversicherung SURE eine wichtige Maßnahme.
Auch die Nutzung des ESM ohne Austeritätsauflagen kann einen
sinnvollen Beitrag leisten. Das alles wird aber in dieser schweren
Situation nicht ausreichen und greift ökonomisch insgesamt zu kurz.

In dieser historischen Krise ist es in unserem Interesse, dass alle
Mitgliedsstaaten alle Anstrengungen unternehmen können, um ihre
Gesellschaften und Wirtschaft zu stabilisieren, ohne eine Eurokrise zu
riskieren. Die deutsche Wirtschaft werden wir nicht mit einem
Binnenmarkt wieder ankurbeln können, der zur Hälfte darniederliegt. Es
geht hier um eine einmalige Lastenteilung, um die Stabilisierung des
Gesundheitswesens, die Bewältigung der ökonomischen Krise und den
Wiederaufbau in Europa. Dies gelingt am besten mit einmaligen
europäischen Anleihen.

Die ideologische Ablehnung der Bundesregierung gegen Corona-Bonds
gefährdet deutsche Wirtschaftsinteressen und politische Interessen. Es
darf nicht schon wieder zu einem "too little, too late" aufgrund von
Deutschland in Europa kommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. April 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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EUROPA/1004: Solidarität für unsere europäischen Partner in der Corona-Krise

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2020

Solidarität für unsere europäischen Partner in der Corona-Krise

Schnelle, pragmatische und rechtssichere Hilfen über ESM, EIB und
SURE, keine Corona-Bonds



Im Vorfeld der Videokonferenz der Finanzminister der Eurogruppe am 7.
April 2020 werden verschiedene Finanzhilfen für die besonders von der
Corona-Pandemie betroffenen Mitgliedstaaten diskutiert, insbesondere
die vorsorgliche Kreditlinie ECCL des Europäischen
Stabilitätsmechanismus (ESM), ein Kreditgarantiefonds der
Europäischen Investitionsbank (EIB) für kleine und mittlere
Unternehmen, ein europäisches Programm für Kurzarbeitergeld (SURE),
aber auch die Einführung von sogenannten Corona-Bonds. Dazu erklären
Andreas Jung, stellvertretender Fraktionsvorsitzender, und Eckhardt
Rehberg, und haushaltspolitischer Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion:

Andreas Jung: "In der Corona-Krise ist Solidarität in Europa
Gebot der Stunde. Wir werben für einen Dreiklang der Solidarität aus
ESM, EIB und SURE. Länder wie Italien und Spanien, die von der Krise
hart getroffen sind, sollen mit Krediten aus dem ESM die Folgen der
Krise bekämpfen können. Die Voraussetzungen müssen geschaffen und die
Bedingungen angepasst werden, damit die Mittel kurzfristig in
Anspruch genommen werden können. Die Europäische Investitionsbank
(EIB) muss gestärkt werden, damit sie nach Vorbild der KfW effizient
kleinere und mittlere Unternehmen in der Krise stützen kann. Wir
befürworten die SURE-Initiative von Ursula von der Leyen als
befristete Hilfe in einer Notsituation. So kann Europa dazu
beitragen, den durch die Krise hart getroffenen Menschen mit
Kurzarbeit eine Brücke zu bauen. Darum geht es, nicht um eine
europäische Arbeitslosenversicherung, nicht um Vereinheitlichung des
Kurzarbeitergelds und nicht um Vergemeinschaftung von Schulden. Für
alle drei Maßnahmen gilt: Jetzt geht es um zeitnahe Umsetzung, damit
die Hilfe schnell ankommt. Die Union ist dazu bereit, bei der
notwendigen Beteiligung des Bundestags dafür Verantwortung zu
übernehmen."

Eckhardt Rehberg: "Deutschland ist auch in der Corona-Krise
solidarisch mit seinen europäischen Partnern. CDU und CSU im
Deutschen Bundestag tragen pragmatische und schnell umsetzbare
Lösungen mit, sofern diese im Rahmen der EU-Verträge und der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts beschlossen werden. Wir
brauchen Verlässlichkeit für die betroffenen Staaten und keine Klagen
vor Gerichten. Für langwierige Rechtsänderungen haben wir keine Zeit.
Sofern das Budgetrecht des Deutschen Bundestages betroffen ist, muss
es eine parlamentarische Befassung geben.

Corona-Bonds erfüllen diese Bedingungen nicht. Sie sind mit den
geltenden Verträgen nicht vereinbar. Sie würden eine andere
Architektur der Eurozone mit gegenseitiger Schuldenhaftung bedeuten.
Corona-Bonds würden zu maximaler Rechtsunsicherheit und neuen
Verwerfungen innerhalb der Eurozone führen. Die Unionsfraktion lehnt
Corona-Bonds ab."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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GESUNDHEIT/728: Deutschland als Produktionsstandort stärken

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. April 2020

Deutschland als Produktionsstandort stärken



Zur aktuellen kritischen Versorgung mit Schutzausrüstung in der
Corona-Pandemie können Sie die gesundheitspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag, gerne wie folgt zitieren:

"Es war richtig, dass sich der Bund der zentralen Beschaffung von
Atemschutzmasken und weiterem Bedarf angenommen hat. Nun wird auf
allen Ebenen versucht, den Bedarf an Schutzausrüstung schnell und
umfassend sicherzustellen. Hier sind vor allem auch die Länder, die
Kassenärztliche Vereinigungen und die Träger von
Gesundheitseinrichtungen gefragt.

Die aktuelle Auslieferung mehrerer Millionen Masken deckt nur
teilweise den dringlichen Bedarf. Es ist daher richtig, dass der
Produktionsstandort Deutschland neben weiterhin notwendigen Importen
gestärkt wird, damit wir mittelfristig die Abhängigkeit von
Drittstaaten verringern."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MILITÄR/688: In der Corona-Krise steht die Bundeswehr bereit

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. April 2020

In der Corona-Krise steht die Bundeswehr bereit

Truppe unterstützt mit Amtshilfe und stellt spezielles Einsatzkontingent
auf



Im Kampf gegen das Coronavirus leistet die Bundeswehr auf
verschiedenen Ebenen einen wichtigen Beitrag. Dazu erklärt der
verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU - Bundestagsfraktion,
Henning Otte:

"Die Bundeswehr hat ein 15.000 Soldaten starkes
'Corona-Einsatzkontingent' aufgestellt, um in der jetzigen Krise zu
unterstützen. Sie sollen gegebenenfalls im Sanitätsdienst und im
Bereich der Logistik helfen. So wird es möglich sein, zivile Kräfte
zu entlasten, falls die Krise sich weiter verschärft. Das ist eine
vorsorglich getroffene Hilfsmöglichkeit, um schnell und verzugslos
handeln zu können. Dazu kommen etwa 17.000 Soldaten des
Sanitätsdienstes der Bundeswehr, die unterstützen, wo sie können.
Außerdem bringen die vier Bundeswehrkrankenhäuser etwa 80% ihrer
Kapazitäten in die zivile Gesundheitsversorgung ein.

Aktuell leistet die Bundeswehr im Rahmen der Amtshilfe jetzt schon
einen wichtigen Beitrag. Soldatinnen und Soldaten helfen bei der
Beschaffung von medizinischen Schutzausstattungen. Zudem stellt die
Bundeswehr in ihren Kasernen Infrastruktur zur Verfügung, um
Quarantänemöglichkeiten zu schaffen. Sie ist bereit, alles an Hilfe
zu leisten, was sie leisten kann. Das funktioniert. Alle Beteiligten
leisten wie immer hervorragende Arbeit.

Wichtig ist, dass Europa geeint in dieser Krise zusammenzusteht. Die
Bundeswehr hat bereits unsere italienischen und französischen Partner
unterstützt und schwer erkrankte Patienten nach Deutschland
transportiert. Dafür verfügt sie mit dem MedEvac-Airbus über die
außergewöhnliche Fähigkeit 'fliegender Intensivstationen'.

Da die Corona-Pandemie noch nicht ihren Höhepunkt erreicht hat, hält
die Bundeswehr nun Fähigkeiten vor, um bereitzustehen. Deshalb ist
die Aufstellung eines 'Corona - Einsatzkontingents' der Bundeswehr
eine richtige Entscheidung.

Auf unsere Truppe ist Verlass, wenn es um die Sicherheit der
Bürgerinnen und Bürger Deutschlands geht. Dafür gebührt Ihnen sowie
allen anderen Mitbürgerinnen und Mitbürgern, die in dieser Krise
zusammenstehen und alles geben, Anerkennung und Dank."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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FINANZEN/1584: Kredite für Mittelstand - 100 Prozent Staatshaftung allein reichen nicht

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. April 2020

Kredite für Mittelstand: 100 Prozent Staatshaftung allein reichen nicht



"Das vom Corona-Kabinett beschlossene Kreditprogramm mit
100-prozentiger Staatshaftung ist zwar grundsätzlich das richtige
Instrument zur Stabilisierung des Mittelstandes in der gegenwärtigen
Krise. Notwendig ist es aber auch, Zinszahlungen und Laufzeiten der
Kredite so zu bemessen, dass diese von den Unternehmen auch angenommen
werden", erklärt Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE und Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft und
Energie, zu Beschlüssen des Corona-Kabinetts zu Krediten für den
Mittelstand. Ernst weiter:

"Wenn aufgrund der 100-prozentigen Übernahme der Kreditrisiken durch
die KfW für die Hausbanken kein Risiko mehr besteht, müssen sich auch
deren Zinsen auf ein Minimum beschränken. Die Regularien der
Kreditvergabe müssen so gestaltet werden, dass kurzfristig und mit
möglichst wenig Bürokratie eine schnelle Kreditvergabe erfolgen kann."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. April 2020

Deutscher Bundestag
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GESUNDHEIT/1183: Gesundheit und Pflege dürfen nicht dem Markt überlassen werden

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. April 2020

Gesundheit und Pflege dürfen nicht dem Markt überlassen werden



"Die Beschäftigten halten das Gesundheitssystem am Laufen, nicht die
Politik und schon gar nicht die Investoren", erklärt Pia Zimmermann,
pflegepolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den
Weltgesundheitstag am 7. April. "Die Fachkräfte in der Alten- und
Krankenpflege, die Hebammen und mit ihnen viele Beschäftigte im
Gesundheitsbereich müssen ihren Beruf aktuell unter widrigsten
Umständen ausüben. Es fehlt an Schutzmaterial, und das Gehalt ist viel
zu niedrig für diese verantwortungsvollen Berufe. Die Fachkräfte waren
auch schon vor der Corona-Krise überlastet und sind es jetzt erst
recht. Da muss umgehend gegengesteuert werden. Die Beschäftigten
brauchen sofort Sicherheit - gesundheitlich, arbeitsrechtlich und
finanziell - und eine langfristige Perspektive in all diesen
Bereichen." Zimmermann weiter:

"Zu dieser langfristigen Perspektive gehört auch der Umbau des
Gesundheitssystems. Es muss weg von der Orientierung an Profit und
Effizienz hin zu einer Gesundheitspolitik, die den Menschen, seine
Bedürfnisse und seinen Bedarf in den Mittelpunkt stellt. Die
vergangenen Wochen haben eindrücklich bewiesen, dass der Markt gar
nichts regelt und wir ihm nichts überlassen dürfen - schon gar nicht
unser Grundrecht auf Gesundheit und Pflege. Gesundheit und Pflege sind
keine Ware und dürfen kein Spekulationsobjekt sein."

 * 
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GESUNDHEIT/1182: Pflegekräfte haben schon lange mehr verdient

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. April 2020

Pflegekräfte haben schon lange mehr verdient



Der Sprecher des Spitzenverbands der Gesetzlichen
Krankenversicherungen und der Vizepräsident des Arbeitgeberverbands
Pflege, Friedhelm Fiedler, haben sich offen für einen Einmal-Bonus von
bis zu 1.500 Euro für Pflegekräfte erklärt. Dazu sagt Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Es ist eine gute Nachricht, dass angesichts der
Corona-Ausnahmesituation die Debatte um mehr Geld für Pflegekräfte
Fahrt aufnimmt. Wer glaubt, die Besserstellung von Pflegekräften mit
einer Einmalzahlung erledigen zu können, verkennt, was die
Pflegekräfte bereits vor der Krise geleistet haben. Bereits vor der
Corona-Krise waren Krankenhausstationen häufig unterbesetzt, ein
großer Teil der Pflegekräfte gab den Beruf wegen Überlastung und
schlechter Bezahlung vorzeitig auf. Ich begrüße Bonuszahlungen für die
Belastung der Beschäftigten in der Corona-Krise, aber: Kassen und
Arbeitgeber sollen nicht glauben, das Thema damit vom Tisch zu
bekommen.

Im Gegenteil werden wir den Pflegenotstand nur mit einer generellen
Aufwertung der Pflegearbeit in den Griff bekommen. Die Linke schlägt
dazu als ersten Schritt einen Aufschlag von 500 Euro monatlich auf
alle Pflege-Gehälter und einen allgemeinverbindlichen Tarifvertrag in
der Altenpflege vor. Demgegenüber ist es das völlig falsche Signal,
dass die Verhandlungen zwischen ver.di und der Bundesvereinigung der
Arbeitgeber in der Pflegebranche über einen Tarifvertrag in der
Altenpflege ausgesetzt wurden.

Wenn wir die Pflegekräfte jetzt generell besser bezahlen, können wir
den Pflegenotstand mittelfristig in den Griff bekommen und sind dann
auch langfristig besser für künftige Pandemien gerüstet.

 * 
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RECHT/630: Kein Recht zweiter Klasse - Schutz von Leben und Gesundheit für alle

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. April 2020

Kein Recht zweiter Klasse - Schutz von Leben und Gesundheit für alle



"Alle Menschen haben das gleiche Recht auf den bestmöglichen Schutz
der Gesundheit - so sagt es der UN-Sozialpakt. Doch völkerrechtliche
Vereinbarungen scheinen für die EU und ihre Mitgliedsstaaten dann
vergessen, wenn es um geflüchtete Menschen geht. Die Quarantäne von
Menschen in Massenlagern ist ein weiterer Tiefpunkt der Politik
europäischer Verantwortlicher. Dass nun aber in Griechenland
Corona-Infizierte in Lagern wie Ritsona und Malakasa nahe Athen nicht
etwa isoliert behandelt werden, sondern weiter tagtäglich zwangsweise
im Kontakt mit etlichen anderen Menschen sind, stellt einen neuen
Negativrekord der Verantwortungslosigkeit und Inhumanität dar",
erklärt Michel Brandt, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe des Bundestages, zu Corona-Fällen
in griechischen Flüchtlingslagern. Brandt weiter:

"Es ist absurd daran erinnern zu müssen, und dennoch scheint es
aktuell in Vergessenheit geraten zu sein: Auch geflüchtete Menschen
haben das Recht auf den Schutz ihres Lebens und ihrer Gesundheit.
Dieser Schutz ist in überfüllten Flüchtlingslagern schlicht und
einfach nicht möglich. Die Evakuierung dieser Lager ist der einzig
gangbare Weg. Der aktuelle Kurs nimmt den Tod vieler Menschen wieder
einmal billigend in Kauf - wie wir es von der EU und ihrer
Tatenlosigkeit angesichts des Sterbens im Mittelmeer kennen. Es darf
kein Recht zweiter Klasse geben. Die EU muss sich unter federführender
Beteiligung der deutschen Bundesregierung für die sofortige
Evakuierung aller Menschen aus den griechischen Flüchtlingslagern
entscheiden und dazu einen Beitrag leisten. Dezentrale Unterbringung
statt Massenquarantäne, Zugang zum Gesundheitssystem für alle Menschen
statt Ausschluss Geflüchteter."

 * 
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SOZIALES/2732: Zentrale Unterbringung und Leistungskürzungen für Asylsuchende beenden

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. April 2020

Absichtsvoll im Sozialschutz-Paket vergessen: Zentrale Unterbringung und Leistungskürzungen für Asylsuchende beenden!



Während der Corona-Pandemie muss die Situation von Asylsuchenden
umgehend verbessert werden, erklärt der Bundesgeschäftsführer der
Partei DIE LINKE, Jörg Schindler:

Die Unterbringung von Asylsuchenden in Heimen, also auf engstem Raum,
stellt Bewohnende wie Behörden vor große Schwierigkeiten. Die
Bundesregierung hat diesen Aspekt in ihrem Sozialschutzpaket komplett
ignoriert. Weiterhin erhalten auch alleinstehende Asylbsuchende in
Heimen ihre Regelbedarfsleistungen wie Ehepartner - obwohl sie
aufgrund der Corona-Pandemie Abstand halten sollen. Und Asylbsuchende,
die angeblich nicht an der Beschaffung von Unterlagen zur
Identitätsermittlung mitwirken, erhalten nochmals gekürzte
Leistungen - obwohl sie gegenwärtig weder Ämter, Botschaften noch
ihren Rechtsanwalt aufsuchen können.

Die Folgen dieser absichtsvollen Ignoranz der Bundesregierung müssen
die Betroffenen ausbaden, die jetzt in jedem Einzelfall ihre
berechtigten Ansprüche vor den Asylkammern der Sozialgerichte
einklagen müssen. DIE LINKE ist hier an ihrer Seite. Einige positive
Eilverfahrens-Entscheidungen liegen bereits vor. Der Skandal jedoch
bleibt.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. April 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9679: Heute im Bundestag Nr. 372 - 06.04.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 372

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. April 2020, Redaktionsschluss: 15.12 Uhr

1. Mitarbeit an OECD-Steuerreformplänen

2. Bund und Länder stimmen sich ab

3. Kommunalfinanzausgleich ist Ländersache

4. Informationsrechte bleiben gewahrt

5. Versicherer investieren mehr in Aktien

6. Veränderte Aufgaben für Gesundheitsdienst

7. Linke fragt nach Arzneimittelfälschungen



1. Mitarbeit an OECD-Steuerreformplänen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung bringt sich engagiert in die
Arbeit der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD) für eine angemessene Besteuerung von Unternehmen
der digitalen Wirtschaft ein. Sie unterstütze dabei das Ziel, die
Stabilität der internationalen Steuerrechtsordnung und die damit
verbundene steuerliche Rechtssicherheit zu erhöhen, teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17873) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/17368) mit, die sich nach der Einführung eines
Mindeststeuersatzes (Pillar 2) im Zusammenhang mit den
OECD-Steuerreformplänen erkundigt hatte. Die Besteuerung solle dort
erfolgen, wo die Unternehmen ihre unternehmerischen Aktivitäten
entfalten und wirtschaftliche Wertschöpfung erzielen würden.

 * 

2. Bund und Länder stimmen sich ab

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Zu einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs zur
Mehrwertsteuersystemrichtlinie im Zusammenhang mit der Vermietung
beziehungsweise dem Leasing eines Fahrzeugs erfolgt derzeit eine
Abstimmung zwischen Bund und Ländern über ein BMF-Schreiben. Dies
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17876) auf eine Kleine
Anfrage (19/17382) der FDP-Fraktion mit.

 * 

3. Kommunalfinanzausgleich ist Ländersache

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Gestaltung des kommunalen Finanzausgleichs
erfolge in alleiniger Kompetenz der einzelnen Länder, schreibt die
Bundesregierung ihrer Antwort (19/17766) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/17351). Dass die Höhe der Nivellierungshebesätze in
den kommunalen Finanzausgleichssystemen einen Einfluss auf die Wahl
der Gewerbe- und Grundsteuerhebesätze haben könne, sei allgemein
bekannt.

 * 

4. Informationsrechte bleiben gewahrt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Aus Sicht der Bundesregierung bleiben die
Informationsrechte des Deutschen Bundestages und die damit
korrespondierenden Auskunftspflichten der Bundesregierung nach dem
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Bankenunion vom 30. Juli 2019
unverändert. Dies teilt die Regierung in ihrer Antwort (19/17952) auf
eine Keine Anfrage der FDP-Fraktion (19/16795) mit.

 * 

5. Versicherer investieren mehr in Aktien

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Versicherungssumme aller kapitalbildenden
Lebensversicherungen in Deutschland beläuft sich auf rund 1.600
Milliarden Euro. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17953)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/17403) weiter mitteilt,
haben die Bestände, die zur Abwicklung an sogenannte
Run-Off-Plattformen übertragen wurden, eine Versicherungssumme von
122,5 Milliarden Euro. Die Gesamtverzinsung der Verträge beträgt
sowohl in der Versicherungsbranche als auch bei den Run-Off-Beständen
2,4 Prozent (Median).

Wie die Bundesregierung weiter mitteilt, haben die Lebensversicherer
immer mehr Geld in Aktien angelegt. Der Aktienanteil an der gesamten
Kapitalanlage der Lebensversicherer sei von 5,4 Prozent im Jahr 2014
auf 7,3 Prozent im Jahr 2018 gestiegen.

 * 

6. Veränderte Aufgaben für Gesundheitsdienst

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) ist nach
Ansicht der Bundesregierung von großer Bedeutung. Die zeige sich nicht
erst im Zusammenhang mit der aktuellen Coronaepidemie, heißt es in der
Antwort (19/18281) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/17547) der AfD-Fraktion.

Das Aufgabenprofil des ÖGD habe allerdings einen starken Wandel
erfahren. Naben der Erfüllung der klassischen Aufgaben sei der ÖGD
zunehmend zentraler Ansprechpartner für die Gesundheitsförderung und
Prävention sowie für die Versorgung benachteiligter
Bevölkerungsgruppen. Der ÖGD schlage damit eine Brücke zwischen
Gesundheitsschutz und Gesundheitsförderung.

 * 

7. Linke fragt nach Arzneimittelfälschungen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Linksfraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/18266) mit Arzneimittelfälschungen. Vor einem Jahr sei in
Deutschland das securePharm-System zur Echtheitsprüfung eingeführt
worden. Die Abgeordneten erkundigen sich bei der Bundesregierung nach
Verdachtsfällen und Fehlalarmen.

 * 
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BUNDESTAG/9678: Heute im Bundestag Nr. 371 - 06.04.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 371

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. April 2020, Redaktionsschluss: 13.20 Uhr

1. Bundesmittel für Sportförderung erfragt

2. Reservekapazitäten beim Breitbandausbau

3. Linke fragt nach Strommix der DB AG

4. Reduzierung von Bahnlärm thematisiert



1. Bundesmittel für Sportförderung erfragt

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Bundesmittel im Jahr 2020 für die
unmittelbare oder mittelbare Förderung des Sports zur Verfügung
stehen, möchte die Fraktion Die Linke von der Bundesregierung wissen.
In einer Kleinen Anfrage (19/18029) erkundigen sich die Abgeordneten
auch nach Bundeszuwendungen an die Bundesleistungszentren und
Olympiastützpunkte (OSP), an die Bundesstützpunkte sowie an die
Paralympischen Trainingsstützpunkte.

 * 

2. Reservekapazitäten beim Breitbandausbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Zur "Förderfähigkeit von Reservekapazitäten beim
Breitbandausbau" hat die FDP-Fraktion eine Kleine Anfrage (19/17993)
vorgelegt. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, ob alle Mehraufwendungen für die Schaffung der
Reservekapazitäten der passiven Infrastruktur - mit Ausnahme des
Hausanschlusses - förderfähig sind. Wie sich die zukünftig über diese
Reserven erschlossenen Hausanschlüsse und die daraus generierten
Einnahmen auf die Berechnung der Wirtschaftlichkeitslücke auswirken
und wie diese Einnahmen im Fördermittelverfahren zu berücksichtigen
sind, interessiert die FDP-Fraktion ebenfalls.

 * 

3. Linke fragt nach Strommix der DB AG

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Strommix der Deutschen Bahn AG (DB AG)
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/18024). Die Abgeordneten verweisen darauf, dass die DB AG in den
letzten Jahren sehr ausgiebig mit dem Klimavorteil der Bahn geworben
und ihren Fernverkehr mit "100 Prozent Ökostrom" vermarktet habe.
Allerdings werde die DB Energie GmbH aufgrund älterer Verträge mit dem
Betreiber Uniper ab der Inbetriebnahme des Kohlekraftwerks Datteln 4
auch zukünftig in erheblichem Umfang weiter Bahnstrom beziehen, der
aus Steinkohle hergestellt wird, heißt es in der Vorlage. "Rund 40
Prozent der Kraftwerksleistung von Datteln 4 sollen ins Bahnstromnetz
eingespeist werden", schreibt die Linksfraktion.

Die Bundesregierung wird nun unter anderem gefragt, wie sich der
Anteil an Erneuerbaren Energien am durch die DB Energie GmbH
angebotenen Bahnstrom mit der Inbetriebnahme von Datteln 4 verändern
wird. Wissen wollen die Abgeordneten zudem, welche Ausgleichsmaßnahmen
die DB Energie GmbH zur Kompensation der Lieferungen aus Datteln 4
plant, um den Anteil an Erneuerbaren Energien am Bahnstrommix nicht
oder nicht zu stark sinken zu lassen.

 * 

4. Reduzierung von Bahnlärm thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für weitere Schritte zur Reduzierung von Bahnlärm
interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen
Anfrage (19/18101) erkundigen sich die Abgeordneten bei der
Bundesregierung nach dem Stand der Umsetzung des Ziels "Halbierung des
Schienenlärms" durch Umrüstung auf lärmarme Bremssohlen. Gefragt wird
auch, in welcher Höhe der Bund in den Jahren 2017, 2018 und 2019
Investitionsmittel für die Lärmsanierung entlang der Bahnstrecken zur
Verfügung gestellt hat und wie hoch der Mittelabruf durch die Deutsche
Bahn AG (DB AG) war. Thematisiert wird in der Vorlage auch die
Umsetzung von Ankündigungen zum Thema Lärmreduzierung im
Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD.

 * 
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BUNDESTAG/9677: Heute im Bundestag Nr. 370 - 06.04.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 370

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. April 2020, Redaktionsschluss: 12.35 Uhr

1. Potenzial des mobilen induktiven Ladens

2. Europaweiter Personenzugverkehr

3. Unterstützung von Regionalflughäfen

4. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMVI

5. Deutsch-niederländische Kooperation

6. Durchsetzung von Fluggastrechten erfragt



1. Potenzial des mobilen induktiven Ladens

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie die Bundesregierung das Potenzial des mobilen
induktiven Ladens für die Elektromobilität in Deutschland beurteilt,
möchte die FDP-Fraktion wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/17917)
schreiben die Abgeordneten, in anderen Ländern würden seit Jahren
schon Konzepte für Induktionsspuren unter bestimmten
Straßenabschnitten (mobiles induktives Laden) getestet, um die
Lademöglichkeiten zu erweitern und damit die Reichweite elektrisch
betriebener Fahrzeuge so zu erweitern, dass sie für größere Teile der
Bevölkerung attraktiv werden. Die Liberalen wollen nun von der
Bundesregierung wissen, welche Programme zur Förderung des mobilen
induktiven Ladens es beim Bund und den Ländern gibt und wie viele
Unternehmen sich mit mobilem induktivem Laden von elektrisch oder
hybrid betriebenen Fahrzeugen in Deutschland beschäftigen.

 * 

2. Europaweiter Personenzugverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Zukunft des europaweiten Personenzugverkehrs
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/18128). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob
die Deutsche Bahn AG (DB AG) die Buchung von Zugtickets anderer
europäischer Zugverkehrsbetreiber über das Online-Buchungsformular
einführen wird. Gefragt wird auch nach den Auslastungszahlen der
Strecken Köln-Brüssel, Hamburg-Kopenhagen und Frankfurt-Paris. Ob die
DB AG in Kooperation mit anderen Zugverkehrsbetreibern die Einführung
einer europaweit einheitlichen Rabattkarte anstrebt, interessiert die
FDP-Fraktion ebenfalls.

 * 

3. Unterstützung von Regionalflughäfen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Unterstützung von Regionalflughäfen im Rahmen des
Klimapakets" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/17996). Darin schreiben die Abgeordneten,
eine Ausweitung der Zuständigkeit der bundeseigenen Deutschen
Flugsicherung (DFS) von den 16 Internationalen Verkehrsflughäfen
Deutschlands auf einige Regionalflughäfen solle für eine finanzielle
Entlastung der fast ausschließlich defizitär arbeitenden Flughäfen
sorgen. Sie seien bisher selbst für die Organisation und Finanzierung
von Flugsicherheitsdiensten verantwortlich gewesen. Weitere
Finanzspritzen sollen den Grünen zufolge durch das Klimapaket
ermöglicht werden. Die veranschlagten 20 Millionen Euro für 2020
beziehungsweise 50 Millionen Euro für die Folgejahre sollen nach
Aussage der Abgeordneten "durch die im Rahmen des Klimapakets
angehobene Luftverkehrsteuer gegenfinanziert werden". Dies sei
paradox, da die angehobene Luftverkehrsteuer unter anderem einer
Verkehrsverlagerung aus der Luft auf die Schiene Vorschub leisten
solle, heißt es in der Vorlage. "Wenn aber ein Teil der
Luftverkehrsteuer zur Kostensenkung von Starts und Landungen an
Regionalflughäfen verwendet wird, kommt dies einer verkehrsfördernden
Maßnahme für den Luftverkehr gleich", befinden die Grünen.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, inwiefern bereits die
Rechtsgrundlage für die Integration der Regionalflughäfen in den
Rahmen der Systemgebühr der DFS geschaffen wurde und welche
Regionalflughäfen betroffen sind. Wie die Regierung diesen Schritt vor
dem Hintergrund der beabsichtigten Lenkungswirkung der im Rahmen des
Klimapakets angehobenen Luftverkehrsteuer bewertet, interessiert die
Abgeordneten ebenfalls.

 * 

4. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMVI

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "ob und aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) im August 2019 bei Medien
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/18175) danach, "ob und aus welchen Anlässen"
das Ministerium im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

5. Deutsch-niederländische Kooperation

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Zusammenarbeit der Generaldirektion
Wasserstraßen und Schifffahrt (GDWS) mit der niederländischen
Partnerbehörde Rijkswaterstaat erkundigt sich die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/18084). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung zum einen über das Ziel der Kooperation zwischen der
GDWS und der Rijkswaterstaat informiert werden und zum anderen wissen,
was die Zusammenarbeit bisher ergeben hat.

 * 

6. Durchsetzung von Fluggastrechten erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Durchsetzung von Fluggastrechten im Jahr 2019"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/18103). Darin wird die Bundesregierung unter anderem
gefragt, wie der aktuelle Zeitplan für die Novellierung der
Fluggastrechte-Verordnung auf europäischer Ebene aussieht. Ob es seit
den Vereinbarungen auf dem Fluggipfel am 5. Oktober 2018 in Hamburg zu
Verbesserungen bei der Durchsetzung der Fluggastrechte gekommen ist,
interessiert die Grünen ebenfalls.

 * 
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EUROPA/1678: Liberale Positionen zur Bewältigung der Corona-Krise in der Europäischen Union

FDP-Pressemitteilung vom 6. April 2020

BESCHLUSS DES FDP-PRÄSIDIUMS: Liberale Positionen zur Bewältigung
der Corona-Krise in der Europäischen Union



Das Präsidium der Freien Demokratischen Partei hat auf seiner
digitalen Sitzung am 06. April 2020 den folgenden Beschluss gefasst:


Leben schützen, Zusammenhalt bewahren, Werte

verteidigen:

Liberale Positionen zur Bewältigung der Corona-Krise in der
Europäischen Union

Die Corona-Pandemie ist eine historisch einmalige Herausforderung
unseres Landes und unserer Gesellschaft. Wir Freie Demokraten
unterstützen dabei alle Maßnahmen in Deutschland, die dazu dienen
Menschenleben zu schützen, Arbeitsplätze und Wohlstand der Menschen
über die Krise hinweg zu erhalten und unsere Freiheiten so schnell
wie möglich wiederherzustellen.

Die Krise ist nicht nur eine nationale Bewährungsprobe, sondern auch
eine europäische Herausforderung. Wir haben die Chance, durch
gemeinsame Lösungen in Europa die Pandemie besser zu bewältigen und
der Welt zu beweisen, dass die Kooperation freier und demokratischer
Gesellschaften der beste Weg ist, um selbst größte Krisen zu
bewältigen. Gleichzeitig stehen wir vor der Herausforderung, gerade
in dieser historischen Situation die Einheit und die Werte Europas
bewahren zu müssen.


I. Leben schützen: Die Epidemie grenzübergreifend
bekämpfen

Die Corona-Krise stellt nicht nur Deutschland, sondern alle
Mitgliedstaaten der Europäischen Union vor gewaltige
Herausforderungen. Vor allem Italien, Spanien und Frankreich sind
bereits heute schwer von der Pandemie getroffen. Auch andere
europäische Nachbarstaaten wie zum Beispiel Belgien und die
Niederlande verzeichnen immer mehr Todesfälle. Auch Deutschland wird
noch höhere Infektionszahlen und Todesfälle bekommen.

Um die Pandemie in den Griff zu bekommen und so viele Menschenleben
wie möglich zu retten, muss Europa noch mehr tun. Zugleich müssen wir
uns auch schon jetzt für den Zeitpunkt rüsten, wenn Kontaktsperren,
Ausgangsbeschränkungen und Grenzschließungen in den Mitgliedstaaten
zurückgenommen werden, damit wir wieder dauerhaft zu einem Europa mit
offenen Binnengrenzen zurückkehren können. Und schließlich müssen wir
beginnen, auf europäischer Ebene Strukturen zu schaffen, um
Krisenreaktionen zukünftig besser aufeinander abzustimmen.


	Wir befürworten alle personellen, materiellen, organisatorischen und finanziellen Anstrengungen des Bundes und der Länder, die Bemühungen in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union zur Bekämpfung und Bewältigung der Pandemie zu unterstützen. Für schnelle und unbürokratische Hilfe sollten dazu die Mitgliedstaaten einen Solidarfonds für medizinische Nothilfe schaffen.

	Der Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten muss dringend verbessert werden. Das gilt insbesondere wenn die Ausgangsbeschränkungen wieder gelockert, die Grenzen geöffnet sind und Informationen (z.B. über die Kontaktpersonen eines Infizierten aus einem anderen Mitgliedstaat) um neue Infektionsketten frühzeitig zu unterbrechen. Die Bundesregierung muss sich auf europäischer Ebene dafür einsetzen, Hindernisse in der Praxis abzubauen und gegebenenfalls einen europäischen Rechtsrahmen zu schaffen, der das Recht auf informationelle Selbstbestimmung wahrt.

	Die Bundesregierung sollte sich ferner gegenüber den anderen Mitgliedstaaten für ein gemeinsames Konzept einer freiwilligen App einsetzen, die vollkommen anonym mögliche Kontaktpersonen eines Infizierten informiert. Gemeinsame Standards können ermöglichen, dass eine solche App auch grenzüberschreitend funktioniert und mit einer größeren Verbreitung auch eine größere (Treff-) Sicherheit schafft.

	Wir wollen den EU-Zivilschutz-Mechanismus stärken und ein echtes ziviles Krisenzentrum aufbauen, um die Zusammenarbeit in der EU insbesondere bei humanitären Katastrophen in Zukunft zu verbessern. Die Entwicklung eines europäischen Pandemieplans und der Aufbau von europäischen Krisendepots, um im Notfall Knappheiten in Mitgliedstaaten ausgleichen zu können, wären sinnvoll. In diesem Zusammenhang sind auch nationale Pandemiepläne abzustimmen und die Möglichkeit der Koordination oder gemeinsamen Durchführung von Beschaffungsmaßnahmen zu prüfen.

	Wir wollen die EU zum weltweiten Vorreiter bei der Bekämpfung von Seuchen und heute noch unheilbaren Krankheiten machen. Dazu wollen wir europäische Forschungsnetzwerke und -programme ausbauen und europäische Forschungseinrichtungen mit ausgeprägter Praxisorientierung (nach Vorbild deutscher Universitätskliniken) schaffen.




II. Zusammenhalt bewahren: Die wirtschaftliche Krise
gemeinsam bewältigen

Die Corona-Rezession hat nicht nur Deutschland, sondern ganz Europa
fest im Griff. Alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union stehen
derzeit - wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß - vor der gewaltigen
Herausforderung, einen weitestgehenden Stillstand des
Wirtschaftslebens und damit zunehmende Kurzarbeit und
Arbeitslosigkeit bekämpfen und gleichzeitig Maßnahmen für die
anschließende konjunkturelle Erholung vorbereiten zu müssen, während
Steuereinnahmen einbrechen.

Eine höhere Neuverschuldung, wie sie auch in Deutschland die
Schuldenbremse des Grundgesetzes für solche Notlagen ausdrücklich
vorsieht, ist darum unumgänglich. Das Ziel muss aber sein, diese
Verschuldung nach Überwindung der Krise unverzüglich wieder
zurückzuführen, um eine Wiederholung der Schuldenkrise zu vermeiden.
Nur mit soliden Haushalten bleibt Europa handlungsfähig und kann auch
in Zukunft weitere Herausforderungen souverän bewältigen.

Die notwendigen wirtschafts- und haushaltspolitischen Maßnahmen zur
Überwindung der Krise zu treffen, ist selbstverständliche Aufgabe der
Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Doch kein Land muss diese
Aufgabe allein bewältigen.

Gerade in der Krise gilt: Gemeinsam sind wir stärker! Auch auf
europäischer Ebene müssen wir zusätzliche Maßnahmen ergreifen, um die
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu mildern, eine starke
wirtschaftliche Basis für unsere Gesundheits-, Sozial- und
Altersvorsorgesysteme zu erhalten und nach der Krise schnell neue
Chancen und Wachstumsperspektiven für die Staaten Europas und ihre
Bürger zu eröffnen. Beim Aufkommen der Krise ist zu wenig europäisch
abgestimmt gehandelt worden, beim Weg aus der Krise darf sich dieser
Fehler nicht wiederholen. Wir wollen das europäische Versprechen mit
Leben erfüllen und gerade in der Krise Wege aufzeigen, um Wohlstand
und Sicherheit zu bewahren. Dazu gehört für uns auch, das Prinzip von
Handeln und Haften in der Währungsunion zu bewahren, das die
Voraussetzung für nachhaltige Politik und eine stabile Währung ist.


	Wir unterstützen und begrüßen die Maßnahmen der Europäischen Kommission und der Europäischen Investitionsbank, durch die Bereitstellung neuer und die Reallokation vorhandener Finanzmittel in der Krise zusätzliches Kapital für konjunkturell wirksame Investitionen bereitzustellen. Die Einrichtung eines Solidarfonds für medizinische Nothilfe, der sich aus zusätzlichen direkten Beiträgen der Mitgliedsstaaten speist, wäre in der aktuellen Lage hilfreich und ein starkes Zeichen europäischer Solidarität.

	Kein Mitgliedstaat darf in der Krise alleingelassen werden. Für Mitgliedstaaten, die von der Pandemie besonders betroffen sind, muss die EU gegebenenfalls finanziellen Beistand gemäß Artikel 122 AEUV leisten. Europäische Darlehen zur Einführung von Kurzarbeitergeld sind hier zur Unterstützung und im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik der Mitgliedstaaten ein sinnvoller Ansatz. Wenn es in Folge der Krise zu stark steigenden Zinsen kommt und ohne entsprechende Hilfen auch die Stabilität des Euro-Währungsgebietes insgesamt gefährdet wäre, ist außerdem durch ein Programm des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) eine angemessene Finanzierung schnell und bedarfsgerecht sicherzustellen. Nach der Krise ist, wie es die Regeln vorsehen, eine zügige Rückführung der Schuldenquote in Angriff zu nehmen und ein entsprechender Tilgungsplan verbindlich zu vereinbaren.

	Eine Vergemeinschaftung der Schulden oder gesamtschuldnerische Haftung zum Beispiel durch sogenannte Eurobonds darf es nicht geben, um die Stabilität der Währung und der Euro-Zone nicht weiter zu gefährden. Stattdessen müssen wir nach der Krise die Regeln des Fiskalpaktes reformieren, um eine solide Haushaltspolitik zu gewährleisten. Nur wenn wir in guten Zeiten auf die Einhaltung der Stabilitätskriterien achten und Verstöße gegen die gemeinsamen Regeln verhindern, sind wir in Europa in schlechten Zeiten handlungsfähig.

	Außerdem müssen wir in der EU und den Mitgliedstaaten endlich die notwendigen Reformen in Angriff nehmen, um die Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, um individuelle Chancen und gesellschaftlichen Wohlstand sowie die Einnahmegrundlage des Staates zu verbessern. In Europa müssen die Verhandlungen zum Mehrjährigen Finanzrahmen 2021-2027 daher mit einer klaren Prioritäten für mehr Wettbewerbsfähigkeit fortgesetzt werden. Deutschland muss außerdem mit gutem Beispiel vorangehen und den in vielen Bereichen bestehenden Investitions- und Reformstau auflösen. Besonderes Augenmerk ist sowohl in Deutschland als auch in der gesamten EU auf die Stärkung privater Investitionen zu richten.

	Zur Ankurbelung der Wirtschaft müssen vor allem der Binnenmarkt und die Personenfreizügigkeit so schnell wie möglich wiederhergestellt werden. Darüber hinaus gilt es den Binnenmarkt dort zu vervollständigen, wo er noch fehlt, z.B. bei Energieunion und Digitalunion.

	Die Wirtschaft in Europa wird auch nach der Krise wieder stark werden, wenn wir für den europäischen Mittelstand die Grundlagen für Wachstum und Innovation schaffen. Weniger Bürokratie, weniger Steuern und mehr Investitionen in Infrastruktur und Innovation, die bewusst den Mittelstand einbeziehen, gehören zum Wiederaufbau Europas nach der Krise.




III. Werte verteidigen: Demokratie und Rechtsstaat in der
Krise bewahren

In der Krise zeigt sich der Charakter. Das gilt auch für die
Europäische Union. Die EU war immer mehr als ein Binnenmarkt. Sie ist
eine Wertegemeinschaft. Gerade angesichts der aktuellen
Herausforderungen müssen wir die europäischen Werte hochhalten: Die
Wahrung der Menschenrechte, Freiheit, Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit. Wir müssen alles dafür tun, dass diese Werte
gerade in der jetzigen Situation in Europa gelebt werden. Wir dürfen
nicht zulassen, dass Populisten und Nationalisten die Notlage
ausnutzen, um in ihrem Windschatten Demokratie, Rechtsstaat und
Freiheitsrechte in einzelnen europäischen Mitgliedstaaten
auszuhöhlen.

Es darf keinen Zweifel daran geben, dass wir die tiefgreifenden
Freiheitseinschränkungen in allen Mitgliedstaaten so schnell wie
möglich beenden und schrittweise die vollständige Freiheit
wiederherstellen werden. Diese Freiheitseinschränkungen sind kein
Selbstzweck, sondern dienen dem Schutz von Leben und Gesundheit und
sind fortlaufend auf ihre Verhältnismäßigkeit hin zu prüfen.

Mit besonderer Besorgnis erfüllt uns die Entwicklung in Ungarn. Die
unbefristete Ermächtigung der Regierung, die Entmachtung des
Parlamentes und die Einschränkungen der Meinungsfreiheit verstoßen
gegen Grundregeln der europäischen Gemeinschaft. Europäische Werte
dürfen aber auch in Krisenzeiten nicht verhandelbar werden.

Wir fühlen uns dem ungarischen Volk eng verbunden, das seine Liebe
zur Freiheit immer wieder unter Beweis gestellt und 1989 den Eisernen
Vorhang zerrissen und damit auch vielen Deutschen den Weg in die
Freiheit eröffnet hat. Die Regierung von Viktor Orbán tritt diese
Tradition Ungarns aber mit Füßen. Uns berührt und bewegt das
Geschehen in diesem auch für uns historisch so bedeutungsvollen
europäischen Land und wir erwarten von Bundeskanzlerin Merkel, dass
sie den ungarischen Regierungschef mit Nachdruck zur umgehenden
Rücknahme der Notstandsgesetze auffordert.

- Die Europäische Kommission muss im Rahmen ihrer Kompetenzen und als
Wächterin der Verträge die Notstandsregelungen aller Mitgliedstaaten
prüfen und das politische Handeln der nationalen Regierungen, etwa in
Polen und Tschechien, aufmerksam beobachten.
- Die Bundesregierung muss sich gemeinsam mit weiteren
Mitgliedstaaten dafür einsetzen, dass das Verfahren gegen Ungarn nach
Artikel 7 EU-Vertrag zum Abschluss gebracht wird und so bald wie
möglich zu beantragen, dass im Rat der Europäischen Union die
eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Grundwerte der
EU durch die Republik Ungarn festgestellt wird. Sollten die
ungarischen Notstandsgesetze nicht zurückgenommen werden, muss die
Bundesregierung gemeinsam mit anderen Mitgliedstaaten auf eine
Suspendierung des Stimmrechts Ungarns im Rat hinwirken.
- Darüber hinaus muss auch vor dem Hintergrund der Entwicklungen in
Ungarn als weiterer Sanktionsmechanismus, neben dem Entzug von
Stimmrechten, die Möglichkeit geschaffen und genutzt werden, bei
Missachtung der Grundwerte der Union die Bereitstellung von
Finanzmitteln für den betreffenden Mitgliedstaat auszusetzen
(Konditionalitätsklauseln).


IV. Europa in der Welt: Vorbild und Partner in der
Krise

Die Corona-Pandemie ist ein globales Phänomen und Europa einer von
vielen Brandherden in der Welt. Wir haben die Chance, der Welt zu
zeigen, dass Krisen am besten im Geiste der Freundschaft und
Zusammenarbeit zu bewältigen sind. Und dass freie, demokratische
Gesellschaften große Herausforderungen besser und nachhaltiger
bewältigen können als ein autokratisches System wie China, das durch
Täuschung, Vertuschung und Zensur ganz wesentlich dazu beigetragen
hat, dass aus einer regionalen Epidemie eine weltweite Pandemie
werden konnte.

Wir dürfen in dieser Krise nicht nur auf uns selbst schauen, sondern
müssen auch helfen, die Pandemie und ihre Folgen in anderen Teilen
der Welt wirksam zu bekämpfen. Und wir müssen gemeinsam mit unseren
europäischen Partnern alle diplomatischen Anstrengungen unternehmen,
um Konflikte zu entschärfen, die dazu beitragen, die humanitäre
Situation in dieser Krisenlage weiter zu verschlimmern.

Gleichzeitig müssen wir Antworten darauf geben, dass Staaten wie
China und Russland auf ganz unterschiedliche Weise versuchen, über
Propagandamaßnahmen und Desinformationskampagnen politischen Nutzen
aus der Krise zu ziehen.

- Die EU und ihre Mitgliedstaaten müssen Nothilfen für Entwicklungs-
und Schwellenländer aufstocken und ihre Maßnahmen zur weltweiten
Bekämpfung der Corona-Pandemie abstimmen und koordinieren. Neben der
medizinischen Versorgung und wirtschaftlicher Hilfestellung im Rahmen
der Entwicklungszusammenarbeit muss ein Schwerpunkt besonders auf die
Förderung von Gesundheitsinfrastruktur und Gesundheitssystemen sowie
gesundheitliche Aufklärung gelegt werden. Insbesondere die
medizinische Versorgung und Unterbringung in Flüchtlingslagern muss
schnell und durchgreifend verbessert werden. Dazu ist insbesondere
die finanzielle Unterstützung für WHO, UNHCR und das World Food
Programme (WFP) der Vereinten Nationen zu verstärken. Zudem sollten
umgehend Maßnahmen ergriffen werden, um eine finanzielle Aufstockung
der globalen Impfallianz (GAVI) zu ermöglichen. Sobald ein Impfstoff
gegen das Coronavirus zur Verfügung steht, muss dieser
schnellstmöglich weltweit verteilt werden.
- Der konsequente Schutz der griechisch-türkischen Grenze ist
zwingend notwendig, um erneute starke illegale Migration nach Europa
zu unterbinden. Gleichzeitig muss die EU-Türkei-Vereinbarung
weiterentwickelt und die Versorgung der syrischen Flüchtlinge vor Ort
sichergestellt werden. Die Europäische Union ist zudem gefordert,
eine humanitäre Katastrophe auf den griechischen Inseln zu
verhindern. Wir unterstützen daher die Evakuierung gefährdeter Kinder
und ihrer Familien in Mitgliedstaaten der EU. Darüber hinaus sollte
die EU-Kommission Maßnahmen prüfen, wie die Flüchtlingslager auf den
Inseln in den kommenden Wochen insgesamt aufgelöst werden und
Migranten in geordnete und hygienisch einwandfreie Unterkünfte auf
dem griechischen Festland verbracht werden können, um dort reguläre
Verfahren zu durchlaufen. Pull-Effekte, die unter normalen
Bedingungen zu erwarten wären, gehen in der aktuellen Gesamtlage von
dieser humanitären Maßnahme nicht aus.
- Die EU und ihre Mitgliedstaaten müssen auch während der
Corona-Krise alle diplomatischen Anstrengungen unternehmen, um für
die Konflikte und Spannungen vor allem in ihrer unmittelbaren
Nachbarschaft Lösungen zu suchen oder zumindest für den Augenblick
der Pandemie eine Beilegung der Kampfhandlungen zu erreichen. Das
gilt insbesondere für die erneut eskalierende Situation in Libyen,
die auch die konsequente Unterstützung der EU-Mission Irini
erforderlich macht, die fortgesetzten Spannungen in der syrischen
Provinz Idlib und die sich andeutende Verschärfung der Lage in der
Ostukraine.
- Um gezielten Desinformationskampagnen von Drittstaaten besser
begegnen zu können, muss die Zusammenarbeit auf europäischer Ebene
und mit den Mitgliedstaaten vertieft und besser koordiniert werden,
auch im Bereich der Aufklärung. Desinformationskampagnen, die
nachweislich auf einen Drittstaat zurückzuführen sind, müssen im
Verhältnis zwischen den Staaten angesprochen werden und
gegebenenfalls in geeigneter Weise diplomatisch beantwortet werden.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5423: Befreiung von Beiträgen für die Betreuung und Verpflegung an Kitas, Horten und Ganztagsschulen (CDU)

Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
05.04.2020

Kitabetreuung

Simone Huth-Haage: Befreiung von Beiträgen für die Betreuung und
Verpflegung an Kitas, Horten und Ganztagsschulen



Angesichts der Schließungen von Kindertagesstätten, Horten und Schulen
fordert die familienpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion
Simone Huth-Haage die Befreiung von Beiträgen für die Betreuung und
Verpflegung an Kindertagesstätten, Kinderhorten und Ganztagsschulen.
Zwar herrscht für die Kitas in Rheinland-Pfalz Beitragsfreiheit, aber
für unter 2-Jährige in Kitas, unter 3-Jährige in der Kindertagespflege
oder auch für Schulkinder in Hortgruppen sind weiterhin Elternbeiträge
zu erheben. Auch die Mittagessen an den Ganztagsschulen werden von den
Eltern bezahlt.

"Für die Zeit der Covid-19-bedingten Schließungen ist es richtig und
notwendig, die Eltern von diesen Beiträgen zu befreien. Das Land
sollte für diese Beiträge aufkommen, damit nicht die Kommunen vor Ort
auf den Kosten sitzen bleiben.

In der Krise, die besonders Familien schwer belastet, ist dies für uns
als CDU-Fraktion ein wichtiges Zeichen der Wertschätzung. Viele Eltern
stehen derzeit bei der Kinderbetreuung ohnehin vor großen
Herausforderungen und haben aufgrund der Corona-Krise ernste
wirtschaftliche Sorgen. Eine finanzielle Entlastung von Seiten des
Landes ist hier das richtige Signal, um sie in Zeiten der Krise zu
unterstützen."

 * 

Quelle:
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ARBEIT/1221: Wegen Corona-Krise - Befristete Arbeitsverträge in der Wissenschaft verlängern

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. April 2020

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Wegen Corona-Krise: Befristete Arbeitsverträge in der Wissenschaft verlängern



Wiebke Esdar, zuständige Berichterstatterin:

Egal ob zur Qualifizierung oder in Drittmittelprojekten: befristete
Arbeitsverträge in der Wissenschaft müssen schnell und angemessen
verlängert werden. Aus Sicht der SPD-Bundestagsfraktion darf
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern kein Nachteil aus der
Corona-Pandemie entstehen.

"Wir müssen die Höchstdauer bei Qualifizierungsbefristungen beschränkt
auf den Zeitraum der Pandemie verlängern, damit Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler nicht an ihre Höchstbefristungsgrenzen stoßen.
Dazu muss das Bundesministerium für Bildung und Forschung jetzt rasch
einen Umsetzungsvorschlag machen. Wer beispielsweise experimentell
oder empirisch im Feld arbeitet, kann so sein Studiendesign
gegebenenfalls wieder neu aufbauen und zu Ende bringen. Für diese
Fälle muss eine Ausweitung der Höchstbefristungsgrenzen um maximal ein
Jahr möglich sein.

Genauso müssen auch die Vertragslaufzeiten von Beschäftigten in
Drittmittelprojekten verlängert werden. Daher begrüßen wir, dass die
Deutsche Forschungsgemeinschaft als größter Drittmittelgeber die
Bewilligungszeiträume bereits kostenneutral verlängert hat. Genauso
positiv ist, dass die DFG ihren Stipendiatinnen und Stipendiaten sowie
Fellows entgegenkommt. Daran müssen sich jetzt alle Drittmittelgeber
orientieren.

Mit diesen Maßnahmen will die SPD-Bundestagsfraktion einen Ausgleich
für die Zeit schaffen, die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
wegen der Corona-Pandemie verloren geht. Andernfalls würde eine
externe Krise dazu führen, dass viele Forscherinnen und Forscher ihre
Arbeit nicht zu Ende führen können; der Wissenschaft gingen außerdem
viele fähige und engagierte Arbeitskräfte verloren."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion

 * 
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EUROPA/1658: Neuer Labour-Chef - Glücksfall für Europa

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. April 2020

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Neuer Labour-Chef - Glücksfall für Europa



Metin Hakverdi, zuständiger Berichterstatter:

Keir Starmer ist neuer Vorsitzender der Labour-Partei. Sein Sieg ist
ein gutes Zeichen für unser künftiges Verhältnis zu Großbritannien.

"Mit Keir Starmers Wahl zum neuen Labour-Vorsitzenden steigt die
Hoffnung auf ein ausgewogenes Freihandelsabkommen mit Großbritannien.
Als Brexit-Schattenminister las er den Tory-Hardlinern im Unterhaus
die Leviten und warb für den Verbleib seines Landes in der
Europäischen Union (EU). Keir Starmer will einen 'harten Brexit' um
jeden Preis verhindern. Es fühlt sich gut an, Starmer künftig als
Oppositionsführer im britischen Unterhaus zu wissen.

Premierminister Boris Johnson zögert nicht, Großbritannien ohne
Freihandelsabkommen von der EU zu trennen. Nach wie vor will er die
Verhandlungen bis Jahresende abschließen und die Übergangsperiode
nicht verlängern, in der die EU-Regeln weiter gelten. Die
Corona-Pandemie setzt an den Abschluss eines Abkommens noch in diesem
Jahr allerdings ein großes Fragezeichen. Keir Starmer ist der richtige
Mann, um Premierminister Boris Johnson die Konsequenzen seines
Harakiri-Kurses aufzuzeigen.

Verlässt Großbritannien die Europäische Union ohne
Freihandelsabkommen, ist das eine schwere Hypothek für das künftige
Verhältnis. Im Interesse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
brauchen wir ein faires Partnerschaftsabkommen, das den über
Jahrzehnte gewachsenen Verflechtungen beider Wirtschaftsräume Rechnung
trägt."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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EUROPA/1657: Hilfen von ESM und EIB sind der beste Weg

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. April 2020

Arbeitsgruppe: Finanzen

Hilfen von ESM und EIB sind der beste Weg



Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher

Die Finanzierungsbedingungen für Italien und andere EU-Mitgliedstaaten
können am besten über vorsorgliche Kreditlinien des ESM und über
Bürgschaften der EIB verbessert werden.

"In der Debatte um solidarische Hilfen für europäische Mitgliedstaaten
werden sogenannten Corona-Bonds vorgeschlagen, die von allen
EU-Mitgliedstaaten gemeinsam ausgegeben werden. Die Befürworter
übersehen aber, dass es sich um ein neues Instrument handeln würde,
welches nicht schnell genug zur Verfügung stünde.

Um schnell und effektiv helfen zu können, sollten bevorzugt vorhandene
Wege beschritten werden. Besonders geeignet sind vorsorgliche
Kreditlinien des ESM und Bürgschaften der EIB. Der ESM und die EIB
verfügen über Kredit- und Garantievergabemöglichkeiten von einigen
hundert Milliarden Euro. Diese Kredite und Garantien können schnell
bereitgestellt werden und wären eine gute Reaktion auf die aktuelle
Krise. Schon die Bereitstellung der Kreditlinien hätte voraussichtlich
positive Auswirkungen auf die Finanzierungskonditionen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2890: Alkohol gehört nicht in Ostersüßigkeiten für Kinder

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. April 2020

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Alkohol gehört nicht in Ostersüßigkeiten für Kinder



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Schoko-Ostereier sind bunt verpackt und attraktiv für Kinder. Deshalb
sollten Süßwarenhersteller auf den Einsatz von Alkohol verzichten,
zumindest aber mit deutlichen Warnhinweisen Eltern sensibilisieren.

"Alkohol hat nichts in Süßigkeiten zu suchen, die gerne von Kindern
gegessen werden. Gerade jetzt zu Ostern zeigt sich aber, dass die
Realität oft anders aussieht. Verbraucherschützer warnen vor
Süßigkeiten wie etwa Schokoladeneiern, die von der Aufmachung her
attraktiv für Kinder sind und Alkohol enthalten. Leider ist dies oft
nicht auf den ersten Blick erkennbar. Nicht jeder nimmt sich aber die
Zeit, die Zutatenliste auf der Packungsrückseite zu studieren.

Weil der regelmäßige Verzehr auch kleinerer Mengen von Alkohol dazu
führen kann, sich an den Alkoholgeschmack zu gewöhnen, besteht hier
dringender Handlungsbedarf. Wir appellieren an die Süßwarenhersteller,
auf der Vorderseite der Verpackung ihrer Produkte einen gut
wahrnehmbaren Hinweis auf enthaltenen Alkohol anzubringen. Gesetzlich
ist das aktuell nicht vorgeschrieben, deshalb muss die Wirtschaft
freiwillig Verantwortung übernehmen. Es geht um die Gesundheit unserer
Kinder."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1963: Brasilien - Bolsonaro, das Coronavirus und der Amazonas (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Bolsonaro, das Coronavirus und der Amazonas

Von José Díaz



Die indigene Bevölkerung ist im Hinblick auf das Coronavirus
einem großen Risiko ausgesetzt. Doch Präsident Bolsonaro leugnet die
Gefahr.

(São Paulo, 23. März 2020, Servindi) - Der brasilianische
Präsident unterschätzt die Auswirkungen der Pandemie in seinem Land
und setzt dadurch die indigene Bevölkerung im Amazonasgebiet einem
großen Risiko aus. Darüber hinaus führt die evangelische Kirche
weiterhin ihre Missionierungsarbeit fort, ungeachtet der Anordnung des
Vatikans, dies zu unterlassen.

Innerhalb der letzten Tage hat sich das Coronavirus, auch COVID-19
genannt, beunruhigend schnell in einigen Regionen Lateinamerikas
ausgebreitet. Besonders gefährdet ist das Amazonasgebiet, da in der
Region eine stabile Gesundheitsversorgung fehlt. Somit ist vor allem
die indigene Bevölkerung im Hinblick auf das Coronavirus einem großen
Risiko ausgesetzt. Vor diesem Hintergrund ist die Beteiligung aller
nationalen Regierungen, deren Länder Teile des riesigen
Amazonasgebiets einschließen, unerlässlich. Jedoch ging Brasilien, in
dem sich der größte Teil der Amazonasregion befindet, bislang nicht
mit guten Beispiel voran. Vielmehr hat der brasilianische Präsident
Jair Bolsonaro das Risiko und die Auswirkungen der Pandemie in seinem
Land stark unterschätzt. Aufgrund fehlender Maßnahmen seitens der
Regierung Bolsonaros ergriff der Gouverneur von São Paulo, Joao
Doria, selbst die Initiative und verhängte die Quarantäne in der
Stadt. Der Präsident bezeichnete ihn daraufhin als "Irren", obwohl
bereits erste Verdachtsfälle einer COVID-19-Infektion innerhalb des
Kabinetts bestätigt wurden. Bis zum Abend des 3. April wurden in
Brasilien 8.066 Personen positiv auf das Virus getestet und 327
Todesfälle gezählt. Demnach ist Brasilien das Land mit der höchsten
Zahl an Infizierten und Todesopfern in Lateinamerika. Die Einstellung
des Präsidenten hat sich jedoch auch vor dem Hintergrund dieser Zahlen
nicht geändert.


Der Amazonas in Gefahr

Doch wie die Zahlen von REDPAM, dem Netzwerk der katholischen Kirche
im Amazonasgebiet, prognostizieren, dürften die Menschen die
Auswirkungen der Pandemie hier am stärksten zu spüren bekommen. Hinzu
kommt, dass Präsident Bolsonaro im brasilianischen Teil des Amazonas
weiter die industriellen Großprojekte vorantreibt, was die Lage noch
verschlimmern dürfte. Auch die evangelische Bischofskonferenz in
Brasilien hat die Missionierung und Indoktrination der indigenen
Bevölkerung im Amazonas aufgrund der aktuellen Notlage durch die
Pandemie bislang nicht eingestellt, trotz der Aufforderung des
Vatikans, solche Aktivitäten zunächst zu unterlassen. Indem die
Missionare ihrer Evangelisierungskampagne in den abgelegenen indigenen
Gemeinden weiter fortführen, erhöht sich die Ansteckungsgefahr im
Amazonasgebiet und das Risiko für die indigenen Gemeinden deutlich.
Droht nun ein erneuter Genozid an der indigenen Bevölkerung
Südamerikas?


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/bolsonaro-das-coronavirus-und-der-amazonas/
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GEWERKSCHAFT/357: "Volles Semesterprogramm nicht auf Biegen und Brechen durchziehen" (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 6. April 2020

GEW: "Volles Semesterprogramm nicht auf Biegen und Brechen
durchziehen"

Bildungsgewerkschaft mahnt Länder und Hochschulen zu ehrlichem Umgang
mit Coronakrise



Frankfurt a. M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat
Länder und Hochschulen gemahnt, den Auswirkungen der Coronakrise auf Lehre
und Forschung ehrlich Rechnung zu tragen. "Die Wissenschaftsministerien der
Länder haben sich in der vergangenen Woche zwar auf Leitlinien für das
Sommersemester verständigt, diese sind jedoch unvollständig und geben den
Hochschulen einen maximalen Spielraum bei der Umsetzung. So können die
Vorlesungszeiten flexibel festgelegt werden. Zudem gibt es keine Regelungen
wie Prüfungen durchgeführt und anerkannt werden, die Lehrverpflichtung
angepasst wird und für einen kollektiven Nachteilsausgleich der
Studierenden. Länder und Hochschulen müssen sich jetzt mit Studierenden-
und Beschäftigtenvertretungen an einen virtuellen Runden Tisch setzen, um
gemeinsam die Rahmenbedingungen für Lehre und Studium auszuhandeln", sagte
Andreas Keller, stellvertretender GEW-Vorsitzender und Vorstandsmitglied
für Hochschule und Forschung, am Montag in Frankfurt a.M.

"Es ist zu befürchten, dass einige Hochschulen das volle Semesterprogramm
auf Biegen und Brechen durchziehen wollen - und dafür das Studium
flächendeckend auf Online-Lehre umstellen oder die Vorlesungszeit weit in
die Sommerferien hinein verschieben. Die Hochschulen sind aber weder
technisch noch didaktisch auf ein digitales Lehrangebot für alle
Studiengänge vorbereitet. Sowohl die Studierenden als auch die Lehrenden
benötigen die vorlesungsfreie Zeit im Sommer dringend: für Prüfungen, Vor-
und Nachbereitungen, Forschung und wissenschaftliche Qualifizierung, die
Entwicklung digitaler Lehr- und Studienformate und nicht zuletzt den
verdienten Erholungsurlaub. Die GEW lehnt strikt ab, die Vorlesungszeit in
die Semesterferien auszudehnen", stellte Keller klar.

Weiter setzte sich der GEW-Hochschulexperte für einheitliche
Mindeststandards für den Umgang mit Prüfungen ein. "Prüfungen, die eine
Anwesenheit an den Hochschulen erfordern, sollten grundsätzlich bis auf
weiteres ausgesetzt, Abgabefristen für Examens- und Hausarbeiten verlängert
werden. Soweit möglich, sind Abschlüsse aufgrund bereits erbrachter
Leistungen zu vergeben. Auf keinen Fall darf das Sommersemester zum
Nachteil der Studierenden gezählt werden - weder beim BAföG und bei
Stipendien noch bei Gebühren und den Regelstudienzeiten."

Keller mahnte, die Coronakrise nicht auf dem Rücken der
Hochschulbeschäftigten auszutragen. "Viele Wissenschaftlerinnen,
Wissenschaftler und Beschäftigte in Verwaltung und Wissenschaftsmanagement
arbeiten derzeit im Homeoffice - und zwar unter Hochdruck: Online-Lehre
muss vorbereitet und erbracht, Studierende müssen aus der Ferne beraten und
Forschungsprojekte unter erschwerten Bedingungen fortgeführt werden.
Daneben gilt es, Kinder zu betreuen und beim Fernunterricht zu
unterstützen. Die GEW bekräftigt ihre Forderung, dass befristete
Beschäftigungsverhältnisse, Stipendien und Forschungsprojekte um ein
Semester verlängert werden und diese Zeit nicht auf die gesetzliche
Höchstbefristungsdauer angerechnet wird."

Keller bot den Ländern und Hochschulen die konstruktive Mitarbeit der GEW
an einem virtuellen Runden Tisch an. "Die aktuellen Herausforderungen
können nicht top down bewältigt werden, sondern nur, wenn die Vertretungen
der Beschäftigten und Studierenden auf Augenhöhe daran beteiligt werden,
Lösungen zu entwickeln", unterstrich der GEW-Vize.

Info: Im Sinne der GEW hat sich heute auch ein breites Bündnis von
Studierendenorganisationen mit dem Aufruf "Solidarsemester 2020" für die
Klärung offener Fragen mit Blick auf das Sommersemester und die materielle
Absicherung der Studierenden stark gemacht. Der Aufruf wird vom
Bundesausschuss der Studentinnen und Studenten (BASS) der GEW unterstützt:


https://solidarsemester.de

 * 
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HOCHSCHULE/2335: "Starthilfe für das Corona-Semester" - Community of Practice startet (idw)

FernUniversität in Hagen - 03.04.2020

"Starthilfe für das Corona-Semester": Community of Practice startet



Aufgrund der Corona-Krise müssen viele Hochschulen innerhalb kurzer Zeit
ihre überwiegend analoge Lehre auf digitale Formate umstellen. Gemeinsam
mit dem Hochschulforum Digitalisierung startet die FernUniversität in
Hagen deshalb die Community of Practice "Starthilfe für das
Corona-Semester - FernUni-Expert*innen unterstützen". Die FernUniversität
hat einzigartige Erfahrungen darin, Lehrende bei der digitalen
Transformation zu unterstützen und Menschen aus analogen Kontexten zu
begleiten. Das Hochschulforum Digitalisierung berät und vernetzt
Akteurinnen und Akteure aus Hochschulen, Politik, Wirtschaft und
Gesellschaft und gestaltet mit ihnen gemeinsam digitale Transformationen.

Die Corona-Krise stellt derzeit viele Hochschulen vor die Situation,
innerhalb kurzer Zeit ihre überwiegend analoge Lehre auf digitale Formate
umzustellen. Aber womit starten? Wie den Überblick behalten? Wie
sicherstellen, dass das spezifische Angebot auch zur eigenen Hochschule
passt? Gemeinsam mit dem Hochschulforum Digitalisierung startet die
FernUniversität in Hagen deshalb die Community of Practice "Starthilfe für
das Corona-Semester - FernUni-Expert*innen unterstützen". Die
FernUniversität in Hagen hat einzigartige Erfahrungen darin, Lehrende bei
der digitalen Transformation zu unterstützen.

Sie hat die Expertise, Menschen aus analogen Kontexten zu begleiten und
mit ihren Vorbehalten umzugehen. Das Hochschulforum Digitalisierung berät
und vernetzt Akteurinnen und Akteure aus Hochschulen, Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft und gestaltet mit ihnen gemeinsam den Prozess der
digitalen Transformation, indem es Anreize schafft sowie Themen und
Formate setzt.

Partnerschaftlicher Austausch über Erfahrungen steht im Fokus

Die Community of Practice dient der Vernetzung der Hochschulen. Dabei geht
es nicht um eine einseitige Beratung von Lehrenden oder eine bloße
Zusammenstellung von Tools, sondern um einen gemeinschaftlichen Austausch
über Erfahrungen in der digitalen Lehre. Ziel ist es, eine Gemeinschaft
aufzubauen, in der Beispiele guter Praxis so kontextualisiert werden, dass
sie an die Rahmenbedingungen anderer Hochschulen anknüpfen. Um die
Herausforderungen gemeinsam zu meistern, laden die FernUniversität in
Hagen und das Hochschulforum Digitalisierung Akteurinnen und Akteure, die
diesen Prozess strategisch oder unterstützend begleiten, zum gemeinsamen
Dialog ein. Eingeladen sind auch alle Lehrenden, die ihre Lehre erstmalig
digital planen. Seitens der FernUniversität werden daher Fach- und
Mediendidaktikerinnen und -didaktiker zur Verfügung stehen, die Erfahrung
darin haben, digitale Lehre zu planen und umzusetzen.

Ein gemeinsamer Kick-Off wird am 8. April 2020 um 10.00 Uhr in Adobe
Connect stattfinden:

https://emeeting.fernuni-hagen.de/cop-feu-hfd

Dabei sollen Bedarfe gesammelt und gebündelt werden. Anschließend können
fach- oder themenspezifische Gruppen gebildet werden, in denen gemeinsam
Ideen erarbeitet werden, wie Lehre im kommenden Semester digital umgesetzt
werden kann. Die FernUniversität in Hagen und das Hochschulforum
Digitalisierung freuen sich auf kreative und hilfreiche Sessions!

Es ist keine Anmeldung erforderlich, bis zu 500 Interessierte können
teilnehmen. Wer noch nie mit Connect gearbeitet hat, sollte Folgendes
beachten: Benötigt wird ein PC-Arbeitsplatz mit Internetzugang und
-browser, zu empfehlen ist weiterhin ein Headset. Eine Webcam kann
verwendet werden, ist jedoch nicht unbedingt erforderlich. Die
Teilnehmenden sollten im Vorfeld ihre technischen Einstellungen prüfen, um
an den Veranstaltungen teilnehmen zu können:

https://wiki.fernuni-hagen.de/helpdesk/index.php/Technische_Anforderungen_Adobe_Connect.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution151

 * 
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HOCHSCHULE/2334: Lehre trotz Corona - Hochschulforum Digitalisierung stellt Lösungen vor (idw)

Stifterverband - 03.04.2020

Lehre trotz Corona - Hochschulforum Digitalisierung stellt Lösungen vor



Das Hochschulforum Digitalisierung hat auf seiner Webseite eine
Corona-Service-Sonderseite eingerichtet. Hier finden Lehrkräfte digitale
Lösungen, um den Ausfall von Präsenzveranstaltungen an ihren Hochschulen
zu überbrücken. Mit seiner Expertise und seinem Netzwerk will das
Hochschulforum Digitalisierung in der Sondersituation Hochschulen zur
Seite stehen.

Berlin, den 03.04.2020. Die Corona-Pandemie stellt Hochschulen vor große
Herausforderungen. Viele Lehrkräfte suchen aktuell dringender denn je nach
digitalen Möglichkeiten, um ihre Lehre und Forschung fortsetzen zu können.
Unter https://hochschulforumdigitalisierung.de/de/serviceseite-corona
hat das Hochschulforum Digitalisierung (HFD) eine Informationsseite
"Hochschulen und Corona: Was jetzt?" eingerichtet. Hier finden
Hochschulmitarbeiter nützliche Hinweise, wie sie ihre Lehre trotz leerer
Hörsäle aufrechterhalten können oder Antworten zu Rechtsfragen und zum
Datenschutz für digitale Lehr- und Prüfungsformate. Neben Linksammlungen
zu Leitfäden und Tipps für konkretes Vorgehen in Zeiten geschlossener
Lehreinrichtungen bietet das Hochschulforum auch eine Auswahl zahlreicher
Tools für die Umsetzung digitalisierter Lehre.

Weitere aktuelle Informationen liefert das HFD auf Twitter unter dem
Hashtag #CoronaCampus sowie mit seinem E-Mail-Newsletter. Zusätzlich
schafft das HFD auf der internen Kommunikationsplattform Mattermost einen
Raum, in dem sich Hochschullehrende unmittelbar über ihre Lehrerfahrungen
in der Corona-Sondersituation austauschen können.

"Hochschullehre geht auch online", sagt Volker Meyer-Guckel,
stellvertretender Generalsekretär des Stifterverbandes. "Die Technik dafür
ist vorhanden und kann genutzt werden, wenn der Wille da ist, hier neue
Wege zu gehen." Meyer-Guckel sieht die Corona-Krise auch als Chance für
Forschung und Lehre. Es werde einen gewaltigen Digitalisierungsschub
geben. "Die Art und Weise wie geforscht, gelehrt und kommuniziert wird,
hat sich in den letzten Wochen so gewandelt, dass sie möglicherweise die
Welt nachhaltig verändern wird."


Das Hochschulforum Digitalisierung (HFD) orchestriert den Diskurs zur
Hochschulbildung im digitalen Zeitalter. Als zentraler Impulsgeber
informiert, berät und vernetzt es Akteure aus Hochschulen, Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft. Das HFD wurde 2014 gegründet. Es ist eine
gemeinsame Initiative des Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft,
des CHE Centrum für Hochschulentwicklung und der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK). Gefördert wird es vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung.

https://hochschulforumdigitalisierung.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424
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UNIVERSITÄT/2749: German U15 begrüßt Beschluss der Kultusminister - Sommersemester findet statt (idw)

German U15 e.V. - 03.04.2020

German U15 begrüßt KMK-Beschluss: Sommersemester findet statt!

German U15 begrüßt die Beschlüsse der Kultusministerkonferenz (KMK) zum
Sommersemester 2020.



German U15 begrüßt die Beschlüsse der Kultusministerkonferenz (KMK) zum
Sommersemester 2020. Die KMK hat beschlossen:

• Die Semesterzeiten für das Sommersemester 2020 werden nicht
verschoben. Die Vorlesungszeiten können flexibel ausgestaltet werden.

• Den Universitäten und Hochschulen wird zusätzliche Flexibilität
gewährt, um den Semesterbetrieb an die gegenwärtige Situation anpassen zu
können.

• Studierenden, die aufgrund der Corona-Pandemie die vorgesehenen
Leistungen nicht erbringen können, sollen grundsätzlich keine Nachteile
entstehen, etwa in Bezug auf Regelstudienzeiten.

Hans-Jochen Schiewer, Vorstandsvorsitzender von German U15 und Rektor der
Universität Freiburg:

"Die Kultusministerkonferenz hat die Klarheit geschaffen, die wir brauchen
und gefordert haben: Der Lehr- und Prüfungsbetrieb des Sommersemesters
2020 findet statt. Insbesondere im Interesse unserer derzeitigen und
zukünftigen Studierenden ist das die richtige Entscheidung. Es wird ein
Ausnahmesemester werden, das die Universitäten mit viel Engagement,
Flexibilität und Kreativität angehen.

Wir begrüßen die KMK-Beschlüsse und danken den Ländern für ihre
Unterstützung. An unseren Universitäten entwickeln die Lehrenden bereits
mit höchstem Engagement digitale Lehrformate - für über eine halbe Million
Studierende, die an U15-Universitäten eingeschrieben sind und sich
ebenfalls bereits auf ein Sommersemester unter nie dagewesenen Bedingungen
einstellen. Was hier geleistet wird, ist herausragend und verdient Dank
und Anerkennung."

Die U15-Universitäten nehmen - ebenso wie andere Universitäten,
Hochschulen und Akteure in Wirtschaft und Gesellschaft - die besondere
Verantwortung wahr, die ihnen in der Krise der Corona-Pandemie zuwächst:
nicht nur durch die Gewährleistung des Lehr- und Prüfungsbetriebs, sondern
auch in der Krankenversorgung, in der Forschung zur Bekämpfung der
Pandemie und in der Unterstützung ihrer Studierenden.


Über German U15

German U15 ist der Verbund forschungsstarker, medizinführender
Universitäten in Deutschland. U15-Universitäten bilden zusammen ein
Drittel aller Universitätsstudierenden aus. Mehr als die Hälfte aller
Staatsexamina in Medizin und Pharmazie sowie über ein Drittel der
Lehramtsabschlüsse erfolgen an U15-Universitäten. Sie werben insgesamt
zwei Fünftel der öffentlichen Drittmittel ein, im Bereich Medizin über die
Hälfte.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1817

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

German U15 e.V., 03.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





MARKT/2287: Milchmarkt - Corona-Geschehen erfordert Reaktion (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. April 2020

Milchmarkt: Corona-Geschehen erfordert Reaktion

Beihilfen zur privaten Lagerhaltung und privatwirtschaftliche
Lösungsansätze notwendig



Der Milchbauernpräsident des Deutschen Bauernverbandes, Karsten
Schmal, fordert EU-Kommission und Molkereien auf, angesichts des
Corona-Geschehens angemessen auf die aufgetretenen Verwerfungen zu
reagieren. Am Montag tagt der Sonderausschuss Landwirtschaft der
EU-Mitgliedstaaten mit der EU-Kommission. Schmal hierzu: "Wenn es eine
Marktlage gibt, die Beihilfen zur Privaten Lagerhaltung von
Milchprodukten rechtfertigt, dann ist es die aktuelle. Die
EU-Kommission und die EU-Mitgliedstaaten sind deshalb gefordert,
dieses Instrument zeitnah zu eröffnen!" Den kurzfristig aufgetretenen
starken Veränderungen in Logistik und Absatzwegen von Milchprodukten
müsse mit kurzfristig zur Verfügung stehenden und umsetzbaren
Maßnahmen begegnet werden.

Ferner würden aktuell einige wesentliche Errungenschaften der
Europäischen Union stark eingeschränkt. Eine Situation, die nach
Ansicht von DBV-Milchbauernpräsident Schmal nicht länger anhalten darf
als unbedingt notwendig: "Das Corona-Virus sollte nicht als Vorwand
dienen, um die Freiheiten der Europäischen Union in Frage zu stellen.
Vor allem der freie Warenverkehr und der freie Personenverkehr sind
von herausragender wirtschaftlicher Bedeutung für die deutsche
Landwirtschaft."

Die Milchverarbeiter sind je nach Produktportfolio und Absatzkanal
unterschiedlich vom aktuellen Geschehen betroffen. Während zum
Beispiel die aktuellen Kontrakte zu Butter und Schnittkäse zwischen
Molkereien und Lebensmittelhändlern in dieser Woche mit einem Plus
abgeschlossen werden konnten, sind gleichzeitig im Hotel- und
Gaststättenbereich sowie im Export Absatzrückgänge festzustellen.
Schmal sieht deshalb auch die einzelnen Molkereien in der Pflicht:
"Wir haben in der Strategie 2030 der deutschen Milchwirtschaft unter
anderem festgehalten, dass die Molkereien gemeinsam mit ihren
Lieferanten Lösungsansätze zur Abmilderung der mit Preisschwankungen
verbundenen Folgen vorantreiben. Hierzu gehören auch Elemente zur
Milchmengenplanung und -steuerung sowie Festpreismodelle. Die
deutschen Molkereien hinken hier im Vergleich zu internationalen
Wettbewerbern sowie zu anderen Agrarsektoren weiterhin hinterher."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. April 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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REPRESSION/1690: Corona, Brasilien - erst kleingeredet, dann mißbraucht ... (SB)



Das ist eine Form von Klassenkampf. Die so genannte herrschende
Klasse war in der Regierungszeit von Lula und Dilma etwas ins
Hintertreffen geraten und sieht in Bolsonaro jemanden, der ihr den
angestammten Platz im Machtgefüge zurückbringen und Brasilien von
jeder Form von fortschrittlichem Denken "reinigen" wird.

Bernardo Carvalho (Brasilianischer Schriftsteller und Publizist) [1]

Jair Messias Bolsonaro wurde Ende 2018 zum brasilianischen Präsidenten
gewählt, nachdem er versprochen hatte, "Extreme" zu "beseitigen".
Unterstützt von Großgrundbesitzern, Militärs, Evangelikalen, Bankiers
und Investoren macht er sich daran, eine so radikale ideologische
Kehrtwende durchzusetzen, wie sie noch nicht einmal die Generäle
während der Militärdiktatur in den 1960er bis 1980er Jahren angestrebt
haben. Angesichts der Entwicklungen in Venezuela, Bolivien, Ecuador
und der Kirchners in Argentinien wurde in der jüngeren Vergangenheit
das Phantasma einer kommunistischen Bedrohung in Lateinamerika in die
Welt gesetzt, die auch Brasilien umzingele und in dessen Inneren von
Lula da Silva und Dilma Rousseff betrieben werde. Wenngleich sich die
Situation angesichts eines massiven Rollbacks längst verändert hat,
halten die brasilianischen Eliten an diesem Konstrukt fest, um ihr
Regime der Ausbeutung und Verfügung uneingeschränkt zu exekutieren.

Bolsonaro, der als Hauptmann der Fallschirmjäger nicht der
Großbourgeoisie angehört, ähnelt in seinem heftig oszillierenden
Auftreten nicht von ungefähr seinem großen Vorbild Donald Trump. In
einer Mischung aus Machthaber und Marionette der einflußreichsten
Kreise des Landes verspricht er diesen, ihre Privilegien
uneingeschränkt wiederherzustellen und ihrer Sklavenhaltermentalität
freie Bahn zu schaffen. Sein Kampf richtet sich gegen all das, was er
als "marxistische Kultur" bezeichnet, also jegliche Institutionen und
Quellen unabhängigen Denkens. Er höhlt das Justizwesen aus, greift die
Pressefreiheit an, befeuert rassistische Übergriffe, schleift soziale
Reformen und gibt den Amazonasregenwald zur ungehinderten
Ausplünderung frei. Nie zuvor seit der Militärdiktatur wurde ein
Konter der Bourgeoisie so weitreichend und in derart kurzen Fristen
durchgetragen.

Dabei kam Bolsonaro zustatten, daß wie so oft in Brasilien eine
ursprünglich sozialkämpferische Bewegung wie die Schülerproteste gegen
die Bildungsreform 2013 von reaktionären Strömungen okkupiert und zu
Demonstrationen für das Impeachment gegen Dilma Rousseff
umfunktioniert wurde, die dann in einem kalten Putsch des Amtes
enthoben werden konnte. Eine Massenbewegung gegen die Arbeiterpartei
hielt die Anhängerschaft Lulas in Schach, der als aussichtsreichster
Präsidentschaftskandidat mittels eines politischen Prozesses
verurteilt, inhaftiert und somit aus dem Weg geschafft wurde. Die
sozialdemokratische Arbeiterpartei hatte in ihren vierzehn Jahren an
der Regierung bedeutende Sozialreformen auf den Weg gebracht und
angesichts hoher Rohstofferlöse zugleich die Wirtschaftseliten
zufriedengestellt, wobei auch die PT tief in Korruption und
Kollaboration verstrickt war. Lulas reformerischer Gegenentwurf zum
sogenannten Sozialismus des 21. Jahrhunderts, wie ihn insbesondere
Hugo Chavez verkörperte, galt befristet als Erfolgsmodell einer
sozialen Verbesserung, ohne an den gesellschaftlichen Verhältnissen zu
rühren. Dies schwächte die brasilianische Linke in hohem Maße und
führte dazu, daß heute, anders als etwa in Chile, Argentinien, Mexiko
oder Peru, in Brasilien keine oppositionelle Massenbewegung existiert,
die einen längeren Atem hätte.

Bolsonaro ist aus der katholischen Kirche ausgetreten und ließ sich
2016 von einem evangelikalen Pastor im Jordan neu taufen. Sein Pakt
mit den mächtigen Evangelikalen, die ein Wählerpotential von 30
Prozent und 30 Abgeordnete im Parlament sitzen haben, so daß an ihnen
niemand mehr vorbeikommt, ist, wiederum vergleichbar mit Trump, ein
wesentlicher Rückhalt des brasilianischen Präsidenten. Er dankt es
ihnen mit seiner Repression gegen progressive wissenschaftliche
Projekte und Bildungsreformen wie auch individuelle
Freiheitsrechte von Minderheiten. Ob er tatsächlich auf die zutiefst
reaktionären Einflüsterungen der Kreise hört, mit denen er sich
umgibt, oder als extremer Opportunist heute verkündet und morgen
verwirft, ganz wie es seinem Kalkül zupaß kommt, ändert unter dem
Strich nichts daran, daß er ein höchst gefährlicher Staatschef ist,
die unabsehbare, womöglich sogar unumkehrbare Zerstörungsprozesse
forciert.

Wie mächtig Bolsonaro in seinem Amt und doch zugleich ersetzbar ist,
sollte er nach Einschätzung der brasilianischen Eliten aus dem Ruder
laufen, unterstreicht seine jüngste Kehrtwende im Umgang mit der
Corona-Pandemie. Diese Krise wird offensichtlich als gravierende
Bedrohung der Ökonomie eingeschätzt - zu gefährlich, um den
dilettierenden Präsidenten nicht zurückzupfeifen. Dieser hatte zuvor
wiederholt eine "Hysterie" um das Virus angeprangert, die von dem
Erreger ausgelöste Lungenkrankheit Covid-19 in einer Fernsehansprache
als "kleine Grippe" heruntergespielt und den Sinn der von zahlreichen
brasilianischen Regional- und Kommunalbehörden im Kampf gegen das
Virus erlassenen Restriktionen in Zweifel gezogen. In Videos forderte
er die Menschen zum Weiterarbeiten auf. Nur wer über 65 Jahre alt sei,
solle zu Hause bleiben. Umstehenden und Journalisten erklärte er, daß
das Land mit 60 bis 70 Prozent Infizierten immun werde und ein
Medikament gegen die Krankheit "bereits eine Realität" sei, wie er
ohne jeden Beleg behauptete.

Nicht nur mit seinen maßlos verharmlosenden Äußerungen, sondern auch
seinem persönlichen Verhalten hatte Bolsonaro viel Kritik auf sich
gezogen. Der Präsident und sein Sohn Flavio verbreiteten über Facebook
ein Video, das einen Autokorso zeigte, dessen Teilnehmer die
Wiedereröffnung von Geschäften und Schulen im südlichen Bundesstaat
Santa Catarina bejubelten. Zudem teilten Jair und Flavio Bolsonaro ein
Video der umstrittenen Kampagne. In dem Clip werden die Menschen
aufgerufen, ihrem Alltag trotz der Coronavirus-Pandemie weiterhin
nachzugehen. Bolsonaro inszenierte sich als Präsident "zum Anfassen"
und unternahm einen Ausflug zu noch geöffneten Geschäften, besuchte
einen Supermarkt, schüttelte Hände auf der Straße und posierte mit
Anhängern für Selfies. Dabei hatte sein Gesundheitsminister Luiz
Henrique Mandetta gerade am Tag zuvor die Bevölkerung aufgerufen, zu
Hause zu bleiben und die Kontakte einzuschränken, um der weiteren
Ausbreitung des Coronavirus entgegenzuwirken. Auf Anordnung des
Gouverneurs sind im Hauptstadtdistrikt seit dem 19. März die Kirchen
sowie die meisten Geschäfte, Bars und Restaurants geschlossen.

Als sich jedoch nicht mehr verheimlichen ließ, daß Brasilien das von
der Pandemie am härtesten betroffene Land in Lateinamerika ist, wuchs
der Widerstand gegen Bolsonaro. Sao Paulos Gouverneur Joao Doria von
der großbürgerlichen PSDB warf ihm vor, das Land "zu spalten, statt zu
regieren". Eine "Politik, die Leute tötet, rettet nicht die
Wirtschaft", erklärte der Gouverneur. Auf Druck der linken Opposition
verabschiedete der Kongreß ein Programm, in dem eine monatliche
Nothilfe in Höhe von umgerechnet 106 Euro für von der Corona-Krise
betroffene Erwerbslose, Niedriglöhner und informell Beschäftigte
vorgesehen ist. Familien und alleinstehende Mütter sollen das Doppelte
erhalten.

Zwei über den offiziellen Twitter-Kanal des Präsidenten verbreitete
Videos von seinem Ausflug wurden von dem Kurzbotschaftendienst wenig
später gelöscht. Sie verstießen gegen dessen Regeln, durch die
Beiträge verhindert werden sollen, die die von Wissenschaftlern und
Gesundheitsbehörden empfohlenen Maßnahmen gegen die Verbreitung des
neuen Coronavirus zu untergraben versuchen, hieß es zur Begründung.
Zudem untersagte ein Gericht in Rio de Janeiro dem Präsidenten,
Empfehlungen gegen Ausgangsbeschränkungen aufgrund des Coronavirus zu
verbreiten. Regierungsvertreter und mit ihnen in Verbindung stehende
Personen müßten es unterlassen, Informationen zum Coronavirus ohne
wissenschaftliche Grundlage zu verbreiten oder "agitatorisch"
einzusetzen. Die Kampagne "Brasilien darf nicht stillstehen" halte
wissenschaftlichen Kriterien nicht stand und sei einzustellen. Auch
stoppten Richter ein Dekret des Präsidenten, in dem Kirchen und andere
Gotteshäuser von den in einigen Bundesstaaten geltenden
Ausgangsbeschränkungen wegen der Pandemie ausgenommen wurden. [2]

Mit seinem Kurs gegen einen Lockdown hatte sich Bolsonaro derart
isoliert, daß sich Medienberichten zufolge hohe Vertreter des Militärs
trafen und dem Vizepräsidenten, General Hamilton Mourao, Unterstützung
für den Fall einer Ablösung Bolsonaros signalisierten. Diese Drohung
veranlaßte Bolsonaro endlich zu einer Kehrtwende. In seiner vierten
Fernsehansprache zur Corona-Krise gab er sich ungewohnt empathisch und
erklärte: "Das Virus ist eine Realität. Wir stehen vor einer der
größten Herausforderungen unserer Generation." Er mache sich Sorgen um
das Leben, aber auch um den Erhalt der Arbeitsplätze. Das Mittel gegen
die Pandemie könne nicht schlimmer als deren Auswirkungen sein,
plädierte er trotz seines demonstrativen Einlenkens für eine rasche
Rückkehr zur Normalität im öffentlichen Leben. "Was wird mit dem
Straßenverkäufer, der Haushaltshilfe und anderen Selbständigen, mit
denen ich während meines ganzen öffentlichen Lebens Kontakt halte?",
fragte Bolsonaro, als sei er ein Anwalt der einfachen Leute. Mehr als
40 Prozent der Brasilianer gehen einer informellen Arbeit nach und
haben kaum Rücklagen. [3]

Der Schwerpunkt der Epidemie liegt im bevölkerungsreichsten
Bundesstaat Sao Paulo. Die Mehrheit der Menschen ist auf das
mangelhafte und unterfinanzierte öffentliche Gesundheitssystem SUS
angewiesen. Wegen des eklatanten Ärztemangels in den ärmeren Gebieten
und im Hinterland hatten unter der Präsidentin Dilma Rousseff seit
2013 insgesamt etwa 11.000 Mediziner aus Kuba im Rahmen des Programms
"Mehr Ärzte" die gesundheitliche Versorgung zahlloser Menschen
gesichert. Bolsonaro erklärte sie zu Spionen und zwang Havanna Ende
2018 zum Abzug der Spezialisten. Die so gerissenen Lücken konnten bis
heute nicht geschlossen werden. [4]

Eine ungebremste Verbreitung des Virus zum schnellen Aufbau einer
"Herdenimmunität" würde vor allem die Leben von Hunderttausenden in
den überfüllten Gefängnissen und der mehr als 11 Millionen Einwohner
der Favelas aufs Spiel setzen. Die Wohnverhältnisse in den
Armensiedlungen sind häufig beengt, die Generationen leben eng
beieinander, die sanitären Bedingungen sind katastrophal. Eine
Isolierung von Risikogruppen ist hier undurchführbar. Tag für Tag
haben zahlreiche Menschen in verschiedenen Städten gegen den
Präsidenten protestiert, indem sie auf Töpfe und Pfannen schlugen, aus
den offenen Fenstern "Bolsonaro weg" und "Mörder" riefen. Als der
Machthaber im vergangenen Jahr an seine Grenzen zu stoßen schien,
verliefen Massenproteste im Sand. Nun könnte die Corona-Pandemie
Prognosen zufolge Hunderttausende Todesopfer in Brasilien nach sich
ziehen. Schwer vorstellbar, daß die Menschen in ihrer Not vergessen,
wer durch die Leugnung dieser Gefahr und das Beharren auf eine
uneingeschränkt funktionsfähige Wirtschaft maßgeblich zu dieser
Eskalation des Verhängnisses beigetragen hat.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/regierung-bolsonaros-brasiliens-kehrtwende-in-der-kultur.1184.de.html

[2] www.spiegel.de/netzwelt/netzpolitik/jair-bolsonaro-twitter-loescht-zwei-nachrichten-des-brasilianischen-praesidenten-a-60fbb870-f6dc-4585-a671-1dc3ccb4364e

[3] www.n-tv.de/politik/Bolsonaro-rudert-in-der-Corona-Krise-zurueck-article21683843.html

[4] www.jungewelt.de/artikel/375603.brasilien-bolsonaro-isoliert-sich.html
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REPRESSION/1689: Helin Bölek - Widerspruchsverschärfung in der Türkei ... (SB)



Der Tod der Musikerin Helin Bölek, die am 3. April 2020 nach 288 Tagen des
erklärten Todesfastens in ihrer Wohnung in Istanbul gestorben ist, wurde, wenn
überhaupt, in den Medien der Bundesrepublik als vergebliches Kräftemessen
zwischen der radikalen Linken und der Regierung der Türkei dargestellt. 
Vergeblich deshalb, weil Tote nicht kämpfen könnten, hieß es zum Beispiel in
einem Bericht des Deutschlandfunks über das tragische Ereignis am 5. April. 
Helin Bölek war zusammen mit ihrem Bandkollegen Ibrahim Gökcek vor einem Jahr
bei einer Razzia in dem Istanbuler Idil-Kulturzentrum, in dem die populäre
sozialistische Band Grup Yorum ihren Sitz hat, festgenommen worden. Im Gefängnis
traten beide in den unbefristeten Hungerstreik, um die Aufhebung des seit 4
Jahren durchgesetzten Auftrittsverbots für Grup Yorum, die Einstellung der
Angriffe der Polizei auf ihr Kulturzentrum, die Freilassung aller noch
inhaftierten Bandmitglieder und die Aufhebung aller Haftbefehle als auch die
Einstellung aller Gerichtsverfahren gegen MusikerInnen der Band zu erreichen.

Gegen Grup Yorum erhebt der türkische Staat schon seit vielen Jahren den Vorwurf
der Unterstützung der verbotenen marxistisch-leninistischen Revolutionären
Volksbefreiungspartei-/Front (DHKP-C ). Da die Band als wichtigste und
bekannteste linke Musikgruppe der Türkei viele Fans in der Bevölkerung hat, die
sich nicht zur radikalen Linken zählen, dient der unbewiesene Vorwurf ganz
allgemein der Unterdrückung der sozialen Opposition. Die emanzipatorische wie
revolutionäre Linke der Türkei wird vom Erdogan-Regime spätestens seit den
Gezi-Protesten 2013 massiv verfolgt, was zur Inhaftierung Zehntausender linker
AktivistInnen kurdischer wie türkischer Herkunft geführt hat.

Der Tod von Helin Bölek und ihre Beerdigung, bei der auch ihr stark geschwächter
Genosse Ibrahim Gökcek im Rollstuhl zugegen war, der sich seit dem 17. Mai 2019
im Hungerstreik befindet, wurde von öffentlich-rechtlichen Sendern in der
Bundesrepublik und weltweit verbreiteten Publikationen wie der britischen
Tageszeitung The Guardian [1] durchaus wahrgenommen. In einigen Berichten über
den Kampf Grup Yorums für die Freiheit der Kunst und des politischen
Aktivismus fanden auch die Angriffe der Polizei auf die Trauernden Erwähnung. 
Helin Bölek wurde am 4. April in Anwesenheit Hunderter AktivistInnen auf dem
Friedhof Feriköy im Istanbuler Bezirk Sisli beigesetzt. Die Polizei griff die
TeilnehmerInnen der Beerdigung mit Wasserwerfern und Tränengas an, am Rande kam
es zu mehreren Verhaftungen. Der türkische Staat hat nicht einmal den Abschied
der FreundInnen und Angehörigen von Helen Bölek respektiert, sondern den Anlaß
genutzt, ein Zeichen vermeintlicher Stärke zu setzen.

Wenn ein Staat es nötig hat, in ihrer Ohnmacht das eigene Leben in die Waagschale
werfende Menschen auch noch zu demütigen, nachdem ihr Widerstand in den Tod 
gemündet ist, dann sagt das vor allem etwas über die unbeugsame Haltung
derjenigen aus, deren Andenken damit beschädigt werden soll. Wie Ibrahim Gökcek,
der am 24. Februar aus der Haft entlassen worden war, hielt auch die seit
November 2019 entlassene Helin Bölek an dem als Todesfasten deklarierten Protest
fest. Vermittlungsversuche seitens prominenter VertreterInnen der
Zivilgesellschaft [2] prallten an der harten Haltung des Staates ab, nur bei
Einstellung des Hungerstreiks mit den Betroffenen zu sprechen. Noch im Februar
hatte Helen Bölek öffentlich über die gegen Grup Yorum gerichtete Repression
berichtet:

Wir Mitglieder der Grup Yorum sind seit 226 Tagen im Hungerstreik. In den
 letzten zwei Jahren sind fast alle Mitglieder der Gruppe ohne Beweise und
 aufgrund anonymer Denunziationen verhaftet und mit Strafandrohungen von bis
 zu zehn Jahren vor Gericht gestellt worden. Als Beweis wird außer anonymen
 Aussagen nur ein Album von uns angeführt - ein Album, das ganz legal und
 unter Aufsicht des Kulturministeriums erschienen ist und in allen Musikläden
 verkauft wurde, das keinen Straftatbestand erfüllt. [3]


Politische Gefangene sollen keine Stimme haben, das macht die Berichterstattung
über Helin Bölek auf Dlf und Deutschlandfunk Kultur an und für sich wertvoll. 
Wenn allerdings bei dem mehrfach auf der Online-Präsenz beider Sender gezeigten
Foto vom offenen Sarg der Musikerin unerwähnt bleibt, daß es sich bei dem in
eine Decke gehüllten Mann, der im Rollstuhl an ihrem Sarg sitzt und ein Bild der
Verstorbenen im Schoß hält, um ihren Gefährten im Todesfasten, Ibrahim Gökcek
handelt, dann ist das ein trauriger Beleg dafür, wie bei aller Beachtung des
Geschehens radikaler politischer Widerstand zugleich negiert wird.

Unerwähnt blieb in den Berichten deutscher Medien zudem, daß Grup Yorum auch in
der Bundesrepublik mit einem faktischen Auftrittsverbot belegt ist [4]. Es wird
nicht nur mit Einreiseverboten für aus der Türkei kommende MusikerInnen erwirkt,
sondern greift schon bei einfachen Protestveranstaltungen in Form von
Verbotsverfügungen [5]. Da unter den Umständen der Coronapandemie das Abhalten
öffentlicher Veranstaltungen und Proteste praktisch unmöglich gemacht wurde, ist
nicht damit zu rechnen, daß sich daran absehbar etwas ändert. Politische
Solidarität für Grup Yorum wird von keiner der im Bundestag vertretenen
Parteien artikuliert, lediglich einzelne Abgeordneter der Linken äußern sich dazu.

Die enge politische Allianz, die die Regierung Merkel mit dem Erdogan-Regime
eingegangen ist, verbietet jede Abweichung von der offiziell als
Antiterrormaßnahme verkauften Unterdrückung der politischen Linken in der
Türkei. Dies wird hierzulande durch die Linie einer zumindest exemplarischen
Verfolgung türkischer und kurdischer AktivistInnen nach Paragraph 129 b des
Strafgesetzbuches umgesetzt. So werden Mitglieder der kurdischen und türkischen
Linken in der Bundesrepublik anhand von Petitessen wie dem Verteilen von
Zeitungen oder dem Organisieren von Grup-Yorum-Konzerten zu mehrjährigen
Haftstrafen verurteilt.

Aufgrund solcher Steigbügelhalterdienste wird man in Berlin Erdogans
Entscheidung, 90.000 der mit 300.000 Insassen völlig überbelegten Haftanstalten
der Türkei zur Verhinderung der epidemischen Ausbreitung von COVID-19 in den
Knästen zu entlassen, aber die rund 50.000 politischen Gefangenen weiterhin
festzuhalten, kaum kommentieren. Da sich darunter auch durch Alter und
Vorerkrankungen gefährdete Menschen wie Abdullah Öcalan oder HDP-Chef Selahattin
Demirtas befinden, geht die AKP/MHP-Regierung das Risiko eines Aufstandes für
den Fall ein, daß diese oder andere prominente PolitikerInnen der linken
Opposition im Gefängnis ums Leben kommen.

Die Kritik am Todesfasten, das auch viele Linke als zu drastische und gar
menschenfeindliche Maßnahme verwerfen, ist der dringend erforderlichen
Solidarität mit den Hungerstreikenden eher abträglich. Das läuft auf die weitere
Bedeutungslosigkeit noch als links zu bezeichnender Positionen hinaus, was
angesichts der Entwicklung des aktuellen Krisenmanagements zum dauerhaften
medizinisch begründeten Ausnahmezustand wenig hilfreich ist. Die Zukunft für
jede Form sozialer Opposition könnte kaum düsterer aussehen, um so wichtiger
bleibt die gegenseitige Unterstützung in Zeiten des Corona-Kapitalismus.


Fußnoten:

[1] https://www.theguardian.com/world/2020/apr/03/banned-turkish-folk-group-member-dies-following-hunger-strike

[2] https://www.dw.com/de/inhaftierte-musiker-todesfasten-um-geh%C3%B6rt-zu-werden/a-52337899

[3] https://www.deutschlandfunkkultur.de/helin-boelek-tuerkische-saengerin-stirbt-nach-hungerstreik.1013.de.html?dram:article_id=474024

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/repr1676.html

[5] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/repr1658.html
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LAIRE/1371: Schuldenlast - nur zur Rettung des herrschenden Systems ... (SB)



Die ärmeren Länder verwenden einen erheblichen Teil ihrer
Staatseinnahmen darauf, ihre Schulden zurückzuzahlen. Jetzt haben die
beiden Finanzinstitutionen Weltbank und Internationaler Währungsfonds
(IWF) vorgeschlagen, daß die Entwicklungsländer ihren Schuldendienst
vorübergehend aussetzen dürfen, damit sie mehr Mittel zur Bekämpfung
der Coronaviruspandemie zur Verfügung haben. [1]

Der Vorschlag ist nicht so freundlich gemeint, wie er vorgibt zu
sein, zeigt sich darin doch eine bewährte Herrschaftspraxis. Ohne
solch ein zeitlich befristetes Entgegenkommen müßten
Finanzinstitutionen und Geberländer befürchten, daß bei einem
Zusammenbruch der staatlichen Ordnung überhaupt keine Gelder mehr
gezahlt werden und darüber hinaus das gesamte System der Schuldenlast
in Frage gestellt wird.

Die ärmeren Länder zahlen jährlich rund 50 Milliarden Dollar an
unterschiedliche Gläubiger zurück. Aufgrund der Zinsbelastung
übersteigt die bereits zurückgezahlte Summe mancher Schuldner die
Höhe des ursprünglichen Kredits. Es findet ein ständiger Finanzabzug
vom Globalen Süden statt; zugleich müssen sich die Empfängerländer
politisch willfährig zeigen.

In den westlichen Medien meint man plötzlich festzustellen, daß die
Gesundheitssysteme der afrikanischen Staaten ungenügend entwickelt
sind, um die Verbreitung der Sars-CoV-2-Pandemie einzudämmen und an
Covid-19-Erkrankte zu heilen. Ganz so, als tauche dieses strukturelle
Problem erst jetzt auf und gelte nicht schon bei der Bewältigung von
HIV/Aids, Tuberkulose, Malaria, Cholera und anderen
Infektionskrankheiten. Und ganz so, als habe der ungenügende Aufbau
von Gesundheitseinrichtungen nicht auch mit den Forderungen der
Geldgeber an die afrikanischen Regierungen zu tun, die ihre
staatlichen Zuwendungen reduzieren sollten. Dazu zählt die
Verschlankung der Gesundheitssysteme, die Einführung von Schulgeld,
die Senkung der Staatsquote, das Streichen staatlicher Subventionen
von Energie und Grundnahrungsmitteln und einiges mehr.

Ecuador ist hierfür ein aktuelles Beispiel. Mit
wirtschaftsfreundlichen Maßnahmen war es Präsident Lenín Moreno
gelungen, einen IWF-Kredit in Höhe von 4,2 Milliarden Dollar zu
ergattern. Im März 2020 hat das Land eine Tranche von 320 Mio. Dollar
an den IWF zurückgezahlt, und das in einer Zeit, da laut einem
Bericht der tageszeitung in der ecuadorianischen Großstadt Guayaquil
Leichen von Covid-19-Verstorbenen am Wegesrand liegen bleiben und 400
Leichen nicht aus privaten Wohnungen abgeholt worden sind. [2]

Jahr für Jahr sterben auf dem afrikanischen Kontinent zig Millionen
Menschen, weil sie keinen Zugang zu einer adäquaten medizinischen
Versorgung haben. Beispielsweise Malawi. Dort leben 18 Mio. Menschen,
und das Land hat nur 25 Intensivbetten und 7 Beatmungsgeräte. Auf
100.000 Menschen kommen zwei Ärzte. Mehr als die Hälfte der
Bevölkerung lebt unterhalb der Armutsgrenze. Vor kurzem wurden in
Malawi die ersten drei Sars-CoV-2-Infizierten gemeldet.

Doch wie viele Menschen sind dort schon in den letzten Jahren
gestorben, weil nicht die für ihre Erkrankung notwendigen Medikamente
und Therapien zur Verfügung standen? Haben IWF und Weltbank alles
darangesetzt, daß sich diese desolate Lage unverzüglich ändert?
Haben sie Malawi geholfen, ein flächendeckendes Gesundheitssystem
nach neuestem Stand der medizinischen Forschung aufzubauen? Nein,
nichts dergleichen. IWF und Weltbank sowie, nicht zu vergessen, die
hinter ihnen stehenden Regierungen verfolgen ganz andere Interessen.
Das schließt nicht aus, daß sie hier und da den Bau eines
Krankenhauses finanzieren, aber immer auf der Basis, daß sich ein
Land verschuldet und anschließend in einer für die Gläubiger
komfortablen Schuldabhängigkeit befindet.

Nun appellieren IWF und Weltbank an die G20-Staaten, die
Rückzahlungsforderungen an die Entwicklungsländer auszusetzen. Das
würde den Ländern dabei helfen, unverzüglich Geld für die Bekämpfung
des Coronavirusausbruchs freizusetzen. Ist man in den Chefetagen der
beiden Finanzunternehmen auf einmal menschenfreundlich geworden? Wohl
kaum.

In den Entwicklungsländern lebt ein Viertel der Weltbevölkerung.
Sollten dort einige Staaten kollabieren, könnte das die sowieso
absehbare, weltweite Rezession auslösen oder vertiefen. Dann würde
offenbar werden, daß es vielleicht doch Alternativen zu dem auf Geld
und Tausch beruhenden Wirtschaftssystem gibt und die - vermeintlich
freie - Marktwirtschaft an der Frage der Grundsicherung aller
Menschen gescheitert ist.

Reihenweise wird zur Zeit der bislang vorherrschende
Marktliberalismus durch den Staat "korrigiert". Da besteht vom
Standpunkt der Profiteure der bestehenden Ordnung die Gefahr, daß
Forderungen nach planwirtschaftlichen Maßnahmen - Bevorratung von
Atemschutzmasken, Desinfektionsmitteln und Beatmungsgeräten wären nur
der Anfang - auch auf andere Bereiche ausgedehnt werden. Außerdem
stehen auf einmal Fragen im Raum wie, warum die Mieten so exorbitant
hoch sind und ob nicht Wohnen zur Grundversorgungsleistung eines
Staats gehören sollte.

IWF und Weltbank wurden nur deshalb zu ihrem gemeinsamen Appell
bewegt, weil durch das Coronavirus grundlegende gesellschaftliche
Veränderungen eintreten könnten, die auch vor dem gegenwärtig
bevorzugten Geschäftsmodell nicht haltmachen. Es ist sicherlich gut,
wenn die Entwicklungsländer unverzüglich mehr Geld zur Verfügung
haben und dieses in den Aufbau ihrer Gesundheitssysteme und die
Bekämpfung der Coronaviruspandemie stecken. Besser wäre es jedoch
gewesen, wenn dies schon vor langer Zeit geschehen wäre. Das war
jedoch unter anderem von jenen Institutionen hintertrieben worden,
die sich nun für ein Aussetzen der Schuldenrückzahlung aussprechen.


Fußnoten:

[1] worldbank.org/en/news/statement/2020/03/25/joint-statement-from-the-world-bank-group-and-the-international-monetary-fund-regarding-a-call-to-action-on-the-debt-of-ida-countries

[2] https://taz.de/Corona-im-Globalen-Sueden/!5673605/
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STANDPUNKT/945: Thüringen - Vom Tabu-Bruch zum Ramelow-Comeback und darüber hinaus (spw)
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Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Thüringen: Vom Tabubruch zum Ramelow-Comeback und darüber hinaus


von Klaus Dörre(1)



Zwischen Dänemark und Prag

Liegt ein Land das ich sehr mag

Zwischen Belgien und Budapest

Liegt

Thüringen

Das Land ohne Prominente [...]

Rainald Grebe, Thüringen


Der Schauspieler Rainald Grebe hat ein Problem. Der Text seiner
inoffiziellen Landeshymne passt nicht mehr. Dass man Thüringen nur in
Thüringen kennt, trifft nicht länger zu. Im Gegenteil, die Thüringer
Verhältnisse mischen längst die Bundespolitik auf. Das ist schon so,
seit mit Bodo Ramelow ein Mitglied der Linkspartei zum
Ministerpräsidenten gewählt wurde. Nun gibt es einen neuen Grund - den
Thüringer Tabubruch und seine Folgen. Thomas Kemmerich (FDP) hatte
sich mit den Stimmen von AfD, CDU und der eigenen Partei zum
Ministerpräsidenten wählen lassen. Sein Entschluss, die Wahl
anzunehmen, hielt nur 24 Stunden. Angesichts der empörten Reaktionen
und unter dem Druck der Berliner Parteiführung musste er zurücktreten.
Vier Wochen später ist Bodo Ramelow zurück im Amt. Er führt ein
rot-rot-grünes Minderheitskabinett, das die Regierungsgeschäfte
wahrnimmt und Neuwahlen vorbereitet, die im April 2021 stattfinden
sollen. Damit ist der "Handschlag der Schande" ("Bild"-Schlagzeile zu
einem Foto, das Kemmerich mit dem Gratulanten Höcke zeigt), erst
einmal korrigiert. Möglich wurde dies, weil sich die CDU-Fraktion mit
einer Ausnahme auch im dritten Wahlgang der Stimme enthielt. Von nun
an gilt ein befristeter Stabilitätspakt, der einschließt, dass die
Christdemokraten Gesetzesvorhaben von Rot-Rot-Grün (r2g) nicht mit
Hilfe der AfD zu Fall bringen. Umgekehrt ist klar, dass die
Minderheitsregierung auf eine projektbezogene Kooperation mit der CDU
angewiesen bleibt. Ob und wie lange dieser Pakt trägt, ist ungewiss.
Ungeachtet dessen stellt sich die Frage, was aus den Thüringer
Ereignissen zu lernen ist und wie es politisch weitergeht - nicht nur
im Freistaat, sondern in der gesamten Republik.

Ein stabiler antifaschistischer Grundkonsens

Was öffentlich bevorzugt als Chaos oder Wahldebakel dargestellt wird,
ist, so meine These, nur das Symptom einer bonapartistischen
Demokratie, in der das politische System und seine Akteure überfällige
Richtungsentscheidungen verweigern.(2) Die erste dieser
Richtungsentscheidungen betrifft den Umgang mit der radikalen Rechten
und schließt das Verhältnis der Mitte-Rechts-Parteien zur Linkspartei
ein. Im Grunde geht es um die Frage, wie ein zivilgesellschaftlicher
Basiskonsens beschaffen sein muss, der demokratische Institutionen und
Verfahren künftig zumindest einigermaßen bestandsfest macht. Hier
lässt sich die erste Lehre aus den Thüringer Ereignissen ziehen. Sie
lautet: In der Zivilgesellschaft gibt es, trotz spektakulärer
Wahlerfolge der radikalen Rechten, einen mehrheitlich geteilten
antifaschistischen Grundkonsens. Dieser Grundkonsens ist stabil,
belastbar und mobilisierungsfähig. Genau das haben die Reaktionen auf
Kemmerichs Wahl gezeigt. Kaum war der - formal verfassungsgemäße(3) -
Wahlakt vollzogen, brach ein wahrer Sturm der Entrüstung los. Es waren
weder Medien noch Berliner Parteizentralen, die den Orkan entfachten.
Ausgelöst wurde er von der großen Mehrheit all jener, die seitens der
radikalen Rechten gerne als "das Volk" vereinnahmt werden. Wer
öffentlich gegen Kemmerichs Wahl protestierte und dessen sofortigen
Rücktritt verlangte, bekam Zuspruch von den vielbeschworenen "normalen
Bürger*innen" - am Bahnhof, in Zügen, beim Einkaufen und im Büro. Die
gesellschaftliche Linke hat mit ihren Positionen erstmals wieder
Oberwasser in den Alltagsdiskussionen, das war lange Zeit nicht mehr
der Fall.

Dass der zivilgesellschaftliche Antifaschismus sich als derart stabil
erwiesen hat, ist bemerkenswert. De jure ist eine solche Grundhaltung
in der Verfassung festgeschrieben. Laut Artikel 139 GG gelten im
Bundesgebiet noch immer die zwecks Entnazifizierung seitens der
Alliierten erlassenen Rechtsvorschriften zur "Befreiung des deutschen
Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismus". Das heißt
NS-Ideologie, Faschismus und Militarismus stehen außerhalb des
Verfassungsbogens.(4) Was die radikale Rechte gern als Ausdruck von
Fremdbestimmung wertet, war zunächst ein Geschenk der Alliierten an
die (west)deutsche Demokratie. Anfangs primär eine Rechtsnorm, hat
dieser Grundkonsens die demokratische Zivilgesellschaft der alten
Bundesrepublik stark geprägt. Das ist nicht im Selbstlauf geschehen,
denn vor allem im Westen konnten Ex-Nazis bis in hohe Staatsämter
gelangen. Der Adenauer-Vertraute Hans Josef Maria Globke, Mitverfasser
und Kommentator der Nürnberger Rassengesetze, ist nur ein prominentes
Beispiel. Daran, dass aus der Rechtsnorm eine mehrheitsfähige
zivilgesellschaftliche Grundhaltung geworden ist, hatten die
1968er-Bewegungen einen maßgeblichen Anteil. In der ehemaligen DDR war
der Antifaschismus ebenfalls kein ausschließlich verordneter. Deshalb
begegnen große Bevölkerungsteile der radikalen Rechten im Osten
weiterhin mit klarer Ablehnung.

Rechtsverschiebung misslungen

Nur weil das so ist, folgte dem Dammbruch von Erfurt keine Überflutung
des demokratischen Hinterlandes. Der radikalen Rechten, das ist die
zweite Erkenntnis, misslingt der Versuch, sich als "normale"
politische Kraft zu etablieren. Führen wir uns noch einmal vor Augen,
was den Tabubruch von Erfurt eigentlich ausmacht. Lange Zeit
beinhaltete der antifaschistische Grundkonsens in der Bundesrepublik,
dass Parteien, die sich nicht glaubwürdig vom NS distanzierten, keine
Chance hatten, politische Mehrheits- oder gar Regierungsbildungen zu
beeinflussen. Auf nationaler Ebene blieb ihnen - gleich ob NPD, DVU
oder Republikaner - der Einzug ins Parlament verwehrt. Das hat sich
mit der AfD geändert. Im Zuge der Kemmerich-Wahl sollte nun, so
jedenfalls das Kalkül auch in Teilen von FDP und CDU, der nächste Akt
vollzogen werden. Wäre es bei einem Ministerpräsidenten von Höckes
Gnaden geblieben, hätte sich die AfD fortan als Partei der
bürgerlichen Mitte präsentieren dürfen.(5) FDP und CDU waren offenbar
zur Wahlallianz mit einer politischen Kraft bereit, deren Spitzenmann
gerichtsfest als Faschist bezeichnet werden darf. Weder die Dresdener
Rede Höckes zum Holocaust-Mahnmal als angeblichem "Denkmal der
Schande", noch der Geschichtsrelativismus eines Alexander Gauland, der
den NS als "Vogelschiss" der deutschen Geschichte bezeichnet hatte,
wären fortan ein Hinderungsgrund für eine Mitte-Platzierung. De facto
liefe das darauf hinaus, die antifaschistische Essenz des Artikels 139
GG, zu eliminieren. Regierungsbildungen unter Einschluss der AfD wären
die logische Folge. Das Interregnum im politischen System würde
aufgelöst, indem man die radikale Rechte hoffähig macht und ihr
indirekt Definitionsmacht für den neuen Grundkonsens einer "Erfurter
Republik" überantwortet. Beruhigend ist, dass so viele dieses Manöver
sofort durchschaut haben. Ein Aufstand der demokratischen
Zivilgesellschaft war die Folge.

Ein kalkulierter Tabubruch

Der Versuch, die Kooperation mit der radikalen Rechten salonfähig zu
machen, kam keineswegs überraschend und man fragt sich, weshalb die
r2g-Parteien auf diese Möglichkeit strategisch so wenig vorbereitet
waren. Wer es genau wissen wollte, hätte nur Politiker*innen aus der
zweiten Reihe von FDP und CDU zuhören müssen. "Was können wir dafür,
wenn die AfD unseren Kandidaten wählt", lautet der Standardsatz, mit
der Liberale und Konservative die M-Frage zu beantworten pflegten.
Weil derartige Haltungen unkommentiert blieben, mögen die
Parteispitzen von FDP und CDU in Thüringen wie in Berlin zu der
Annahme verleitet haben, man werde mit Wahl eines bürgerlichen
Kandidaten im Meinungs- und Medienspektrum der Republik durchkommen.

Dass Kemmerich mit Hilfe der AfD Ministerpräsident werden könnte, war
allen handelnden Akteuren klar. Höcke hatte Liberalen und
Konservativen bereits im November 2019 angeboten, eine schwarz-gelbe
Minderheitsregierung zu tolerieren. Umgekehrt hat die FDP auf
kommunaler Ebene schon häufig AfD-Anträge aus "sachlichen Gründen"
unterstützt. Ähnliches gilt für jenen Teil der CDU, der Allianzen
lieber mit der AfD als mit der Linkspartei eingehen würde. Auch
inhaltlich hatten sich im Wahlkampf manche Schnittmengen zwischen AfD,
FDP und CDU abgezeichnet. Polemik gegen angebliche Klimahysterie, die
Rettung des Thüringer Waldes vor Windrädern, Vorbehalte gegen Energie-
und Verkehrswende, Migrationskritik und Steuerbefreiung für
Unternehmen statt Industriepolitik lauteten einige der Stichworte, in
denen sich eine mögliche schwarz-gelb-blaubraune Allianz bereits
andeutete. Dazu passt, dass FDP-Chef Kemmerich seinen
Bundesvorsitzenden Lindner noch vor der Wahl öffentlich vor einem
"Rückfall" in den Sozialliberalismus vergangener Zeiten warnte.

Aus all diesen Gründen hätte man nicht überrascht sein müssen, als
Kemmerich seiner Wahl ohne eine Sekunde des Zögerns zustimmte. Der
Tabubruch ist - vorerst - rückgängig gemacht. Doch er kann, das ist
die dritte Lehre aus den Thüringer Ereignissen, wiedergeschehen. Die
Kräfte, die ihn begangen haben, sind weiter aktiv. Deshalb benötigt
nicht nur Thüringen eine klare Richtungsentscheidung.

Laut aktueller Wahlumfragen könnten r2g derzeit mit einer satten
Mehrheit rechnen. Landes-CDU und Landes-FDP hätten rasche Neuwahlen
hingegen fürchten müssen wie der Teufel das Weihwasser. Die
Christdemokraten würden im zweistelligen Bereich Stimmen verlieren,
die Liberalen fänden sich in der außerparlamentarischen Opposition
wieder. Die Angst vor einem Wahldesaster dürfte letztendlich bei der
CDU den Ausschlag gegeben haben, für einen befristeten Zeitraum die
Rolle der konstruktiven Opposition zu übernehmen und Bodo Ramelow die
Rückkehr ins Amt zu ermöglichen.

Der neue CDU-Fraktionsvorsitzende Voigt verkauft diese Entscheidung
als einen Akt wiedergewonnener staatspolitischer Vernunft. Blickt man
auf die Wochen, die zwischen der Wahl Kemmerichs und dem Comeback
Ramelows lagen, bleiben Zweifel. Thüringens CDU irrlichterte
zeitweilig durch den politischen Raum, als sei ihr jegliche
Orientierung abhandengekommen. In den Abgrenzungsbeschlüssen der
Bundespartei gefangen und von der Furcht vor einem
Zwölf-Prozent-Ergebnis bei Neuwahlen getrieben, konnte sie sich nicht
einmal dazu durchringen, die Ex-Ministerpräsidentin und
CDU-Politikerin Christine Lieberknecht zur Chefin einer
Übergangsregierung zu machen. Ein Angebot, das die CDU nach Ansicht
des FAZ-Herausgebers Jasper von Altenbockum "nicht ausschlagen"
konnte, "es sei denn, sie will den Rest an Glaubwürdigkeit, der ihr
geblieben ist, auch noch verlieren"(6), wurde mit einem unseriösen
Gegenvorschlag abgelehnt. Statt die Gleichsetzung von AfD und
Linkspartei aufzugeben, setzten CDU und FDP alles daran, die
Wirklichkeit ihrer realitätsfernen Hufeisentheorie anpassen zu wollen.

Vor dem Ende der Hufeisentheorie

Glaubwürdigkeit, das ist die vierte Erkenntnis aus den Thüringer
Ereignissen, verlangt den Abschied von eben dieser Hufeisentheorie,
die den Demokraten Ramelow und den völkischen Rechten Höcke auf eine
Stufe stellt. Solche Gleichsetzungen werden in weiten Teilen der
demokratischen Zivilgesellschaft abgelehnt. Nur deshalb konnte ein
Orkan losbrechen, der Kemmerich zum Rücktritt zwang, anschließend auch
die CDU-Parteivorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer, den
Ostbeauftragten der Bundesregierung Hirte und schließlich den
CDU-Landeschef und Fraktionsvorsitzenden Mike Mohring aus ihren Ämtern
fegte. Die Erfurter Demonstration der 18.000, die zehn Tage nach der
Kemmerich Wahl stattfand, vermittelte einen Eindruck von der Breite
und Vielfalt des Protests. Von kirchlichen Würdenträgern bis zu einem
starken Gewerkschaftsblock,(7) von NGOs und Campact bis zu den Omas
gegen rechts, von Antifa-Initiativen bis zu den Mitte-Linksparteien
war ein Spektrum vertreten, das sich nicht alle Tage zu gemeinsamen
Aktionen zusammenfindet. Schon unmittelbar nach dem Wahleklat war es
in zahlreichen Städten - darunter Jena, Erfurt, Berlin und Frankfurt -
zu Demonstrationen gekommen. Selbst im fernen Saarland gab es Protest
auf der Straße. In Jenas Universität hatten hunderte Teilnehmer*innen
einer Vollversammlung den Rücktritt Kemmerichs und sofortige Neuwahlen
verlangt und einen entsprechenden Aufruf unterstützt. An einer
spontanen Protestdemonstration beteiligte sich auch der Präsident der
FSU Walter Rosenthal.

Stärker noch als diese Demonstrationen dürfte FDP und CDU beeindruckt
haben, was ihnen aus der Wirtschaft entgegenschallte. Ein Beispiel:
"Während wir für unsere Thüringer Unternehmen und Institutionen auf
der Optikmesse Photonics West in San Francisco tätig sind, haben wir
von der Wahl Thomas Kemmerichs zum Thüringer Ministerpräsidenten
erfahren. Diese Wahl war offenkundig nur mit Unterstützung einer
rechtsextremen Partei möglich, deren Positionen von Nationalismus und
Fremdenfeindlichkeit geprägt sind. Wir akzeptieren nicht, dass diese
Positionen einen entscheidenden Einfluss auf die Thüringer
Landespolitik nehmen. Um weiteren Schaden von unserem Bundesland und
der Thüringer Wirtschaft abzuwenden, fordern wir Thomas Kemmerich zum
Rücktritt vom Amt des Thüringer Ministerpräsidenten auf. Wir bitten
die Thüringer Landesverbände von Die Linke, CDU, SPD, B90/Grüne und
FDP zu einem Konsens zu finden, der auf demokratischen Werten,
wirtschaftlicher und sozialer Verantwortung und ökologischer Vernunft
beruht."(8) Den noch am 5. Februar verfassten Text unterzeichneten
führende Thüringer Industrievertreter. Ihnen folgten ähnliche
Statements von Spitzenmanagern und Verbandsvertretern aus der gesamten
Republik.

Die Proteste aus der Wirtschaft dürften die CDU-Spitze ins Mark
getroffen haben. Im Land des Exportweltmeisters ist es schlicht
geschäftsschädigend, wenn die radikale Rechte Ministerpräsidenten
mitwählt. Dies vor Augen, wird der Abschied von der Hufeisentheorie
für die CDU/CSU zu einer Grundsatzfrage, die ihren
Volkspartei-Charakter berührt. Dabei geht es allerdings nicht allein
um die Berücksichtigung von Wirtschaftsinteressen. Von italienischen
Marxist*innen hätte man in früheren Zeiten lernen können, beim Kampf
um Hegemonie Entwicklungen in den Kirchen größte Aufmerksamkeit zu
widmen.(9) Hier sei nur angedeutet, was einer genaueren Analyse wert
wäre. Papst Franziskus hat sich in der sozialen und der ökologischen
Frage inhaltlich sehr klar und geradezu radikal positioniert. In der
evangelischen Kirche spielen soziale Gerechtigkeit und ökologisch
inspirierte Wachstumskritik ebenfalls eine gewichtige Rolle. Wenn etwa
der Jenaer Soziologe Hartmut Rosa auf Kirchentagen als Superstar
gefeiert wird, ist das ein Zeichen für tiefgreifende Veränderungen in
einem Spektrum, das einst das natürliche Rekrutierungsfeld für Christ-
und teilweise auch für Sozialdemokraten war. Angela Merkel hat dies
mit ihrem pragmatischen Machtkalkül und ihrem Instinkt für
Verschiebungen in der politischen Mitte klar erkannt. Sie hat die CDU
ansatzweise für diese Veränderungen geöffnet. Hinter diese Öffnung für
zivilgesellschaftliche Vielfalt kann auch ein Friedrich Merz nur
zurück, wenn er den Volkspartei-Charakter der CDU aufs Spiel setzt.
Die Christdemokratie wird Zeit benötigen, um diese Grundsatzfrage zu
klären. Das kann sie am besten in der Opposition - in Thüringen
genauso wie im Bund. Der Abschied vom Hufeisen wird erfolgen - fragt
sich nur, ob nach links oder nach rechts.

Die AfD - aus dem Spiel

Damit sind wir bei einer weiteren Erkenntnis. In Thüringen hat sich
wie unter einem Brennglas gezeigt, was auch auf nationaler Ebene
notwendig ist. Das politische Interregnum im Land muss beendet werden.
Wir benötigen klare Richtungsentscheidungen. In diesem Zusammenhang
ist alles andere als unwichtig, dass die AfD von der politischen
Polarisierung im Land nicht profitieren kann. Deshalb mögen die
Vordenker der radikalen Rechten Höcke für sein taktisches Geschick
loben,(10) insgeheim wird ihnen die Tatsache, dass die Thüringer AfD
in Umfragen bei etwa 25 Prozent verharrt, durchaus Kopfschmerzen
bereiten. Es scheint als habe die Partei ihr Potential ausgeschöpft.
In bundesweiten Umfragen verliert sie an Zustimmung; in Hamburg hat
sie den Einzug ins Parlament nur äußerst knapp geschafft. Bleiben
spektakuläre Wahlerfolge aus, wird das die Fraktionskämpfe im
rechtsradikalen sozialen Block anheizen. Schon zeichnen sich erste
Konfliktlinien ab. Die Werteunion, Sympathisantenverein der AfD in der
CDU, macht Höcke für das Scheitern einer rechtsnationalen Koalition in
Thüringen verantwortlich. Umgekehrt giftet das Höcke-Lager gegen die
ehemaligen Merkelanhänger*innen in der Werteunion. Das taktische Hin
und Her zwischen Sozialpopulismus und radikalem
Wirtschaftsliberalismus wird ebenfalls nicht zur inneren
Stabilisierung des Rechtsaußen-Lagers beitragen. Protestwähler*innen
werden registrieren, dass ihre Wut auf die Etablierten verpufft, weil
die AfD politisch nichts erreicht. In den Auseinandersetzungen, die
auf den Tabubruch folgten, hat die AfD mit ihren taktischen Manövern
keine Rolle gespielt. Stattdessen hat ein gesellschaftlicher
Klärungsprozess über das Wesen und den Gehalt von Demokratie
eingesetzt. Kurzum: Die AfD ist politisch aus dem Spiel.

Von Thüringen zu neuen Mehrheiten im Bund?

Damit das so bleibt, benötigen wir im Osten wie im Westen eine
Auseinandersetzung über die großen Zukunftsfragen der Gesellschaft,
die unter und zwischen Demokraten ausgetragen wird. In Thüringen
sollte r2g aus der Minderheitsregierung daher nicht mehr machen als
sie ist. Diese Regierung hat dringende Regierungsgeschäfte
wahrzunehmen und Neuwahlen vorzubereiten. Da von der CDU abhängig,
sind ihrem Entscheidungsspielraum enge Grenzen gesetzt. Einen
Linksruck wird man von einer solche Regierung wahrlich nicht erwarten
können. Immerhin ist ein Jahr Zeit gewonnen, das es ermöglicht, mit
attraktiven Zukunftsprojekten und klarem Profil in die nächste Wahl zu
gehen. Wo die politischen Konfliktlinien verlaufen, habe ich in einem
früheren Artikel angedeutet.(11) Thüringen braucht, was die gesamte
Republik benötigt - einen sozial ausgewogenen Green New Deal, der sich
an Nachhaltigkeitszielen orientiert. Auf der Grundlage eines
entsprechenden Programms hätten die r2g-Parteien große Chancen, als
Sieger aus Neuwahlen hervorzugehen. Gelänge dies, könnte der Türöffner
für einen Weg gefunden sein, der schließlich auch zum Ende der
Berliner GroKo führen wird. Das Interregnum, das Bonapartistische
Demokratien auszeichnet, lässt sich überwinden, sobald klare
politische Alternativen zur Abstimmung stehen. Deshalb geht es in
Thüringen um sehr viel mehr als "nur" um einen klugen und beliebten
Ministerpräsidenten Ramelow. Es geht um neue Mehrheiten und um eine
Richtungsentscheidungen auch im Bund.

In der Emilia Romagna hat die Sardinen-Bewegung vorgemacht, wie ein
sicher geglaubter Wahlsieg der äußersten Rechten zu stoppen ist. Wird
der Schwung, der vom Aufstand der demokratischen Zivilgesellschaft
ausgeht, genutzt, muss es in der Bundesrepublik erst gar nicht so weit
kommen. Je erfolgreicher es gelingt, die bloße Ablehnung eines "Pakts
mit Faschist*innen" in einen positiven Konsens zugunsten dringend
notwendiger sozialökologischer Transformationsprojekte zu übersetzen,
desto besser ist das für die Zukunft der Gesellschaft und der
Demokratie. Die Gelegenheit, Kräfteverhältnisse grundlegend zu
verändern, ist da. Viele, die gegen den "Handschlag der Schande"
opponiert haben, wollen nicht zurück zum alten Status quo. Sie wollen,
dass sich im Verhältnis von Bürger*innen und Politik etwas ändert. Und
zwar etwas Grundlegendes. Sie wollen teilhaben an wichtigen
Zukunftsentscheidungen. Sie wollen ernst genommen werden, sichtbar
sein, Gehör finden. Das kann der Ausgangspunkt sein, um die gesamte
Republik zu verändern. Strategische Klugheit und politisches Wollen
entscheiden darüber, ob es einem emanzipatorisch-linken Mosaik
gelingt, diese Chance zu nutzen. Käme es dazu, wäre Thüringen fortan
ein Land, das alle kennen - nicht nur aufgrund seiner Prominenten,
sondern wegen der vielen, die sich am 5. Februar 2020 auf den Weg
gemacht haben, um der Demokratie eine Zukunft zu sichern.

PS: Ach ja, da wäre noch die FDP. Einen klugen politischen
Liberalismus könnte die Republik gut gebrauchen. Intellektuelle wie
Lisa Herzog(12) haben bereits vorgedacht, was darunter zu verstehen
ist. Von einer solchen politischen Philosophie sind die real
existierenden Liberalen indes meilenweit entfernt. Kaum zu glauben,
dass die FDP einmal die Partei des großen liberalen Soziologen Ralf
Dahrendorf war. Die heutige FDP benötigt kein Rezo-Video, um sich
selbst zu zerstören. Das besorgt sie schon aus eigener Kraft. An der
neuerlichen Wahl eines Ministerpräsidenten haben die Thüringer
FDP-Abgeordneten erst gar nicht teilgenommen. Damit haben sie
unfreiwillig signalisiert, welche Bedeutung ihre Partei künftig haben
wird. Sie ist - überflüssig!

Pps: Kaum war der neue Damm gegen die radikale Rechte errichtet,
verkündete Bodo Ramelow, er habe einen AfD-Abgeordneten in das
Präsidium des Landtags gewählt. Das geschah ohne Not und wird von
vielen, die sich engagiert haben als Schlag ins Gesicht empfunden.
Viele derartige Fehler darf sich ein linker Ministerpräsident nicht
erlauben, sonst könnte seinem Aufstieg alsbald ein tiefer Fall folgen.


Anmerkungen

(1) Dr. Klaus Dörre ist Professor für Arbeits-, Industrie- und
Wirtschaftssoziologie an der Friedrich-Schiller-Universität Jena und
Mitherausgeber der spw.

(2) Siehe: Klaus Dörre (2019): Bonapartismus von links - die Bedeutung
der Thüringenwahl für progressive Politik, in: spw 6/2019, S. 12-16.

(3) Die Putsch-Rhetorik, wie sie gelegentlich zu hören war, halte ich
für Unfug. Der Wahlakt entsprach demokratischen Regeln.

(4) Siehe: Wolfgang Abendroth (1966): Das Grundgesetz. Eine Einführung
in seine politischen Probleme. Pfullingen: Verlag Günther Neske. Siehe
auch: Dian Schefold: Das Grundgesetz - von links gesehen, in: Die Zeit
vom 28.10.1966.

(5) Die intellektuellen Stichwortgeber der radikalen Rechten setzen
indes alles daran, eben diese politische Mitte als "Verschiebemasse
ohne eigene Standfestigkeit" zu desavouieren. Siehe Benedikt Kaiser
(2020): Notizen zur Wahl in Thüringen (2). In: 

https://sezession.de//62128/notizen-zur-wahl-in-thüringen-2.

(6) Jasper von Altenbockum: Ramelows unwiderstehliches Angebot, in:
Frankfurter Allgemeine vom 18.02.2020.

(7) Besonders auffällig waren die Fahnen vieler Mitglieder der IG BCE!

(8) Als Erstunterzeichner werden namentlich genannt: Stefan Jakobs,
Torsten Poßner, Thomas Bauer. Den Hinweis verdanke ich meinem
Kollegen, dem Physik-Professor Gerhard-Paulus.

(9) Dazu lesenswert: Lucio Magri (2014): Der Schneider von Ulm.
Berlin: Argument-Verlag.

(10) Götz Kubitschek (2020): Höckes Schachzug - drei Anmerkungen, in:


https://sezession.de62123/hoeckes-schachzug-drei-Anmerkungen.

(11) Siehe Fußnote eins sowie: Antje Blöcker/Klaus Dörre/Madeleine
Holzschuh (Hrsg.) (2020): Auto- und Zulieferindustrie in der
Transformation. Berlin: Stiftung Neue Länder. 

https://www.otto-brenner-stiftung.de/stiftung-neue-laender-snl/

(12) Lisa Herzog (2019): Konkrete Demokratie wagen, in: Was stimmt
nicht mit der Demokratie? Eine Debatte mit Klaus Dörre, Nancy Fraser,
Stephan Lessenich und Hartmut Rosa, hrsg. Von Hanna Ketterer und
Karina Becker, Berlin: Suhrkamp, S. 196-202.
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ARBEIT/3034: Berufe im Einzelhandel - systemrelevant, aber auch in besseren Zeiten für viele Beschäftigte nicht empfehlenswert (idw)

Hans-Böckler-Stiftung - 03.04.2020

Berufe im Einzelhandel: systemrelevant, aber auch in besseren Zeiten für
viele Beschäftigte nicht empfehlenswert

Aktuelle Auswertung von Lohnspiegel.de



Würden Sie einem jungen Menschen raten, Ihren Beruf zu ergreifen?
Gut 30.000 Beschäftigte haben diese Frage auf dem Gehaltsportal
Lohnspiegel.de beantwortet. Herausgekommen ist eine lange Liste von
Berufen, die von den Angehörigen des Berufs weiterempfohlen werden - und
eine kurze Liste mit Berufen, von denen die Befragten mehrheitlich
abraten. Ganz oben auf der Negativ-Liste stehen Bankkaufleute, die
offenbar in der Branche keine Zukunft mehr sehen, sowie die beiden
Knochenjobs Berufskraftfahrer/in und Koch/Köchin.

Es folgen gleich drei Berufe aus dem Einzelhandel: Verkäufer/in im
Einzelhandel, Kassierer/in im Einzelhandel und Einzelhandelskaufleute.
Lohnspiegel.de wird vom Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut
(WSI) der Hans-Böckler-Stiftung wissenschaftlich betreut.

"Die meisten Menschen mögen ihren Beruf und identifizieren sich mit ihm",
sagt Dr. Malte Lübker, Experte für Tarif- und Einkommensanalysen am WSI.
"Wir waren deshalb schon überrascht, wie oft Beschäftigte aus dem
Einzelhandel davon abraten, diesen Berufsweg einzuschlagen: Gut 60 Prozent
tun das." (Siehe auch Abbildung 1 in der pdf-Version dieser PM; Link
unten) Die Daten wurden vor Beginn der Coronakrise erhoben, spiegeln also
die aktuelle Gefährdungslage noch nicht wider. Drei Gründe sprechen aus
Sicht der mehr als 1000 Befragten aus Einzelhandelsberufen auch in
besseren Zeiten gegen eine Tätigkeit im Handel: familienunfreundliche
Arbeitszeiten, schlechte Bezahlung und unangenehme Erfahrungen mit
unwirschen oder überheblichen Kunden. Es gebe allerdings auch positive
Stimmen, so Lübker. Etwa von Beschäftigten, die den direkten Kontakt mit
Menschen loben, oder darauf hinweisen, dass es für eine Tätigkeit im
Einzelhandel vergleichsweise geringe Einstiegshürden gibt.

Die Arbeitsbedingungen im Einzelhandel sind im Zuge der Coronakrise in den
Fokus der Öffentlichkeit gerückt, werden aber seit langem von
Arbeitnehmervertretern kritisiert. Im Jahr 2018 waren nach Berechnungen
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) nur noch 36
Prozent der Beschäftigten im Einzelhandel durch Tarifverträge geschützt,
die für geregelte Arbeitszeiten und faire Bezahlung sorgen. Bis zur
Jahrtausendwende wurden Tarifverträge hingegen in der Regel für
allgemein-verbindlich erklärt, das heißt sie galten für alle Unternehmen der
Branche und schafften so faire Wettbewerbsbedingungen. "Seit einigen Jahren
erleben wir einen härteren Wettbewerb, der leider oft auch auf dem Rücken
der Beschäftigten ausgetragen wird", so WSI-Experte Lübker. "Das droht
eine ganze Branche als Arbeitgeber in Misskredit zu bringen". Einige große
Discounter versuchten bereits, sich dem Sog zu entziehen, indem sie mit
überdurchschnittlichen Löhnen um Mitarbeiter werben.

Die Situation im Einzelhandel hat sich mit dem Ausbruch der Coronakrise
noch einmal deutlich verschärft: Beschäftigte im Lebensmittelhandel und
anderen Bereichen der Grundversorgung sind durch Kundenkontakte einem
erhöhten Gesundheitsrisiko ausgesetzt. Viele Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter von Kaufhäusern und Bekleidungsgeschäften sind hingegen
mittlerweile in Kurzarbeit und haben Einkommenseinbußen von bis zu 40
Prozent erlitten. "Die Handelsunternehmen haben in der Krise die Chance,
ihr schlechtes Renommee aufzubessern und sich als verlässliche Arbeitgeber
zu erweisen", sagt Lübker. "Dazu müssen sie auf die beiden drängendsten
Anliegen der Beschäftigten eingehen: Den Gesundheitsschutz konsequent
umsetzen und die Einkommensverluste zumindest teilweise ausgleichen."
Einige Großfilialisten haben bereits gehandelt und stocken das
Kurzarbeitergeld auf 90 bzw. 100 Prozent des Nettoentgelts auf. Die
Gewerkschaft ver.di fordert für die gesamte Branche eine einheitliche
Lösung im Rahmen eines Tarifvertrages.

Wer als Berufseinsteiger die Wahl hat, sollte sich gezielt einen
tarifgebundenen Arbeitgeber suchen, rät der Fachmann. Oder einen Beruf,
der weiter oben auf der Empfehlungsliste steht. Unter den
Ausbildungsberufen schneiden zum Beispiel Mechatroniker/in (93 Prozent
Weiterempfehlung), Fachinformatiker/in (92 Prozent) und Industriekaufleute
(88 Prozent) gut ab. Auch unter Personalsachbearbeitern empfehlen 90
Prozent der Befragten ihren Beruf weiter. Zum Teil noch höhere
Zufriedenheit herrscht unter Befragten in verschiedenen Ingenieur- und
IT-Berufen, die ein Studium voraussetzen (Abbildung 2 in der pdf-Version
dieser PM).

"Die Berufswahl ist natürlich immer in erster Linie eine Frage der
persönlichen Interessen und Stärken", so Lübker. "Unsere Auswertung bietet
nur eine erste Orientierung und kann das persönliche Gespräch mit
Menschen, die schon in dem Beruf arbeiten, nicht ersetzten." Zur
informierten Berufswahl gehört auch eine realistische Einschätzung der
langfristigen Verdienstaussichten. Zu den nicht-kommerziellen
Informationsquellen gehören der Entgeltatlas der Bundesagentur für Arbeit
sowie der Lohn- und Gehaltscheck auf Lohnspiegel.de, der für Beschäftigte
in über 500 Berufen einen individualisierten Gehaltsvergleich anbietet.
Einen Überblick zu den Ausbildungsvergütungen und den Tarifverdiensten
bieten die Seiten des WSI-Tarifarchivs.

Informationen zur Methode

Die Daten des Portals Lohnspiegel.de beruhen auf einer kontinuierlichen
Online-Umfrage unter Erwerbstätigen in Deutschland. Für die Analyse wurden
30.151 Datensätze ausgewertet, die vom 24. September 2019 bis zum 12. März
2020 erhoben wurden. Die Umfrage ist nicht-repräsentativ, erlaubt aber
aufgrund der hohen Fallzahlen detaillierte Einblicke in die
Arbeitsbedingungen in Deutschland. Berücksichtigt wurden nur Berufe, aus
denen sich mindestens 100 Beschäftigte beteiligt haben.
Lohnspiegel.de ist ein Angebot der Hans-Böckler-Stiftung.

Originalpublikation:

Die PM mit Grafiken (pdf):

https://www.boeckler.de/pdf/pm_ta_2020_04_03.pdf

Der Lohn- und Gehaltscheck des WSI-Portals Lohnspiegel.de bietet
individualisierte Vergleichsberechnungen für über 500 Berufe:

https://www.lohnspiegel.de/lohn-und-gehaltscheck-13814.htm

Einen Überblick der Tarifvergütungen in zahlreichen Berufen und Branchen
findet sich auf den Seiten des WSI-Tarifarchivs:

https://www.wsi.de/de/tarifverguetungen-15296.htm

Der Entgeltatlas der Bundesagentur für Arbeit bietet Angaben zu den
mittleren Verdiensten in zahlreichen Berufen, die auf den Meldungen der
Arbeitgeber zur Sozialversicherung beruhen:

https://entgeltatlas.arbeitsagentur.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 03.04.2020
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UNTERNEHMEN/2824: Coronavirus-Pandemie wird sich auch auf die gewerblichen Gründungen auswirken (idw)

Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn - 03.04.2020

Coronavirus-Pandemie wird sich auch auf die gewerblichen Gründungen
auswirken



Die Anzahl der gewerblichen Existenzgründungen ist im vergangenen Jahr -
wie schon in den Vorjahren - geringfügig um 1,6 % gesunken. Dies geht vor
allem auf einen Rückgang bei den Gründungen im Kleingewerbe (- 3,0 %)
zurück. Dagegen stieg die Zahl der wirtschaftlich bedeutsameren
Betriebsgründungen von Hauptniederlassungen weiter leicht an (+ 1,1 %).
Mit einer solchen Gründung sind häufig neue Arbeitsplätze verbunden.

Insgesamt wurden 265.700 gewerbliche Gründungen in 2019 angemeldet.
Zugleich sank die Zahl der gewerblichen Unternehmensschließungen gegenüber
dem Vorjahr um 5,3 % auf 275.600. Insgesamt hat sich der gewerbliche
Existenzgründungssaldo - die Differenz aus Existenzgründungen und
Unternehmensschließungen - im vergangenen Jahr deutlich verbessert.

"Es ist davon auszugehen, dass das Gründungsgeschehen in diesem Jahr
aufgrund der Coronavirus-Pandemie weiter rückläufig sein wird - besonders
jedoch in den Bereichen, in denen krisenbedingt die Nachfrage einbricht",
erklärt Prof. Dr. Friederike Welter (IfM Bonn/Universität Siegen). "In
welchem Ausmaß die Gründungsaktivitäten zurückgehen werden, hängt
allerdings auch von der Dauer der akuten Krise ab: Werden die
Einschränkungen ab Mai sukzessive wieder aufgehoben, werden sicherlich
viele der geplanten Gründungsvorhaben zeitlich verzögert noch umgesetzt.
Hält der Stillstand über mehrere Monate an, führt dies unter Umständen
sogar zu verstärkten Gründungsaktivitäten, weil die Selbstständigkeit eine
Alternative zur Arbeitslosigkeit darstellen kann."

Auch ohne die Folgewirkungen der Coronavirus-Pandemie würde nach
Einschätzungen der IfM-Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Anzahl
der gewerblichen Gründungen in 2020 voraussichtlich weiter abnehmen, weil
in einer Reihe von Gewerken wieder die Meisterpflicht eingeführt wurde und
dadurch Existenzgründungen erschwert werden. Allerdings ist zukünftig eine
höhere Anzahl an Gründungen mit IT-basierten Geschäftskonzepten bzw.
digitalisierbaren Angeboten zu erwarten.

Nach Einschätzung der Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen wird sich
die Coronavirus-Pandemie-Krise auch auf die Überlebensraten neugegründeter
Unternehmen auswirken: Bisher waren nach einem Jahr noch rund 78 % aller
Gründungen und nach fünf Jahren 40 % von ihnen am Markt aktiv. Die
Bestandsfestigkeit variiert jedoch in Abhängigkeit vom Wirtschaftszweig
und von der Unternehmensgröße zum Gründungszeitpunkt. So überlebten
bislang eher Gründungen mit Beschäftigten als solche ohne Mitarbeiter. Die
krisenbedingten Nachfrageeinbrüche werden sich negativ auf die
Bestandsfähigkeit von Gründungen auswirken.


Die aktuellen Zahlen und Tabellen zu den Gründungen und
Unternehmensschließungen im gewerblichen Bereich sind im Statistikbereich
auf der Homepage des IfM Bonn (www.ifm-bonn.org) zu finden.


Weitere Informationen unter:

https://www.ifm-bonn.org/home/newsdetail/?tx_ifmstudies_newsdetail%5Bnews%5D=651&cHash=7a368e7eac2ed5493dc8cceee86bb3c5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1325

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn, 03.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/819: Verantwortlichkeit von Kindern für Schäden im Straßenverkehr (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 2. April 2020

Verantwortlichkeit von Kindern für Schäden im Straßenverkehr



Celle/Berlin (DAV). Auch Kinder unter zehn Jahren können bei einem
Unfall haften. Das Kind muss allerdings einsehen können, dass sein
Verhalten gefährlich war. So musste ein achtjähriges Kind
Schadensersatz und Schmerzensgeld zahlen. Es hatte beim Fahrradfahren
auf einer Promenade über einen längeren Zeitraum nach hinten zu den
Eltern geschaut. Eine Fußgängerin verletzte sich beim Ausweichen
schwer. Dies ergibt sich aus einer Entscheidung des Oberlandesgerichts
Celle vom 19. Februar 2020 (AZ: 14 U 69/19), wie die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
mitteilt.

Während des Sommerurlaubs mit den Eltern fuhr das achtjährige Mädchen
mit dem Fahrrad auf einer Uferpromenade. Die Eltern gingen in Ruf- und
Sichtweite hinter ihrem Kind. Während das Mädchen fuhr, sah es über
einen längeren Zeitraum nach hinten zu den Eltern. Dabei steuerte es
auf eine Fußgängerin zu. Bei dem Versuch, einen Zusammenstoß mit dem
Kind zu verhindern, stürzte sie von der Uferpromenade auf einen etwa
einen Meter darunterliegenden Betonsteg, von dort ins Hafenbecken. Sie
erlitt mehre Brüche und Bänderrisse und musste stationär behandelt
werden. Die Eltern hatten noch versucht, das Kind durch Rufe zu
warnen. Die Fußgängerin verlangte von dem Mädchen und dessen Eltern
Schadensersatz und Schmerzensgeld.

Das Landgericht hatte die Klage der Fußgängerin noch abgewiesen. Das
Oberlandesgericht sprach ihr aber Schadensersatz und Schmerzensgeld in
Höhe von 6.000 Euro zu. Für das Gericht bestand ein Anspruch gegenüber
dem Kind, jedoch nicht gegen die Eltern. Diese hätten ihre
Aufsichtspflicht nicht verletzt. Zwar hafteten Kinder unter sieben
Jahren generell nicht und wenn sie unter zehn Jahren alt seien, auch
nicht für Schäden durch einen Unfall mit einem Kfz. Von sieben bis 17
Jahren hafteten Minderjährige aber für von ihnen verursachte Schäden,
wenn sie "die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche
Einsicht besitzen". Dazu genüge die Fähigkeit des Kinds, zu erkennen,
dass es in irgendeiner Weise für sein Verhalten zur Verantwortung
gezogen werden könne.

Es ging also um die Frage, ob einem altersgerecht entwickelten
achtjährigen Kind, das bereits seit seinem fünften Lebensjahr auch im
Straßenverkehr Fahrrad fährt, bewusst war, dass es während der Fahrt
nach vorne schauen muss und nicht über einen längeren Zeitraum nach
hinten blicken darf. Aufgrund der persönlichen Anhörung des Mädchens
war das Gericht davon überzeugt, dass diesem zum Unfallzeitpunkt
bewusst gewesen sei, dass es ein Fehler war, während des Fahrens über
einen längeren Zeitraum nach hinten geschaut zu haben.

Etwas anderes könne gelten, wenn das Kind sich aufgrund einer
plötzlich auftretenden Situation reflexhaft verhalte. Das sei
beispielsweise der Fall, wenn ein Kind einem Ball auf die Fahrbahn
nachlaufe. Dies sei hier aber nicht der Fall gewesen. Deshalb sei das
Mädchen für die Verletzungen der Fußgängerin verantwortlich und habe
den dadurch entstandenen Schaden zu ersetzen.

Information: www.verkehrsrecht.de
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VERKEHR/818: Verurteilung wegen Falschbeurkundung bei Geschwindigkeitsmessungen (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 2. April 2020

Verurteilung wegen Falschbeurkundung bei Geschwindigkeitsmessungen



Frankfurt/Berlin (DAV). Das Messprotokoll einer
Geschwindigkeitsmessung muss korrekt ausgefüllt werden. Schließlich
ist es die Grundlage für spätere Verwarnungen und Verurteilungen. Wer
es blanko unterschreibt, damit eine andere Person es ausfüllen kann,
begeht Urkundenfälschung. Es droht eine Freiheits- und Geldstrafe.
Dies ergibt sich aus einer Entscheidung des Oberlandesgerichts
Frankfurt/M. vom 02. Januar 2020 (AZ: 2 Ss 40/19). Für die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
wird in der Verurteilung die Bedeutung des Messprotokolls bei der
Geschwindigkeitsmessung deutlich. Betroffene müssten auf deren
Richtigkeit vertrauen dürfen. Die Messungen dürften nun auch nicht
mehr allein von privaten Dienstleistern durchgeführt werden.

Der selbstständige private Dienstleister im Bereich
Geschwindigkeitsmessungen stellte Messgeräte auf, führte die Messungen
durch und nahm eine Vorauswertung vor. Dafür erhielt die Firma eine
Zahlung "pro verwertbarem Fall".

Heute sind Verkehrsüberwachungen durch Private unzulässig. Nach der
ersten Entscheidung zur Unzulässigkeit der Überwachung durch Private
wollten der Dienstleister und der Sachgebietsleiter eines
Ordnungsamts, zuständig für Verkehrsüberwachung, weiter
zusammenarbeiten. Der Ordnungsamtsmitarbeiter versprach sich aufgrund
der Vielzahl der Bußgeldverfahren eine Höhergruppierung. Der
Dienstleister wollte die lukrative Geschäftsbeziehung fortsetzen.

Sie vereinbarten die Fortsetzung des Vorgehens mit der Abweichung,
dass der Ordnungsamtsmitarbeiter dem Dienstleister ein von ihm blanko
unterschriebenes Messprotokoll übergab. Dieses kopierte der
Dienstleister und füllte es bei Einrichtung der jeweiligen Messstellen
aus. Damit wurde dem betroffenen Fahrer, der Behörde und den Gerichten
gegenüber der Eindruck erweckt, dass der Sachgebietsleiter als
Ortspolizei die Messung durchgeführt hatte. Im Weiteren wurden die
Messungen digitalisiert und in elektronischer Form weiterverarbeitet.
Auf dieser Grundlage erging eine Vielzahl von Buß- und Verwarngeldern.

Das Landgericht Kassel verurteilte den Mitarbeiter des Ordnungsamts
wegen Falschbeurkundung im Amt in 17 Fällen zu einer
Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr und drei Monaten auf Bewährung.
Sein "Partner" wurde wegen Beihilfe zu einer Gesamtgeldstrafe von 200
Tagessätzen zu je 65 Euro verurteilt. Gegen die Entscheidung legten
beide Männer Revision ein.

Jedoch ohne Erfolg: Das Oberlandesgericht Frankfurt bestätigte die
Entscheidung der Vorinstanz. Die Messprotokolle bei
Geschwindigkeitskontrollen sind öffentliche Urkunden im Sinne des
Strafrechts, so das Gericht. Sie dienten dazu, Beweiskraft für und
gegen jedermann zu erbringen. Die Verkehrsüberwachung und
Sanktionierung bei Verstößen seien hoheitliche Kernaufgaben. Daher
müssten die Messprotokolle von einem Hoheitsträger im Rahmen seiner
Zuständigkeit erstellt werden. Gerade bei Massenverfahren komme es auf
ein inhaltlich zutreffendes und ordnungsgemäß erstelltes Messprotokoll
an.

Die hohe kriminelle Energie der beiden Angeklagten rechtfertige daher
die Verurteilungen. Die Richtigkeit des Inhalts einer öffentlichen
Urkunde sei besonders geschützt, da nur dort der Inhalt für und gegen
jedermann wirke.

Von dem falschen Messprotokoll Betroffene haben gute Chancen, dagegen
vorzugehen, so die DAV-Verkehrsrechtsanwälte.

 * 
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STANDPUNKT/084: Schluss mit der Repression gegen G20-Gegner*innen (Rote Hilfe)

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 03.04.2020

Schluss mit der Repression gegen G20-Gegner*innen!



Die Hamburger Staatsanwaltschaft setzt die Verfolgung der
Demonstrant*innen, die 2017 bei den Protesten gegen den G20-Gipfel in der
Hamburger Straße Rondenbarg von einem brutalen Polizeiangriff betroffen
waren, ungehemmt fort.

Nachdem im Herbst 2019 die erste Anklageschrift an 19 Aktivist*innen
verschickt wurde, die in einem Massenprozess vor dem Jugendgericht
abgeurteilt werden sollen, folgten seither im Abstand weniger Wochen
weitere Anklagen. In den vergangenen Tagen erhielten erneut acht
Genoss*innen Post, so dass die Zahl der Angeklagten in den nun sieben
bekannten Verfahren auf 77 angestiegen ist.

"Es ist jetzt schon offensichtlich, dass die maßlose staatliche
Verfolgungswut gegen die Anti-G20-Proteste mit den Großprozessen im
Rondenbarg-Komplex einen neuen Höhepunkt anstrebt", erklärte Anja
Sommerfeld vom Bundesvorstand der Roten Hilfe. "Im Moment sind die
Möglichkeiten der Betroffenen, sich mit ihren Anwält*innen zu treffen,
durch die Corona-Pandemie massiv eingeschränkt. Dass gerade jetzt eine
weitere Anklageschrift verschickt wurde, ist ein weiteres Zeichen, wie
rücksichtslos die Repressionsorgane gegen linke Aktivist*innen vorgehen.
Wir müssen auch in den kommenden Wochen mit weiteren Anklageschriften
rechnen und rufen die Betroffenen dazu auf, sich bei Erhalt eines Briefes
umgehend mit der Roten Hilfe in Verbindung zu setzen. Nur durch kollektive
Solidarität können wir den staatlichen Angriffen effektiv widerstehen."

 * 
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Pressemitteilung vom 03.04.2020

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





LATEINAMERIKA/096: Brasilien - Corona als "Strategie Satans und der Medien" (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Corona als "Strategie Satans und der Medien"

von Niklas Franzen



Kirchen sind genauso wichtig wie Krankenhäuser, finden
Brasiliens Evangelikale. Wie der rechte Präsident Bolsonaro schimpfen
sie auf die Schließungen.

(São Paulo, 1. April 2020, taz) - Kirchen, poltert Silas
Malafaia in einem dreiminütigen Videoclip, seien genau so wichtig wie
Krankenhäuser. Täglich kommentiert der bekannteste Pastor Brasiliens
per Webcam das Geschehen und sendet aus seinem Arbeitszimmer in Rio de
Janeiro die frohe Botschaft in die Welt. Fast eine Million Menschen
haben seinen Youtube-Kanal [1] abonniert. Dass Kirchen aufgrund der
Corona-Krise geschlossen wurden, ist für Fromme wie Malafaia ein
Skandal. Die Debatte ist zum Politikum geworden.

Im größten katholischen Land der Welt haben evangelikale Kirchen seit
Jahren regen Zulauf. Laut Berechnungen werden die Evangelikalen im
Jahr 2032 die Mehrheit der Bevölkerung stellen. An fast jeder
Straßenecke finden sich mittlerweile die kleinen Kirchen, oft reichen
ein paar Plastikstühle und ein Mikrophon mit Boxen für ihre
lautstarken und emotionalen Predigten.


Die Bibeltreuen rücken zusammen

Ähnlich wie in den USA gibt es jedoch auch riesige, hochmoderne
Prestigebauten. Im Salomon-Tempel in São Paulo, der sogar einen
eigenen Hubschrauberlandeplatz und ein TV-Studio hat, beten mehr als
10.000 Gläubige in Stadionatmosphäre. Die Gemeinden nehmen auch
zunehmenden politischen und gesellschaftlichen Einfluss und haben mit
einem Zusammenschluss streng-gläubiger Abgeordneter eine
parteiübergreifende Interessenvertretung im Kongress.

In Zeiten der Corona-Krise rücken die Bibeltreuen zusammen. Per Dekret
wurde in vielen Bundesstaaten der Ausnahmezustand verhängt und Kirchen
geschlossen. Während einige Gemeinden ihre Pforten vorübergehend
schlossen und nun Online-Gottesdienste anbieten, ziehen andere gegen
die Maßnahmen offensiv ins Feld - mit Pastor Malafaia an der Spitze.


Alle großen evangelikalen Kirchen haben Bolsonaro
unterstützt

"In dieser Pandemie werden keine Krankenhäuser die Menschen beruhigen,
sondern die Religionen", erklärt Malafaia, Gründer der "Versammlung
Gottes", in einem seiner Videos. Unverantwortlich sei es Kirchen zu
schließen, da sie den Menschen wichtige emotionale Unterstützung
leisteten. Erst nach einem Gerichtsbeschluss ließ er die Türen seiner
landesweit vertretenen Kirchen schließen.

Rückendeckung bekommen die Evangelikalen von Präsident Jair Bolsonaro.
Dieser brachte ein Dekret auf den Weg, das Kirchen als "notwendige
Dienstleistungen" einstuft. Das Dekret wurde nach kurzer Zeit von der
Justiz kassiert, doch die Message Bolsonaros war angekommen: Ich stehe
hinter euch.

"Bei der letzten Wahl haben alle großen evangelikalen Kirchen
gemeinsam einen Kandidaten unterstützt - nämlich Bolsonaro. Das gab es
zuvor noch nie", sagt Andrea Dip, Investigativ-Journalistin des
Enthüllungsmediums Agência Pública [2], der taz.

Bolsonaro, der eigentlich katholisch ist, hatte im Wahlkampf die Nähe
zu den Evangelikalen gesucht. Er ließ sich medienwirksam im Jordan [3]
taufen, war umjubelter Stargast bei evangelikalen Veranstaltungen und
wurde von Pastor Malafaia mit seiner dritten Ehefrau vermählt. Durch
diesen Schachzug konnte sich Bolsonaro die Unterstützung vieler armer
Brasilianer*innen sichern. Denn die Freikirchen sind mit ihren
Heilsversprechen, charismatischen Predigern und spektakulären
Megagottesdiensten gerade in den vom Staat vernachlässigten
Randgebieten beliebt.


Gegen Kommunismus, Homosexualität und Feminismus

Malafaia und Co. inszenieren sich gerne als Anwälte der Armen. "Das
ist ein Marketing-Trick und der einfachste Weg, um neue Mitglieder zu
gewinnen", sagt die Journalistin Dip, die ein Buch über den Einfluss
der Evangelikalen geschrieben hat. In der aktuellen Corona-Krise
stellen sich die Pastoren selbstbewusst hinter Präsident Bolsonaro,
der mit Hinblick auf die drohende Rezession eine Rückkehr zur
Normalität gefordert hatte. Viele Expert*innen rechnen mit einer
Gesundheitskatastrophe für das größte Land Lateinamerikas, sollten
keine Isolationsmaßnahmen ergriffen werden.

Andere Pastoren, wie der ebenfalls landesweit bekannte Edir Macedo
[4], nutzen die Krise geschickt für ihre Zwecke. Der Gründer der
Universalkirche des Königreichs Gottes sagte nicht nur, dass Corona
eine "Strategie Satans und der Medien" sei, um die Menschen in Panik
zu versetzen. Macedo erklärte auch, dass der Glauben die beste Medizin
gegen das Virus sei.

Paulo Junior ging noch weiter: Der Pastor aus São Paulo
schwadronierte, Europa sei das Epizentrum der Pandemie, weil es ein
"post-christlicher Kontinent" sei und dort "Atheismus, Islamismus und
Homosexualismus" herrsche. Laut Dip stehe hinter solchen Aussagen eine
klare Taktik. "Die Kirchen haben drei große Feinde: Kommunismus,
Homosexualität und Feminismus", sagt die Journalistin. "Sie benutzen
alles, was sie als Munition dagegen bekommen können - nun eben das
Corona-Virus."

Und auch finanzielle Interessen treiben viele Pastoren an. Da die
überwiegende Mehrheit der Gläubigen zehn Prozent ihres Einkommens als
Abgabe entrichtet, sind die Kirchen auch ein enormer ökonomischer
Faktor. Sie stehen schon lange im Verdacht, ihre Mitglieder schamlos
auszubeuten und Gelder zu veruntreuen.

In der aktuellen Corona-Krise, die von den Evangelikalen als "Plage"
bezeichnet wird, beziehen sich viele Pastoren auf Stellen in der
Bibel, in denen Gott Menschen gegen Opfergaben von Sünden freispricht.
Die Botschaft vieler Kirchen in der Pandemie: Wenn ihr uns bezahlt,
kriegt ihr kein Corona. Einige Kirchen boten sogar Gottesdienste zur
Massenimmunisierung mit einem "heiligen Öl" an.


Anmerkungen:

[1] https://www.youtube.com/user/SilasMalafaiaOficial

[2] https://apublica.org/

[3] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/brasilien-ueber-alles-und-gott-ueber-allen/

[4] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/das-evangelische-megaunternehmen-das-zusammen-mit-bolsonaro-die-macht-uebernehmen-will/
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SCHACH-SPHINX/07233: Kerker der Schicksalsgöttinnen (SB)

Der Neid ließ ihm kaum Luft zum Atmen. Immer wieder und wieder hatte
er vergebens sich in seiner Kammer darauf vorbereitet, seinem großen
Rivalen einen Denkzettel verpassen zu können. Am Brett versagten ihm
in häßlichster Regelmäßigkeit die Nerven. Der andere war einfach nicht
zu schlagen. Eine Logik, die er nicht begriff, schien jenem zur
zweiten Haut geworden zu sein. Daß er ihn insgeheim bewunderte, ja die
Wahl seiner Züge für musenhaft inspiriert hielt, konnte er sich
allerdings nicht eingestehen. Viel zu sehr brannte in ihm die
Mißgunst. So gingen die Jahre dahin und sein Groll wuchs und wuchs,
konnte nicht gelindert werden, da der andere immer dort Erfolge
feierte, wo er zum Scheitern verdammt war. Unser Schachfreund kam nie
auf den Gedanken, daß es eben gerade dieser Neid war, der sein Gehirn
blockierte, seine Denkfähigkeit herabsetzte. Hätte er sich nur für
einen einzigen Moment in Besonnenheit hingesetzt und überlegt, welchen
Nutzen er selbst aus dem Spiel des anderen für sich ziehen könnte,
vielleicht wäre aus ihm mehr geworden als ein knurrender Hund der
Selbstzerfleischung. Eine menschliche Tragödie, im Grunde die einzige,
die einen Menschen daran hindert, Grenzen zu überschreiten: Stets muß
er sich in Konkurrenz definieren. Dies ist ja auch weniger schwierig
als der Schritt in das Dunkel neuer Potentiale. Also, Wanderer, dumm
ist stets ein anderes Wort für 'gescheit sein wollen', und die
Unterscheidung, die daraus resultiert, nun, sie führt in den
schlimmsten Kerker der Schicksalsgöttinnen. Im heutigen Rätsel der
Sphinx ist Lernstoff enthalten. Wer nicht neidet, wächst zumindest im
Vermögen, andere Schritte einzuleiten als die der selbstgewählten
Enge. Schwarz besaß eine hervorragende Angriffsstellung, und er wußte
sie als solche auch einzusetzen.
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Epstein - Veroci

Lipeck 1968


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schwarz durfte vor Opfern nicht zurückschrecken, um das Remis zu
bewahren. Daher spielte er 1...e6-e5!! 2.Ld4xe5 Kf7-e6 3.Le5-d4 Ke6-d5
4.Ld4-f2 Kd5-e4 5.Kh2-g3 Le2-b5 6.h3-h4 Ke4-e5 7.h4-h5 Lb5-e2 8.Kg3-h4
Ke5-e6 und rettete den halben Punkt. Weiß konnte aus seinen beiden
Mehrbauern keinen Nutzen ziehen, zum Beispiel 9.Kh4-g5 Le2-d1 -
solange die Bauernformation g4-h5 besteht, mußte der schwarze Läufer
die Diagonale d1-h5 im Auge behalten - 10.h5-h6 Ld1-c2! oder 9.g4-g5
Ke6-f5 10.g5-g6 Le2-d1 11.g6-g7 Ld1-b3 usw.
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FORSCHUNG/252: Studie - Viele Menschen wachsen an den Herausforderungen der Krise (idw)

International School of Management (ISM) - 03.04.2020

Psychologische Studie zum Erleben der Corona-Epidemie: Viele Menschen
wachsen an den Herausforderungen der Krise



Die Corona-Krise hat Deutschland fest im Griff, die Lage ist ernst.
Manche Menschen erkranken schwer durch das Virus, die Zahl der Todesfälle
steigt. Alle Menschen müssen lernen, mit den Herausforderungen dieser Zeit,
wie den Ausgangsbeschränkungen, zu leben. Eine Blitzumfrage unter mehr als
1.200 Personen, die Prof. Dr. Nico Rose von der International School of
Management (ISM) in Dortmund durchgeführt hat, bestätigt dieses Bild. Sie
legt aber auch nahe, dass viele Menschen im Angesicht der
Herausforderungen eine Art psychisches Wachstum erfahren.

Die Corona-Krise hat Deutschland fest im Griff, die Lage ist ernst. Manche
Menschen erkranken schwer durch das Virus, die Zahl der Todesfälle steigt.
Personen in helfenden Berufen, aber auch Mitarbeiter im Supermarkt und
anderswo arbeiten bis über die Belastungsgrenze. Viele Unternehmen und
Selbstständige machen sich Sorgen um ihre Existenz. Alle Menschen müssen
lernen, mit den Herausforderungen dieser Zeit, wie den
Ausgangsbeschränkungen, zu leben. Eine Blitzumfrage unter mehr als 1.200
Personen, die Prof. Dr. Nico Rose von der International School of
Management (ISM) in Dortmund durchgeführt hat, bestätigt dieses Bild. Sie
legt aber auch nahe, dass viele Menschen im Angesicht der
Herausforderungen eine Art psychisches Wachstum erfahren.

"Aktuell machen sich die Menschen deutlich mehr Sorgen als vor der Krise,
sie sind weniger fröhlich und gelassen", erklärt Rose. "Das ist allerdings
nur ein Blickwinkel auf die Wirklichkeit. Die Menschen bemerken, dass sie
mit großen Problemen fertig werden, investieren mehr Energie in enge
Beziehungen und gewinnen mehr Klarheit zur Frage, was wirklich wichtig ist
im Leben." Die Ergebnisse der Umfrage deuten außerdem darauf hin, dass
Menschen mehr Mitgefühl entwickeln und hilfsbereiter werden - ein
Eindruck, der sich auch durch die enorme Welle an Solidarität in der
Bevölkerung und der Wirtschaft bestätigen lässt.

"Manche Menschen mögen es als zynisch empfinden, im Angesicht von so viel
Leid auch nur über positive Konsequenzen nachzudenken", fügt der
Wirtschaftspsychologe hinzu. "Andererseits ist das eine der großartigen
Seiten der menschlichen Existenz: Wir können in und an Krisen wachsen.
Unter den richtigen Umständen bringen sie das Beste in uns hervor - und
auch das Beste zwischen den Menschen und in der Gesellschaft an sich." Das
Phänomen ist übrigens eher die Regel als die Ausnahme: Etwa 70 Prozent der
Personen in der Studie beobachten bei sich mindestens ein paar Anzeichen
von Wachstum, lediglich bei 30 Prozent ist das aktuell nicht der Fall.

What went well? Dankbarkeit als Schlüssel

Frauen berichten von deutlich mehr psychischem Wachstum, obwohl sie im
Mittel aktuell auch mehr negative und weniger positive Emotionen
empfinden. Es gibt allerdings eine gravierende Ausnahme: Sie geben zu
Protokoll, dass sie seit dem Beginn der Krise deutlich mehr Dankbarkeit
spüren. Für Männer trifft dies auch zu, aber nicht im gleichen Maße. Das
Empfinden von mehr Dankbarkeit wiederum ist mit weitem Abstand jener
Faktor, der das Erleben von Wachstum und resilientem Verhalten am besten
vorhersagt.

"Wir wissen schon länger, dass Dankbarkeit ein wichtiger Schlüssel zur
Überwindung von Krisen ist", erläutert Nico Rose. "Manche Menschen
schaffen es, immer wieder ganz bewusst den Blick auf das zu richten, was
'trotzdem gut' ist: die stärkenden Beziehungen im Leben, die
Unterstützung, die man erhält, die kleinen und großen Herausforderungen,
die man - trotz allem - kontinuierlich meistert." Ein solcher Blickwinkel
lässt sich übrigens kultivieren. Entsprechende Konzepte sind Teil von
manchen Spielarten der Psychotherapie, beispielsweise zur Behandlung von
Depressionen.

Das Erleben von psychischem Wachstum in der Corona-Krise hängt auch mit
weiteren Faktoren zusammen, unter anderem einigen demographischen
Aspekten: Menschen mit einem tendenziell höheren Einkommen und einer
längeren Bildungshistorie berichten im Mittel von etwas mehr Anzeichen des
Wachstums. Statistisch betrachtet steht der Einfluss dieser Faktoren
jedoch deutlich hinter dem Kultivieren von Dankbarkeit zurück.

Der psychologische Hintergrund: Wohlbefinden ist mehrdimensional
Die meisten Menschen stellen sich psychologisches Wohlbefinden als
einfaches Kontinuum vor, sprich: Manchmal geht es uns richtig gut,
manchmal schlecht, an vielen Tagen normal gut. Die Daten der vorliegenden
Studie und auch früherer Arbeiten deuten allerdings darauf hin, dass das
tatsächliche Erleben vielschichtiger ist. "Man kann sich die Anwesenheit
von psychischem Unwohlsein und psychischem Wohlbefinden besser als
verwandte, aber unabhängige Dimensionen vorstellen - wie in einem
Koordinatensystem. Menschen können folglich psychologische Einschränkungen
erfahren (Stress, negative Gefühle etc.) und gleichzeitig positive
Entwicklungen verspüren (mehr Dankbarkeit, ein Mehr an Klarheit usw.)", so
der Psychologe "Diesem Wachstum in und nach Krisenzeiten wird außerhalb
der Forschung meist zu wenig Beachtung geschenkt."


Hinweise zur Interpretation der Studie

Die Ergebnisse der Studie sollten mit Vorsicht interpretiert werden. Da
die Umfrage über Netzwerke wie Twitter, XING, LinkedIn & Co. erfolgt ist,
hat sie trotz der großen Stichprobe nur einen Ausschnitt der Bevölkerung
erreicht. Sie ist somit nicht repräsentativ, sondern bildet den
tendenziell gut ausgebildeten und monetär stabilen Teil der deutschen
Bevölkerung ab. "Menschen mit unterdurchschnittlichen finanziellen Mitteln
hatten unter Umständen nicht im gleichen Maß die technischen Möglichkeiten
oder die Energie, die Fragen zu beantworten. Ob jene Personen auch
positive Entwicklungen erfahren haben, konnte hier kaum erfasst werden",
sagt Nico Rose. "Vor diesem Hintergrund gilt es, derzeit in besonderem
Maße solidarisch mit jenen Menschen zu sein, die - finanziell betrachtet -
eher 'am Rand der Gesellschaft' stehen."

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution355
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FORSCHUNG/251: Wie sich das soziale Leben und Emotionen durch das Coronavirus verändern (idw)

Stiftung Universität Hildesheim - 03.04.2020

Wie sich das soziale Leben und Emotionen durch das Coronavirus
verändern

Forschung der Uni Hildesheim



Professor Andreas Mojzisch (Sozialpsychologie) und Professor Christina
Bermeitinger (Allgemeine Psychologie) untersuchen den Einfluss des
Coronavirus auf das soziale Leben sowie Verhaltensänderungen und
Veränderungen von Emotionen in der Corona-Pandemie. Im Folgenden lesen Sie
Details zu den zwei Studien.


STUDIE DER SOZIALPSYCHOLOGIE:

Prof. Dr. Andreas Mojzisch, Professor für Sozialpsychologie an der
Universität Hildesheim, führt derzeit in Kooperation mit Kolleginnen und
Kollegen aus China, Italien, Südafrika, Australien, USA, UK und Kanada
eine Online-Studie zum Einfluss des Coronavirus auf das soziale Leben
durch. Mittlerweile haben bereits über 4.000 Probanden an der Studie
teilgenommen.

Der Ausbruch des Coronavirus betrifft derzeit die weltweite Bevölkerung.
Das internationale Forschungsteam möchte untersuchen, wie Menschen dieses
Ereignis wahrnehmen und welchen Einfluss dieses auf ihr soziales Leben
hat. Das Forschungsteam untersucht dabei insbesondere, wie sich die
Bedrohung durch das neue Corona-Virus auf unsere Sozialbeziehungen
auswirkt und welche Rolle es dabei spielt, wie sehr wir uns mit bestimmten
Gruppen, zum Beispiel unseren Freunden oder unseren Nachbarn,
identifizieren.

Die bisherige Forschung hat gezeigt, dass ein Wir-Gefühl als Stresspuffer
wirkt, das heißt uns dabei hilft, mit Bedrohungen besser umzugehen. Aber
gilt dies auch für die Bedrohung durch das Corona-Virus und gilt dies auch
für alle Kulturen? Und könnte ein hohes Wir-Gefühl unter Umständen sogar
negative Effekt haben, weil man sich infolge eines hohen Wir-Gefühls
weniger bedroht fühlt und die aktuelle Lage auf die leichte Schulter
nimmt?

"Unsere Studie steht unter dem Motto: 'Physically apart but socially
together'. Wir sind davon überzeugt, dass eine erfolgreiche Eindämmung der
Ausbreitung des neuen Corona-Virus voraussetzt, dass wir besser verstehen,
wie sich die zwischenmenschlichen Beziehungen in Reaktion auf die
Bedrohung durch das Virus verändern", sagt Professor Andreas Mojzisch.

An der Studie können aktuell noch Personen teilnehmen, dies ist der Link
zur Online-Befragung für das deutsche Sample:

https://ww3.unipark.de/uc/so_corona_german/


STUDIE DER ALLGEMEINEN PSYCHOLOGIE:

Prof. Dr. Christina Bermeitinger von der Forschungsgruppe Allgemeine
Psychologie der Universität Hildesheim hat in Kooperation mit ihrem
chinesischen Kollegen Professor Jin Zheng sowie Partnern aus den U.S.A.
eine Längsschnittstudie zu Beginn der Corona-Pandemie im Zeitraum von
Februar bis März 2020 durchgeführt.

"Es geht um die Frage, inwiefern Pandemie-bedingte Verhaltensänderungen
und Änderungen emotionaler Reaktionen mit der Bewertung des
Krisenmanagements des jeweiligen Landes zusammenhängen", so Professor
Bermeitinger. Inwieweit verändern sich das Verhalten und affektive
Reaktionen im Zuge der Ausbreitung des neuen Coronavirus SARS-CoV-2 und
der Beurteilung des Krisenmanagements? Wie äußert sich Angst emotional,
verändert sich das Verhalten?

Das Forschungsteam verbreitete die Online-Befragung mit einem Katalog von
knapp 70 Fragen über soziale Medien und Messenger Apps an die lokale
Bevölkerung in der Stadt Wuhan in der Provinz Hubei in der Volksrepublik
China sowie in Deutschland und den U.S.A. Von den 846 Teilnehmenden haben
318 Personen die Fragen beider Befragungszeitpunkte vollständig
beantwortet. Fast alle Teilnehmenden waren nicht an COVID-19 erkrankt. Sie
wurden zum Beispiel gefragt, ob sie sich nervöser und ängstlicher fühlen
als sonst, ob sie ihren Mund in den letzten drei Tagen mit einer
Atemschutzmaske bedeckt haben und ob sie vorbeugende Maßnahmen ergriffen
haben, etwa wenn sie befürchteten, dass Türgriffe und Knöpfe in den
Aufzügen die neuartigen Coronaviren übertragen könnten. Außerdem wollte
das Forschungsteam wissen, ob die jeweils befragte Person die
Informationen durch die Gesundheitsbehörden an die Öffentlichkeit in ihrem
Land als vertrauenswürdig einstufen.

"Personen aus allen drei Ländern haben über die wenigen Wochen der
Erhebung ihr Verhalten bedeutsam verändert - die Personen gaben an, dass
sie präventives Verhalten gesteigert haben. Eine bedeutsame Veränderung
der generellen Angst konnten wir bei den teilnehmenden Personen nicht
feststellen. Das Krisenmanagement in den Ländern wurde für beide
Messzeitpunkte und in allen Ländern gleich gut bewertet. Es gab zudem
keinerlei Zusammenhänge zwischen der Bewertung des Krisenmanagements auf
der einen Seite und den Emotionen oder dem Verhalten auf der anderen
Seite. Während jedoch in China über den Februar hinweg die eigene
Anfälligkeit, die Emotionen anderer zu übernehmen (insbesondere bei
öffentlichen Notfällen), abnahm, zeigten die Personen aus Deutschland und
den U.S.A. eine erhöhte Anfälligkeit beim zweiten Erhebungszeitpunkt.
Anfang Februar bestand noch keinerlei Unterschied zwischen den Ländern",
fasst Professor Bermeitinger die Ergebnisse zusammen.

Eine Teilnahme an dieser Studie ist nicht mehr möglich. Die
Forschungsunterlagen sind "open access" im Internet unter dem folgenden
Link frei abrufbar:

https://osf.io/mcn6z/#!




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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MELDUNG/573: Wie viele Menschen wirklich Linkshänder sind (idw)

Ruhr-Universität Bochum - 03.04.2020

Wie viele Menschen wirklich Linkshänder sind



Eines war schon immer klar: Linkshänder sind seltener als Rechtshänder.
Aber wie viele Menschen wirklich die linke Hand bevorzugen, ist erst jetzt
geklärt: 10,6 Prozent beträgt die Linkshänder-Quote. Das ergab die
weltgrößte Untersuchung zu diesem Thema, in der ein Forschungsteam der
Universitäten St. Andrews, Athen, Oxford, Bristol und Bochum Studien zur
Händigkeit von insgesamt mehr als zwei Millionen Menschen auswertete. Die
Ergebnisse sind in der Zeitschrift Psychological Bulletin vom 2. April
2020 veröffentlicht.

Strenge der Kriterien beeinflusst die Quote

Die Häufigkeit der Linkshändigkeit beschäftigt verschiedenste
Forschungsbereiche von der Kognitiven Neurowissenschaft bis hin zu
Evolutionsforschung. Hunderte empirische Untersuchungen drehten sich um
diese Frage; eine groß angelegte, umfassende Überprüfung der Häufigkeit
gab es aber nie.

Für die aktuelle Studie zogen die Forscherinnen und Forscher, zu denen
Privatdozent Dr. Sebastian Ocklenburg von der Fakultät für Psychologie der
Ruhr-Universität Bochum (RUB) gehörte, fünf Meta-Analysen heran, in die
die Daten von insgesamt 2.396.170 Personen eingingen, die in Studien
verschiedene manuelle Aufgaben hatten erledigen müssen. "Wie häufig Links-
und Rechtshändigkeit jeweils sind, hängt dabei auch davon ab, wie streng
die Kriterien dafür sind, die die Autoren anlegen", erklärt Sebastian
Ocklenburg.

Bei Verwendung der strengsten Kriterien sind 9,34 Prozent der Probandinnen
und Probanden linkshändig. Bei Verwendung weniger strikter Kriterien sind
18,1 Prozent nicht rechtshändig. "Die beste Gesamtschätzung liegt bei 10,6
Prozent Linkshändigkeit", so Ocklenburg.

Schreiben ist nicht alles

Normalerweise wird die Händigkeit davon abhängig gemacht, mit welcher Hand
jemand schreibt. Bei der aktuellen Studie berücksichtigte das
Forschungsteam aber die Tatsache, dass etwa neun Prozent der Menschen
verschiedene Hände für verschiedene Aufgaben verwenden. Das sorgte für
genauere Ergebnisse. "Der Anteil der Menschen, die verschiedene Hände für
unterschiedliche Aufgaben nutzen, ist den Daten zufolge fast genauso groß
wie der Anteil linkshändiger Menschen", unterstreicht Autorin Dr. Silvia
Paracchini von der School of Medicine in St. Andrews.

Genaue Einsichten in das Phänomen der Händigkeit tragen dem Forschungsteam
zufolge auch zum Verständnis der Evolution bei. Rechtshändigkeit gilt
gemeinsam mit den Fähigkeiten, Werkzeuge zu nutzen und sich mittels einer
Sprache zu verständigen, sowie mit der funktionellen und anatomischen
Spezialisierung des Gehirns als ein spezifisches Merkmal des Menschen: In
diesen Dingen unterscheidet sich unsere Evolution von der der Affen.


Originalveröffentlichung

Marietta Papadatou-Pastou, Eleni Ntolka, Judith Schmitz, Maryanne Martin,
Marcus R. Munafò, Sebastian Ocklenburg, Silvia Paracchini:

Human handedness: A meta-analysis,

in: Psychological Bulletin, 2020,

DOI: 10.1037/bul0000229

https://psycnet.apa.org/doiLanding?doi=10.1037%2Fbul0000229
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FRAGEN/098: Sportpsychologin Elbe über neue Chancen durch Sport und Gefahren in Zeiten der Corona-Krise (idw) 

Universität Leipzig - 03.04.2020

Zeit für Bewegung nehmen: Sportpsychologin Elbe über neue Chancen durch
Sport und Gefahren in Zeiten der Corona-Krise



Viele Menschen leiden in Zeiten von Ausgangsbeschränkungen und Homeoffice
als Folge der Corona-Krise unter Bewegungsmangel. Der Weg zur Arbeit mit
dem Fahrrad entfällt, Sporteinrichtungen sind geschlossen - der Alltag
bietet weniger Möglichkeiten zur körperlichen Aktivität. Sportpsychologin
Prof. Dr. Anne-Marie Elbe (47) von der Universität Leipzig spricht im
Interview über Gefahren der aktuellen Situation und Möglichkeiten, den
Sport neu für sich zu entdecken. Sie empfiehlt, diese Phase der
Entschleunigung zu nutzen, um den Tagesablauf neu zu strukturieren und in
diesen Bewegung zu integrieren. Sport dürfe dabei aber nicht zur
Ersatzdroge werden, warnt die Expertin.


Frau Prof. Elbe, man hört dieser Tage immer wieder, dass unserer
Gesellschaft Langzeitschäden durch Bewegungsmangel in Zeiten von
Ausgangsbeschränkungen und Homeoffice drohen. Sehen Sie diese Gefahr auch?
Wenn ja, warum?

Es stimmt, dass die Gefahr besteht, dass sich Menschen während einer
Ausgangs- beziehungsweise Kontaktsperre weniger bewegen, da viele
Alltagsaktivitäten, die mit Bewegung verbunden sind, zum Beispiel der Weg
zur Arbeit, entfallen und auch alle Sportangebote momentan nicht
stattfinden und Sporteinrichtungen geschlossen sind. Allerdings eröffnet
eine solche Situation auch die Chance, bestehende Verhaltensmuster zum
Beispiel im Hinblick auf physische Inaktivität und Bewegungsmangel zu
verändern und sich Zeit für Bewegung zu nehmen. Viele Menschen berichten,
dass sie momentan mehr Zeit haben, weniger gestresst und zum Teil sogar
gelangweilt sind. Diese Phase der Entschleunigung kann genutzt werden, um
den Tagesablauf neu zu strukturieren und in diesen Bewegung zu
integrieren. Online gibt es eine Vielzahl verschiedener Sportkurse, an
denen man vom Wohnzimmer aus teilnehmen kann. Hier könnte man mal etwas
Neues ausprobieren, das man bisher nicht kennt, beispielsweise Zumba, Yoga
oder ähnliches. Und, glücklicherweise darf man die Wohnung noch zum
Spazieren gehen, Jogging oder zum Fahrradfahren verlassen. In Bayern oder
auch in Großbritannien werden die Menschen regelrecht ermuntert, sich
täglich an der frischen Luft zu bewegen, was auf Personen motivierend
wirken kann. Und gerade ist das Wetter ja auch wirklich einladend für
Bewegung im Freien.

Sehen Sie dabei aus sportpsychologischer Sicht auch Gefahren?

Es wäre für die Gesundheit gut, wenn diese Zeit genutzt wird, um zu
erkennen, wie wohltuend sportliche Betätigung sein kann. Es geht hier
nicht darum, den Sport als Ersatzdroge zu entdecken, denn das kann im
schlimmsten Fall zu einer Sportsucht führen. Die Forschung zeigt aber,
welche positiven Auswirkungen regelmäßiges, nicht exzessives Sporttreiben
auf die Stimmung hat. Es lenkt von negativen Gedanken ab, kann das
Selbstwertgefühl stärken, depressive Verstimmungen und Angst reduzieren,
die Konzentration steigern und sich positiv auf den Schlaf auswirken. Wenn
Menschen diese Zeit der Ausgangs- beziehungsweise Kontaktsperre nutzen, um
solche Erfahrungen mit sportlicher Aktivität zu sammeln, dann könnten sie,
anstatt zu einem Bier zu greifen, einen Spaziergang um den See oder eine
schöne Fahrradtour machen. Dabei würden sie auch gleichzeitig ihre
Gesundheit stärken und ihr Wohlbefinden steigern.

Wie können vor allem Kinder und Jugendliche dazu motiviert werden, sich
regelmäßig (an frischer Luft) zu bewegen?

Die Sportvereine meiner Kinder bieten seit kurzem ihr Training online an,
was sie und mich sehr begeistert. Ferner macht es Kindern viel Spaß, wenn
sie sich zusammen mit den Eltern bewegen. Dabei sollten bei Kindern vor
allem spielerische Formen zum Einsatz kommen, zum Beispiel ein
Fahrtenspiel, eine Schnitzeljagd oder ein Orientierungs- beziehungsweise
Abenteuerlauf. Jugendliche lassen sich oftmals von Apps begeistern, die
beispielsweise die Schritte zählen oder Entfernungen und weitere Daten
messen. Jugendliche können sich auch für das Sporttreiben in virtuellen
Gruppen organisieren und austauschen.


Weitere Informationen unter:

https://expertendienst.uni-leipzig.de/
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BILDUNG/066: Von Wildkatzen lernen - Naturerlebnisse für zuhause (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - BUND-Ökotipp vom
3. April 2020

Von Wildkatzen lernen: Naturerlebnisse für zuhause



Berlin. Wussten Sie, dass es in Deutschland echte Wildkatzen gibt?
Keine verwilderten Hauskatzen, sondern die Europäische Wildkatze, eine
echte Ureinwohnerin Deutschlands und Europas. Doch in der Natur lassen
sich die scheuen Wildkatzen nur schwer beobachten. Jenny Therese
Kupfer arbeitet für das "Rettungsnetz Wildkatze" des Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND) und weiß, wie Kinder die Wildkatze
in die eigene Wohnung holen können.

"Unsere Wildkatzen-Masken lassen sich leicht selbst basteln und
ausmalen. Kinder können dann wie eine Wildkatze durch das Kinderzimmer
schleichen und ganz nebenbei Unterschiede zwischen der eigenen
Hauskatze und ihren wilden Verwandten herausfinden", erklärt Kupfer.
Wenn Kinder und Jugendliche in diesen Wochen nicht raus können, hilft
der BUND, ein bisschen Natur und Wildnis ins Kinderzimmer zu holen.
Der Umweltverband hat dazu die umfangreiche und kostenlose
Bildungsmappe "Bildung für die Katz" mit Spannendem und Informativem
rund um Wildkatze, Wälder und Artenvielfalt im Angebot. Sie ist für
unterschiedliche Altersstufen geeignet, vom Kindergarten bis zum
Abitur, und legt einen Fokus auf spielerisches und forschendes Lernen.
Kupfer: "Jüngere und ältere Kinder sowie Jugendliche können
beispielsweise mit dem Wildkatzenquiz lernen, in welchen Regionen
Deutschlands sich die Wildkatze wohl fühlt oder auf welche Nahrung sie
angewiesen ist." Der BUND möchte mit diesem Angebot Kindern und
Jugendlichen einen Einblick in das Leben der Europäischen Wildkatze
ermöglichen.

Jenny Therese Kupfer: "Die Europäische Wildkatze ist eine echte
Ureinwohnerin Deutschlands und Europas. Schon lange bevor die Römer
die ersten Hauskatzen mit über die Alpen brachten, streifte sie hier
durch die Wälder. Sie lebt versteckt und zurückgezogen am liebsten in
naturnahen Laubmischwäldern. Äußerlich sieht die Wildkatze den 
grau-braun-getigerten Hauskatzen zwar zum Verwechseln ähnlich, doch 
ist sie ein echtes Wildtier und nicht zähmbar." Ursprünglich in ganz
Deutschland heimisch, leben heute etwa 6.000 bis 8.000 Tiere bei uns,
überwiegend in Mittel- und Süddeutschland.

Hintergrund:

Wildkatzen sind auf weite, naturnahe Wälder angewiesen und verlassen
ihre schützende Deckung nur ungern. Deshalb knüpft der BUND
mittlerweile in elf Bundesländern an einem Rettungsnetz für die
Wildkatze. Das Ziel: Die Europäische Wildkatze soll sich neue
Lebensräume erobern und sich wieder ausbreiten können.
www.bund.net/wildkatze



Weitere Informationen:

Das Bildungsangebot "Bildung für die Katz" kostenlos herunterladen:


www.bund.net/themen/tiere-pflanzen/wildkatze/umweltbildung/bildungsmappe

Auf Seite 51 findet sich eine Kopiervorlage für eine Wildkatzenmaske,
die sich leicht vervielfältigen und ausmalen lässt.

Weitere Bildungsangebote finden Sie hier:

www.bund.net/wildkatzenbildung

Ein Archiv der bisher erschienenen Tipps finden Sie unter:

www.bund.net/bund-tipps/oekotipps

 * 

Quelle:
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AKTION/716: Neue Petition "Europas letzte Urwälder retten!" (ROBIN WOOD)

ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 3. April 2020

Neue Petition: Europas letzte Urwälder retten!

ROBIN WOOD fordert Einsatz von Bundesministerin Klöckner für eine
starke europäische Waldstrategie



ROBIN WOOD mahnt, den Schutz der europäischen Wälder auch während der
Corona-Krise nicht zu vernachlässigen. Die Umweltorganisation startet
heute unter https://www.robinwood.de/urwald eine Online-Petition für
eine starke europäische Waldstrategie. Die Petition richtet sich an
die - für die internationale Waldpolitik zuständige - Bundesministerin
Julia Klöckner. Auf EU-Ebene wird zurzeit an einer neuen Waldstrategie
gearbeitet. Im zweiten Halbjahr 2020 wird Deutschland die
EU-Ratspräsidentschaft übernehmen.

"Während der sechs Monate der Ratspräsidentschaft Deutschlands wird
sich zeigen, ob die EU in der Lage ist, verbindlichen Natur- und
Urwaldschutz zu gewährleisten. Alle europäischen Anstrengungen für den
Klima- und Artenschutz sind nichts als Worthülsen, wenn die Zerstörung
intakter Wälder ungebremst weiter geht und eine europäische
Waldstrategie vorrangig forstwirtschaftliche Interessen bedient.
Bundesministerin Julia Klöckner muss ihre Verantwortung ernst nehmen
und jetzt starke Positionen für den Waldnaturschutz vertreten",
fordert Jana Ballenthien, ROBIN WOOD-Waldreferentin.

Europas Natur- und Urwälder sind in großer Gefahr! Abholzungen,
Raubbau und Korruption führen dazu, dass nur noch etwa 0,7 Prozent der
Wälder Europas unberührt sind. Doch gerade diese intakten und stabilen
Ökosysteme sind im Kampf gegen Klimakrise und Artensterben
unersetzlich. Anders als Wirtschaftswälder, die auf Profit getrimmt
sind, trotzen Naturwälder dem Klimastress, speichern riesige Mengen an
CO2 und beherbergen unzählige Arten.

Zudem führt die massive Entwaldung dazu, dass Lebensräume von
Wildtieren vernichtet werden, wodurch das Risiko der Übertragung neuer
Infektionskrankheiten und von Pandemien steigt. Welche katastrophalen
gesundheitlichen und ökonomischen Folgen dies hat, erlebt die Welt
zurzeit auf drastische Weise durch die Corona-Krise.

Die letzten großen Natur- und Urwaldgebiete der EU liegen in den
Ländern Ost- und Mitteleuropas sowie in Skandinavien - und sie sind
völlig unzureichend geschützt. Allein in Rumänien verschwand in den
vergangenen 15 Jahren etwa die Hälfte der ursprünglichen
Urwaldgebiete. Ganze Bergrücken und riesige Täler wurden durch
Abholzungen unwiederbringlich zerstört. Mehr als jeder zweite
Holzeinschlag geschah nachweislich illegal. Drohungen und Gewalt gegen
Menschen, die sich in Rumänien für den Waldnaturschutz einsetzen, sind
an der Tagesordnung.

Als einer der größten Abnehmer von Holz, Papier und Zellstoff aus Ost-
und Mitteleuropa sowie aus Skandinavien ist Deutschland
mitverantwortlich für den dortigen Raubbau und die Waldzerstörung.

"Deutschland muss starke Signale setzen und seine Wirtschaftskraft
sowie seinen politischen Einfluss nutzen, um den Schutz der letzten
europäischen Natur- und Urwälder zu gewährleisten", fordert
Ballenthien.

Ein Hauptziel einer europäischen Waldstrategie muss es sein, alle
potentiellen Natur- und Urwälder in der EU zügig zu kartieren und
entsprechend unter Schutz zu stellen. Verstöße gegen
Waldnaturschutzvorschriften sind konsequent zu ahnden. Gleichzeitig
muss das Bewahren alter, intakter Wälder finanziell belohnt werden.
Außerdem ist für ausreichend Personal in allen involvierten
Institutionen zu sorgen, damit diese Naturschutzmaßnahmen in der
Praxis auch umgesetzt werden können.



Links:

Petition "Europas letzte Urwälder retten": 

https://www.robinwood.de/urwald

ROBIN WOOD-Kampagne "Rumänische Urwälder schützen": 

https://www.robinwood.de/rum%C3%A4nische-ur-und-naturw%C3%A4lder-sch%C3%BCtzen

Blogbeitrag: "Waldnaturschutz ist Epidemien-Prävention": 

https://www.robinwood.de/blog/waldnaturschutz-ist-epidemien-pr%C3%A4vention

 * 
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INITIATIVE/571: Europäische Bürgerinitiative - Bienen und Bauern retten (BUND MAGAZIN)

BUND MAGAZIN - 1/2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

EUROPÄISCHE BÜRGERINITIATIVE

Bienen und Bauern retten



Am 25. November startete eine neue europäische Bürgerinitiative. Sie
will die chemisch-synthetischen Pestizide bis 2035 aus dem Verkehr
ziehen, Bienen und Ökosysteme retten sowie Bäuerinnen und Bauern beim
Umstieg auf eine umweltfreundliche Landwirtschaft helfen.


Über 100 zivilgesellschaftliche Institutionen aus 17 EU-Ländern
- darunter der BUND - wollen bis September mindestens eine Million
Unterschriften sammeln. Dann muss sich die EU-Kommission mit unseren
Forderungen befassen.

Die Wissenschaft fordert eindringlich einen Systemwandel, um den
Verlust der biologischen Vielfalt zu stoppen. Denn der bedroht auch
unsere Lebensgrundlage. Zugleich drängen ein unfairer Wettbewerb und
mangelnde politische Unterstützung Millionen Höfe vom Markt. Schuld
daran ist eine Agrarpolitik, die auf maximale Intensivierung und
Exportorientierung setzt und so einen ruinösen Wettbewerb anheizt,
zulasten von Mensch und Tier und Natur. Bäuerliche Landwirtschaft - ob
ökologisch oder konventionell - und der Schutz der Natur und
biologischen Vielfalt dürfen in der politischen Debatte nicht
gegeneinander ausgespielt werden. Im Gegenteil: Wir müssen die fürs
Höfe- wie Artensterben gleichermaßen verantwortliche Politik ändern!

Deshalb fordern wir die EU-Kommission auf, diese drei Anliegen
umzusetzen:

1. Den Ausstieg aus synthetischen Pestiziden bis 2035,
beginnend mit den gefährlichsten Giften; als Zwischenziel wollen wir
bis 2030 den Pestizideinsatz um 80 Prozent verringert haben.

2. Die Wiederherstellung der biologischen Vielfalt:
Wiederaufbau der natürlichen Ökosysteme in Agrargebieten, damit die
Landwirtschaft zu einer Quelle der Vielfalt wird.

3. Die Unterstützung der Höfe bei der Agrarwende: Kleinteilige,
vielfältige und nachhaltige Agrarstrukturen und der ökologische Anbau
sind genauso zu fördern wie die Forschung zu einem pestizid- und
gentechnikfreien Anbau.

www.bund.net/ebi-unterschreiben

 * 

Quelle:

BUND MAGAZIN 1/2020, Seite 39
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PROJEKT/003: Besser gewappnet bei Überflutungen in der Stadt (DBU)

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 02.04.2020

Besser gewappnet bei Überflutungen in der Stadt

Dreidimensionale Hochwasser-Risikoanalyse am Stadtmodell Dresden - DBU
gibt 235.000 Euro



Berlin/Dresden. Für Mensch und Umwelt bedeuten Hochwasser erhebliche
Belastungen. Neben den immensen gesundheitlichen Gefährdungen können
große Schäden an Gebäuden oder Industrieanlagen entstehen, Schadstoffe
in die Umwelt gelangen und große Teile kommunaler Infrastruktur
lahmgelegt werden. Um ein besseres Risikomanagement speziell im
besiedelten Raum zu ermöglichen, entwickelten die Firma
virtualcitySYSTEMS (VCS, Berlin) und das Institut für Wasserbau und
Technische Hydromechanik (IWD) der Technischen Universität Dresden
eine Methodik, bei der Entscheidungsträger bei Behörden, Polizei und
Feuerwehren schneller und zielgenauer planen und reagieren könnten.
"Durch den Klimawandel wird es in Deutschland häufigere und schwerere
Überflutungen geben. Je realer die Vorhersage gelingt, desto besser
können Städte und Gemeinden die Bevölkerung informieren und Vorsorge
treffen", sagt Alexander Bonde, Generalsekretär der Deutschen
Bundesstiftung Umwelt (DBU), die das Projekt fachlich und finanziell
mit 235.000 Euro fördere.




[image: Bild: © virtualcitySYSTEMS GmbH]

Dresden fungierte im Projekt als Stadtmodell. Mit der
dreidimensionalen Simulation lässt sich besser untersuchen, wie die
Pfeiler der Elb-Brücken zum Beispiel den Strömungsverlauf des Flusses
beeinflussen können. 

Bild: © virtualcitySYSTEMS GmbH



Bisheriger Stand der Technik: Zweidimensionale Modelle

Verheerende Hochwasser mit Schäden in Milliardenhöhe seien zum
Beispiel infolge des Elbe- und Saalehochwassers im Jahr 2013 oder
durch die Elbe-Flut mit Mulde-Hochwasser im Jahr 2002 entstanden.
Dennoch gerieten Erkenntnisse oder Erfahrungen, die während solcher
Ereignisse gesammelt wurden, wegen der eher längeren hochwasserfreien
Perioden wieder in Vergessenheit oder fehlten in Regionen, die bisher
nicht betroffen waren. "Nach dem bisherigen Stand der Technik nutzen
städtische Umweltämter und Kreisverwaltungen zweidimensionale digitale
Überflutungsszenarien für die Voraussage", erklärt Franz-Peter
Heidenreich, DBU-Fachreferent Kreislaufführung und Bautechnik. Die
räumlichen Charakteristiken solcher Bauten, dazu zählten auch Deiche,
Spundwände und Dämme aus Sandsäcken, könnten bisher nur stark
vereinfacht berücksichtigt werden. Zudem könnten tatsächliche Verläufe
bei einem aktuellen Hochwasserereignis bislang erst nachträglich in
die Datenbank eingefügt werden.




[image: Bild: © Institut für Wasserbau und technische Hydromechanik der TU Dresden]

Mit der fotorealistischen dreidimensionalen Simulations-Darstellung
ist eine Prognose besser erkennbar und damit auch für die
Bürger-Information besser geeignet. 

Bild: © Institut für Wasserbau und technische Hydromechanik der
TU Dresden



Einfluss von Brücken, Deichen und Sandsäcken besser vorhersehen


Projektleiter Dr. Arne Schilling von VCS: "Mit der neuen Methodik
werden erstmals hydronumerische Strömungssimulationen mit komplexen
dreidimensionalen Stadtmodellen, die derzeit für Planungszwecke
verwendet werden, kombiniert." Zum einen sei mit der fotorealistischen
dreidimensionalen Darstellung eine Prognose besser erkennbar und damit
auch für die Bürger-Information besser geeignet. Um das
Risikobewusstsein der Bevölkerung zu schärfen, wurde etwa eine
computergestützte Anwendung entwickelt, die zum Beispiel frühere
Hochwasserstände an ausgewählten Stellen originalgetreu wiedergeben
könne. Zum anderen können die räumlichen Eigenschaften von Bauwerken,
inklusive deren Auswirkungen auf das Strömungsverhalten des Wassers,
besser berücksichtigt werden. "Wir haben als Modell Dresden verwendet
und mit Informationen über die Gewässersohle der Elbe kombiniert. Über
die Elbe führen im Stadtgebiet einige Brücken, deren Pfeiler zum
Beispiel den Strömungsverlauf des Flusses durch Einengungs- und
Aufstaueffekte erheblich beeinflussen können, wenn der Pegel ansteigt.
Diese Einflüsse können wir mit hochgenauen dreidimensionalen
Simulationen nun besser untersuchen", so Schilling.




[image: Bild: © Institut für Wasserbau und technische Hydromechanik der TU Dresden]

Um das Risikobewusstsein der Bevölkerung zu schärfen, wurde eine
computergestützte Anwendung entwickelt, die zum Beispiel frühere
Hochwasserstände an ausgewählten Stellen originalgetreu wiedergeben
kann. 

Bild: © Institut für Wasserbau und technische Hydromechanik der
TU Dresden



Echtzeit-Informationen ermöglichen unmittelbares Reagieren

Bisher sei es darüber hinaus nicht möglich, Abweichungen, die bei
einem aktuellen Hochwasserereignis beobachtet werden, sofort in das
System zu übertragen. Durch Einbeziehen von Echtzeitdaten von
Pegelmessstellen sind Änderungen der Abflussmengen nun einfacher zu
erfassen und Prognosen können angepasst werden. "Es ist ein
praxistaugliches Werkzeug entstanden, das für Analysen vor, während
und nach einem Flusshochwasser eingesetzt werden kann", so Schilling.
Bauliche Maßnahmen gegen Hochwasser könnten in ihrer Wirkung überprüft
und verbessert werden. Ebenso sei es möglich vorherzusehen, welche
Gebäude in welchem Ausmaß beschädigt werden würden. Bereits
vorliegende Strömungssimulationen könnten mit dem Verfahren
nachgebessert werden. Schilling: "Wir haben eine Methodik entwickelt,
die die Einsatzplanung schneller, flexibler und zielgenauer macht."
Das Vorhaben trage zum Erreichen der Ziele der
Hochwasserrisiko-Management-Richtlinie der Europäischen Union bei,
indem es detailliertere Risikoanalysen für ein verbessertes
Hochwasserrisiko-Management ermögliche.



Abschlussbericht:
https://www.dbu.de/OPAC/ab/DBU-Abschlussbericht-AZ-34205_01.pdf

Online-Pressemitteilung: https://www.dbu.de/123artikel38622_2362.html

 * 

Quelle:

DBU-Pressemitteilung, 02.04.2020

Deutsche Bundesstiftung Umwelt
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STADT/519: Natur genießen - aber achtsam (BUND HH)

BUND-Landesverband Hamburg - 2. April 2020

Natur genießen - aber achtsam 

Der BUND Hamburg ruft dazu auf, Hamburgs Grünanlagen und Schutzgebiete
schonend für die Naherholung zu nutzen



Die aktuellen Kontakt- und Ausgangsbeschränkungen führen auch in
Hamburg dazu, dass öffentliche Parkanlagen und Schutzgebiete
intensiver als zu normalen Zeiten genutzt werden. Aus Sicht des BUND
ist das eine große Chance, dass noch mehr Leute Hamburgs
Naturschutzschätze kennenlernen. Hamburg verfügt über 1460 kleine und
große Parkanlagen, die der Öffentlichkeit zugänglich sind. Dies gilt
auch für die Mehrheit der 35 Hamburger Naturschutzgebiete.

Allerdings gibt es bereits Hinweise, dass der Nutzungsdruck in manchen
Gebieten sehr hoch ist und dabei einfache Verhaltensregeln nicht
eingehalten werden. Daher appelliert der BUND Hamburg an die
Besucher*innen, folgende Punkte zu beachten:


	Nutzen Sie gerade in Naturschutzgebieten ausschließlich die ausgewiesenen Wege

	Hunde sind stets an der Leine zu führen und sollten nur auf den dafür ausgewiesenen Auslaufflächen frei laufen

	Keinen Müll zurücklassen



"In der aktuellen Corona-Krise ist es gut und richtig, Hamburgs
Grünanlagen und Schutzgebiete zu besuchen, um einfach spazieren zu
gehen oder Sport zu treiben. Aber jede und jeder sollte darauf achten,
dass die Gebiete und die Natur nicht darunter leiden. Schon die
Beachtung einiger weniger Regeln hilft, damit Vögel ungestört brüten
können oder kein Müll in der Landschaft landet", so Manfred Braasch,
Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

 * 
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WALD/244: Forscher warnen - Artenverlust in Regenwäldern hat dramatischere Folgen als gedacht (idw)

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 30.03.2020

Forscher warnen: Der Artenverlust in Regenwäldern hat dramatischere
Folgen als gedacht



Schon das Verschwinden eines geringen Anteils großer Tierarten könnte
ausreichen, um die Leistungen von Tieren im tropischen Regenwald
deutlich herabzusetzen. Zu diesem Schluss kommen
Senckenberg-Wissenschaftler*innen aktuell im Fachmagain "Nature
Communications" anhand einer Studie fruchtfressender Vögel. Das Team
hatte simuliert, wie sich ökologische Netzwerke zwischen Vögeln und
Pflanzen zukünftig entwickeln könnten und welche Auswirkungen dies für
das Ökosystem hätte. Die Autoren warnen, dass die Folgen des
Aussterbens großer Tierarten unterschätzt werden.




[image: Foto: © Maximilian Vollstädt]

Der Blutbürzelarassari (Aulacorhynchus haematopygus) aus der Familie
der Tukane zählt im Regenwald zu den großen fruchtfressenden Vögeln


Foto: © Maximilian Vollstädt



In den tropischen Regenwäldern wird es immer leerer. Verantwortlich
dafür ist nicht nur das weltweite Artensterben, auch die Anzahl der
Tiere einzelner Arten sinkt durch Bejagung und Zerstückelung der
Lebensräume immer weiter. Besonders hart trifft es die schweren und
großen Arten -diese Tiere sind besonders empfindlich gegenüber
Veränderungen und gehen überproportional stark zurück.
Wissenschaftler*innen des Senckenberg Biodiversität und Klima
Forschungszentrums zeigen, dass der Trend zu kleineren Arten
schwerwiegende Folgen für das Ökosystem haben könnte.

"Dass sich die Lebensgemeinschaften im wahrsten Sinne des Wortes
'verkleinern', beeinträchtigt die Leistungen, die von ökologischen
Netzwerken erbracht werden, dreimal stärker als deren Stabilität. Die
zuerst aussterbenden Arten sind nämlich diejenigen, die einzigartige
Funktionen ausfüllen und damit den Regenwald in seiner bisherigen Form
am Laufen halten," so Dr. Isabel Donoso,
Alexander-von-Humboldt-Stipendiatin und Leiterin der Studie bei
Senckenberg.

Donoso und ihr Team modellierten für acht Gebiete in den Anden, welche
Folgen das Aussterben großer fruchtfressender Vögel hat. Grundlage
ihrer Modelle sind Daten zu den Interaktionen zwischen Vogel- und
Pflanzenarten, die zuvor in den Untersuchungsgebieten in jahrelanger
Kleinarbeit erhoben wurden. Als Maß für die Leistung von Vögeln im
Ökosystem simulierten die Forscher*innen, wie weit die Vögel die Samen
gefressener Früchte ausbreiten konnten. Samenausbreitung ist eine
wesentliche Leistung für das Ökosystem, denn die meisten tropischen
Baumarten sind auf Tiere zur Samenausbreitung angewiesen. Die Studie
quantifiziert damit als eine der Ersten, in welchem Ausmaß
Ökosystemleistungen durch das Aussterben großer Tiere beeinträchtigt
würden.

"Wenn die größten 10 Prozent der fruchtfressenden Vögel aussterben
würden, schrumpft die Distanz, über die die Samen ausgebreitet werden
können, um fast 40 Prozent. Im Gegensatz dazu verändert sich die
strukturelle Stabilität eines ökologischen Netzwerks in weitaus
geringerem Maße: Die Anzahl der Interaktionen zwischen Vögeln und
Pflanzen ginge lediglich um etwa 10 Prozent zurück", konkretisiert Dr.
Matthias Schleuning, Senckenberg Biodiversität und Klima
Forschungszentrum, den Befund der Studie.

Doch was passiert, wenn viele Baumsamen im Regenwald demnächst eher
auf kurzem Weg statt auf der Langstrecke ausgebreitet werden? Die
Samenausbreitung über große Strecken sorgt für den genetischen
Austausch zwischen Waldstücken und erhöht damit dessen
Widerstandsfähigkeit gegenüber Umweltveränderungen. Was noch wichtiger
ist: Je näher ein Samen am Mutterbaum bleibt, desto geringer ist seine
Chance zu keimen und zu wachsen. Da große fruchtfressende Vögel vor
allem große Samen ausbreiten, dürften also vor allem Pflanzen mit
solchen Samen das Nachsehen haben.

"Vermutlich werden die jetzt nachwachsenden Regenwälder anders
zusammengesetzt sein als die Regenwälder von heute. Andere Studien
haben bereits gezeigt, dass die Wälder der Zukunft deutlich weniger
Kohlenstoff speichern könnten", erklärt Donoso. Es wäre daher
kurzsichtig, die Folgen des Aussterbens großer Tiere zu unterschätzen,
appelliert Schleuning: "Wir müssen große Tierarten in Regenwäldern
besser schützen. Das ist die Grundlage dafür, dass unser Klima und wir
alle auch in Zukunft von der Leistung tropischer Regenwälder
profitieren."

Originalpublikation:

Donoso, I., Sorensen, M., Blendinger, P.G., Kisslinkg, D., Neuschulz,
E.-L., Mueller, Th. And Schleuning, M. (2020): Downsizing of animal
communities triggers stronger functional than structural decay in
seed-dispersal networks. Nature Communications, doi:
10.1038/s41467-020-15438-y

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news743877

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 30.03.2020
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FORSCHUNG/591: Bodenlos nachhaltig - Neuartige landwirtschaftliche Pflanzenproduktion mit Wasserwiederverwendung (idw)

ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung - 02.04.2020

Bodenlos
nachhaltig: Neuartige landwirtschaftliche Pflanzenproduktion mit
Wasserwiederverwendung



Hitzerekorde und lang anhaltende Trockenheit setzen der Landwirtschaft
weltweit immer stärker zu. Auch in Deutschland gefährden Dürren
inzwischen eine ertragreiche Ernte. Insbesondere für wasserarme
Regionen und ausgewählte Pflanzen bietet sich ein Anbausystem mit
einer neuartigen Bewässerungstechnologie mit aufbereitetem Abwasser
an. Ergebnisse und konkrete Empfehlungen für die Praxis zu dieser
alternativen landwirtschaftlichen Anbauform mit Wasserrecycling liegen
nun vor.




[image: Foto: © hypowave]

Blick ins Gewächshaus vor der zweiten vollständigen Salaternte

Foto: © hypowave



Ist es möglich, den hohen Wasserverbrauch in der landwirtschaftichen
Pflanzenproduktion durch den Einsatz von recyceltem Abwasser zu
minimieren? Und lassen sich gleichzeitig wertvolle Nährstoffe aus dem
Abwasser im Anbauprozess recyceln und für die Produktion verschiedener
Gemüsesorten und Zierpflanzen nutzen? In dem vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) geförderten Forschungsprojekt HypoWave
haben Wissenschaftler*innen einen Weg gefunden, diese beiden Ziele
miteinander zu vereinen. In einem Gewächshaus hat das
interdisziplinäre Team Salatpflanzen in Pflanzgefäßen ohne Verwendung
von Erde angebaut. In diesem sogenannten hydroponischen Verfahren
werden die Pflanzen über eine Nährlösung versorgt. Im Vergleich zum
herkömmlichen Anbau versickert kein Wasser im Boden und es verdunstet
deutlich weniger. Die Besonderheit: Erstmals wird für diesen
hydroponischen Pflanzenbau aufbereitetes Abwasser verwendet. Es stammt
aus der benachbarten Kläranlage und wird über ein mehrstufiges
Verfahren behandelt und hygienisiert. Gleichzeitig werden aus dem
Abwasser Nährstoffe gewonnen, die für ein gesundes Pflanzenwachstum
notwendig sind. Diese können - wie das Bewässerungswasser selbst - im
Kreislauf geführt werden.

Win-win-Situation für Landwirtschaft und Abwasserbetriebe

"Das Besondere am bodenlosen hydroponischen Pflanzenbau in unserer
Pilotanlage ist, dass wir das ohnehin wassersparende Verfahren durch
den Einsatz von speziell aufbereitetem Abwasser erfolgreich optimieren
konnten", sagt Projektleiter Thomas Dockhorn von der Technischen
Universität Braunschweig. Mit der Verwendung des gereinigten Abwassers
könne nicht nur eine bislang ungenutzte Wasserquelle erschlossen
werden. Die Pflanzen eigneten sich im HypoWave-Konzept auch für die
weitergehende Abwasserreinigung, weil sie Stickstoff und Phosphor
aufnehmen. Dadurch werde ein optimales Pflanzenwachstum bei guter
Nährstoffversorgung erzielt und gleichzeitig das Wasser durch diesen
Nährstoffentzug gereinigt. "Das Pilotprojekt auf dem Gelände der
Kläranlage Hattorf bei Wolfsburg hat uns gezeigt, dass das HypoWave-
Verfahren aufgrund seiner Nachhaltigkeit und Ressourceneffizienz eine
Win-win-Situation für Landwirtschaft und Abwasserentsorger bedeuten
kann", sagt Dockhorn.

Regionale Lebensmittelerzeugung trotz Wasserknappheit

Das HypoWave-Verfahren bietet sich vor allem für den Anbau von
Gemüsesorten wie Gurken, Tomaten, Paprika oder Salat an. Ein möglicher
Einsatzort in Deutschland sind ländliche Gegenden mit regionaler
Wasserknappheit und Kläranlagen ohne nennenswerte industrielle
Einleitung. Hier kann das Verfahren zu einer ganzjährigen regionalen
Gemüseproduktion beitragen. Es ist aber auch für den Anbau in
Regionen, die wie Spanien oder Portugal chronisch von Wassermangel
betroffen sind, interessant. "Für die Umsetzung des
HypoWave-Verfahrens sind jetzt landwirtschaftliche Betriebe mit
Innovationsinteresse gefragt", sagt Projektkoordinatorin Martina
Winker vom ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung.
Möglichkeiten für den Einstieg in diese nachhaltige Pflanzenproduktion
böten sich in Deutschland immer wieder, da Kläranlagen ohnehin
umstrukturierten - etwa, weil sie die vierte Reinigungsstufe einführen
oder aus anderen Gründen einen Umbau ihrer Wasserinfrastruktur
vornehmen müssen. "Hier öffnen sich Gelegenheitsfenster für
Kooperationen zwischen Landwirten und Abwasserbetrieben."

Risikomanagement für erfolgreichen Anbau

Die wichtigste Voraussetzung für einen erfolgreichen Anbau und eine
ertragreiche Ernte sei ein umfassendes Risikomanagement. "Landwirten
stellt sich die Frage, ob ein Risiko mit dem Anbau verbunden ist",
beobachtet Thomas Dockhorn. "Deshalb empfehlen wir schon bei der Wahl
der Kläranlage, darauf zu achten, dass es sich um kommunales Abwasser
ohne größere industrielle Einleitung handelt, damit keine
problematischen Schwermetallkonzentrationen entstehen." Zudem wurde
die mikrobiologische Qualität von Bewässerungswasser und Produkten im
Projekt untersucht. Dabei wurde deutlich, dass keine erhöhte Belastung
aufgrund der Herkunft des Wassers nachgewiesen werden konnte.
Insgesamt empfiehlt das Projekt jedoch ein mehrstufiges
Risikomanagement, beginnend bei Arbeitshygiene und Arbeitsschutz über
zusätzliche Elemente wie eine UV-Bestrahlung des Bewässerungswassers
bis hin zur strikten Trennung von Wasser- und Pflanzensphäre.


Landschaftskonzept für nachhaltige Umsetzung des HypoWave-Verfahrens


Zwei weitere Nachhaltigkeitsaspekte, die ganz grundsätzlich beim Anbau
in Gewächshäusern beachtet werden sollten, wurden im Projekt
untersucht: "Wir haben uns damit beschäftigt, dass die Produktion im
Gewächshaus das Landschaftsbild stören kann, und dass die
'Abschottung' von der Natur durch den Anbau unter Glas oder Folie
Konsequenzen für Ökosysteme haben kann", sagt Martina Winker. "Es ist
deshalb wichtig, dass solche Systeme in landschaftliche
Gestaltungskonzepte und entsprechende Ausgleichsmaßnahmen eingebunden
werden." Im Projekt wurden deshalb auch Empfehlungen entwickelt, wie
das HypoWave-Konzept sowohl ästhetisch als auch mit Blick auf den
Erhalt nachhaltiger Ökosystemleistungen in die Landschaft eingebettet
werden kann.

Ausführliche Informationen zum Forschungsprojekt unter

www.hypowave.de

Das Forschungsprojekt HypoWave

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) unterstützt das
Verbundprojekt "Einsatz hydroponischer Systeme zur
ressourceneffizienten landwirtschaftlichen Wasserwiederverwendung
(HypoWave)" als Teil der Fördermaßnahme WavE. Die Projektpartner im
Forschungsverbund unter der Leitung der Technischen Universität
Carolo-Wilhelmina zu Braunschweig, Institut für Siedlungswasserwirtschaft
(ISWW), sind das ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung, das
Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik IGB,
die Universität Hohenheim (UHOH), das Julius Kühn-Institut (JKI), der
Abwasserverband Braunschweig (AVB), die WEB - Wolfsburger
Entwässerungsbetriebe, ACS-Umwelttechnik GMBH & Co. KG, aquadrat
ingenieure (a2i), aquatectura - studios for regenerative landscapes,
aquatune GmbH, BIOTEC Biologische Naturverpackungen GmbH und Co. KG
sowie Xylem Services GmbH (Xylem). Die etwa dreijährige Laufzeit von
HypoWave endete am 31. Dezember 2019.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hypowave.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news744103

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung - 02.04.2020
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Universität Hohenheim - 31.03.2020


Schaufenster Bioökonomie: Kreislaufwirtschaft statt Phosphor-Krise

Deutsch-chinesisches Graduiertenkolleg an der Universität Hohenheim
und der China Agricultural University in Peking sucht Lösungen für
nachhaltige Phosphor-Nutzung am Beispiel von Maisanbausystemen



Gelingt es nicht, die Ressource Phosphor nachhaltiger zu nutzen,
steuert die Menschheit auf eine ernste Krise zu: Als Nährstoff für
Pflanzen, Tiere und Menschen ist Phosphor unersetzlich. Gelangt er
über Ausscheidungen oder abgestorbenes organisches Material zurück in
die Böden, schließt sich der Kreislauf. Derzeit allerdings kommt die
landwirtschaftliche Produktion weltweit nicht ohne Mineraldünger mit
erheblichen Mengen an zusätzlichem Phosphat aus, das in natürlichen
Lagerstätten abgebaut werden muss. Diese Vorkommen steuern jedoch
ihrer Erschöpfung entgegen und sind zudem weltweit extrem ungleich
verteilt. Auf der anderen Seite kommt es in Gebieten mit hoher
Viehdichte häufig zu Umweltproblemen, weil über Gülle zu viel Phosphat
auf den Feldern ausgebracht wird. Lösungsansätzen für das komplexe
globale Problem erforscht derzeit ein deutsch-chinesisches
Graduiertenkolleg am Beispiel von Maisanbausystemen. Das Ziel: Eine
nachhaltige Kreislaufwirtschaft im Sinn der Bioökonomie. Die
gemeinsame Doktorandenausbildung an der Universität Hohenheim in
Stuttgart und der China Agricultural University (CAU) in Peking wird
seit Oktober 2018 von der DFG gefördert.

Ändert sich die gegenwärtige Wirtschaftsweise nicht, werden die
natürlichen Phosphor-Lagerstätten Schätzungen zufolge in ca. 250-300
Jahren erschöpft sein. Was nach einem vergleichsweise langen Zeitraum
klingt, spüren Landwirte bereits heute an den steigenden Preisen für
Düngemittel.

Und in den kommenden Jahrzehnten könnte sich die Teuerung noch weiter
dramatisch zuspitzen. Denn zunehmend müssen auch Lagerstätten von
minderer Qualität abgebaut werden, die z.B. durch Schwermetalle wie
Cadmium und Uran belastet sein können. Das dort gewonnene Rohphosphat
muss dann zunächst kostenintensiv aufbereitet werden.

Problematisch ist zudem die ungleiche Verteilung der Ressource. Knapp
dreiviertel der bekannten Vorkommen befinden sich in nur einem
einzigen Land der Erde: Marokko. Instabile politische Verhältnisse
dort könnten in Zukunft gravierende Auswirkungen auf den gesamten
Weltmarkt haben.

Phosphor-Krise: Deutsch-chinesische Kooperation nimmt globales
Problem in den Blick

"Wenn wir heute nicht damit anfangen, nach alternativen Lösungen zu
suchen und uns auf den Weg zu einer Kreislaufwirtschaft im Sinn der
Bioökonomie machen, steuern wir auf eine ernste Krise zu", betont
Prof. Dr. Torsten Müller vom Fachgebiet Düngung und Bodenstoffhaushalt
an der Universität Hohenheim und Sprecher des deutsch-chinesischen
Graduiertenkollegs auf deutscher Seite.

Insgesamt 35 Promovierende der Universität Hohenheim und der China
Agricultural University in Peking forschen im Rahmen des gemeinsamen
Ausbildungsprogramms "Adaptation of maize-based food-feed-energy
systems to limited phosphate resources (AMAIZE-P)" genau an solchen
Lösungsansätzen. In gemischten deutsch-chinesischen Tandem-Teams
untersuchen die Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler am
Beispiel von Maisanbausystemen unterschiedliche Ansatzpunkte, um die
knappe Ressource Phosphor so effektiv wie möglich zu nutzen.

Tatsächlich wird China als bevölkerungsreichstes Land der Welt die
Phosphorknappheit in Zukunft besonders stark zu spüren bekommen: Noch
setzt die Volksrepublik auf Abbaugebiete im eigenen Land. Doch diese
dürften bei gleichbleibendem Verbrauch bereits in ca. 35 Jahren
erschöpft sein. Wenn der derzeitige Phosphorbedarf der chinesischen
Landwirtschaft künftig zu 100% auf dem Weltmarkt gedeckt werden muss,
hätte das aber auch Folgen für die restliche Welt: die Preise machen
einen weiteren großen Sprung nach oben.

"Das Paradoxe an der gegenwärtigen Situation ist, dass es sowohl in
Deutschland als auch in China Regionen gibt, in denen Phosphat
geradezu verschwenderisch eingesetzt wird: Dort wo in Deutschland viel
Viehhaltung und Biogaserzeugung betrieben werden, kommt es zu
Umweltproblemen, weil über Gülle und Gärrückstände zu viel Phosphat
auf den Feldern landet. Ähnlich wird in China das Phosphat aus
organischen Quellen bei der Düngerbedarfsermittlung kaum
berücksichtigt, bei gleichzeitig überhöhtem Mineraldüngereinsatz. Die
Böden können den Nährstoff nicht vollständig aufnehmen und er gelangt
in beträchtlichen Mengen in Bäche, Flüsse und Seen. Dies führt zu
einer Eutrophierung, was u.a. eine ausgeprägte Algenblüte zur Folge
haben kann. Außerdem geht Phosphat über Abwasser- und Abfallströme aus
den landwirtschaftlichen Kreisläufen verloren", erläutert Prof. Dr.
Müller.

Beispiel Maisanbau: Interdisziplinäre Lösungsansätze für
vielfältige Szenarien

Obwohl sich die Herausforderungen in Deutschland und China auf den
ersten Blick ähneln, gibt es jedoch auch große Unterschiede. Denn der
Agrarsektor beider Länder ist unterschiedlich strukturiert: Während in
Deutschland größere Betriebe dominieren, ist die chinesische
Landwirtschaft nach wie vor in weiten Teilen kleinbäuerlich geprägt.
Auch die klimatischen Bedingungen beider Länder unterscheiden sich
stark.

"Gerade diese Unterschiede sind für die Forschungskooperation so
wertvoll. Mit parallelen Feldversuchen und ökonomischen Analysen in
Deutschland und in China können wir einen Großteil der Szenarien
abdecken, die sich weltweit stellen. Gerade was unseren
Untersuchungsgegenstand, die Maisanbaukulturen, betrifft, ergänzen
sich die Bedingungen in Deutschland und China geradezu komplementär:
Gemeinsam können wir fast alle Produktionssysteme abdecken, die
weltweit eine Rolle spielen", so Dr. Marco Roelcke, Koordinator des
deutsch-chinesischen Graduiertenkollegs auf deutscher Seite.

Die Kulturpflanze Mais, die weltweit zu den wichtigsten
Grundnahrungsmitteln zählt, ist für den breit angelegten
Forschungsansatz auch aufgrund seiner vielfältigen
Verwertungsmöglichkeiten besonders gut geeignet: Denn Mais dient als
Nahrung für den Menschen, als Futtermittel -in Form von Körnern oder
als Silage -, zur Ölgewinnung und als Biomasselieferant für die
Energiegewinnung oder die Herstellung von Basis-Chemikalien durch
neuartige Konversionsverfahren im Sinn der Bioökonomie.

Überschuss und Mangel ausgleichen

In zwölf interdisziplinären Arbeitsgruppen verfolgen die deutschen und
chinesischen Promovierenden vielfältige Lösungsansätze.

"Ein wichtiger Fokus liegt auf nachhaltigen Düngestrategien und der
Frage, wie überschüssiges Phosphat aus Regionen mit hoher
Viehbesatzdichte, ressourcenschonend in Ackerbauregionen mit
Phosphatmangel transferiert werden kann", erklärt Prof. Dr. Müller.
"Rückblickend war es eine politische Fehlentscheidung, einen
Strukturwandel mit räumlicher Ausdifferenzierung dieser beiden
Wirtschaftsformen zu fördern. Allerdings führt auf absehbare Zeit nun
kein Weg mehr zu den traditionellen Mischbetrieben zurück. Wir müssen
also nach technologischen Lösungen suchen, um mit der bestehenden
Situation umzugehen."

Grundsätzlich können Pflanzen Phosphor nur effizient verwerten, wenn
ihnen zugleich auch alle anderen Nährstoffe, wie z.B. Stickstoff in
ausreichender Menge zur Verfügung stehen. Ein Problem beim Düngen mit
Gülle und Gärrückständen besteht darin, dass Stickstoff und Phosphor
nicht im optimalen Verhältnis zueinander enthalten sind. Der
Überschuss an Phosphat kann von den Pflanzen nicht aufgenommen werden
und geht daher ungenutzt verloren.

Um dieses Problem zu lösen, forschen Arbeitsgruppen des
Graduiertenkollegs an praktikablen Möglichkeiten, Gülle und Gärreste
weiter aufzuarbeiten, um die Stickstoff- und Phosphor-Ströme wieder zu
trennen und diese beiden Nährstoffe optimal zu nutzen. In einer Win-
Win-Situation sollen dabei außerdem auch Energie und Basischemikalien
erzeugt werden.

Neue Maissorten, optimierte Fruchtfolgen, Nährstoffrückgewinnung


Darüber hinaus setzen die deutsch-chinesischen Arbeitsgruppen auch an
ganz anderen Stellschrauben an: Beispielsweise die Züchtung neuer
Maissorten, die den Nährstoff über ihre Wurzeln besser aufnehmen, oder
die Optimierung von Fruchtfolgen, da durch den Wechsel von Mais und
Hülsenfrüchte das Phosphat im Boden besser verfügbar gemacht werden
kann. Weitere Teilprojekte befassen sich mit der Phosphatverwertung im
Verdauungstrakt von Menschen und Nutztieren.

"Auch menschliche Ausscheidungen sind eine Phosphatquelle, die wieder
in den Kreislauf eingespeist werden kann. Aufgrund der aktuellen
Gesetzeslage in Deutschland darf Klärschlamm jedoch kaum noch
unmittelbar auf Felder ausgebracht werden. Wir denken: Klärschlamm ist
besser als sein Ruf - und suchen deshalb auch nach Möglichkeiten, wie
sich das darin enthaltene Phosphat in großen Kläranlagen rückgewinnen
lässt", so Prof. Dr. Müller.

Think Tank: Interdisziplinärer Austausch im Blockseminar

"Für den interdisziplinären Austausch aller Teams sorgt zweimal im
Jahr u.a. ein Blockseminar, das wechselweise in Deutschland und in
China stattfindet: Ein Think Tank, der durch externe Expertinnen und
Experten aus aller Welt bereichert wird. Flankiert wird die
Doktorandenausbildung u.a. mit interkulturellen Trainings,
Karriere-Workshops und zahlreichen weiteren Formaten", berichtet Dr.
Roelcke.

Das vierte Blockseminar fand vom 9.-16. März 2020 an der Universität
Hohenheim und am Unteren Lindenhof in Eningen unter Achalm statt und
stand unter dem Überthema "P-Ernährung und -Rückgewinnung".

"Da aufgrund der Corona-Krise nur diejenigen chinesischen
Promovierenden persönlich anwesend sein konnten, die sich bereits
zuvor in Deutschland aufhielten, lieferten ihre in China verbliebenen
Kolleginnen und Kollegen vertonte PowerPoint-Präsentationen oder 
Video-Dateien, welche dann im Seminar gezeigt wurden. Umgekehrt wurden 
auch sämtliche Vorträge und Diskussionen des Blockseminars 
aufgezeichnet. Von den neu erprobten Formen der digitalen 
Zusammenarbeit werden wir sicher auch in Zukunft profitieren", ist 
Dr. Roelcke überzeugt.

Eng vernetzt ist das Graduiertenkolleg zudem mit dem Programm CHIKOH -
Chinakompetenz Hohenheim: Seit Oktober 2017 stärkt das Programm mit
vielfältigen Angeboten die China-Expertise von Wissenschaftlern und
Studierenden. Mit Exkursionen und Workshops will die Universität
Hohenheim aktiv zum wechselseitigen Transfer zwischen Wirtschaft und
Wissenschaft beitragen. Ein wichtiger Programmpunkt ist der
"Hohenheimer China Dialog" als Austauschplattform für Vertreter aus
Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft aus der Region.

HINTERGRUND: China Agricultural University (CAU), Peking

Die China Agricultural University (CAU) in Peking ist im Bereich
Agrarwissenschaften die führende Universität in Asien und in
weltweiten Rankings immer unter den Erstplatzierten. Wissenschaftler
der CAU forschen und lehren auf den Gebieten Agrarwirtschaft,
Biowissenschaften, Ressourcen, Umwelt, Elektronische
Datenverarbeitung, Informatik, Agraringenieurwesen, Management und
Sozialwissenschaften. Die Universität Hohenheim und die CAU
unterhalten eine der ältesten existierenden deutsch-chinesischen
Universitätspartnerschaften (seit 1979). Im November 2019 wurde das 
40-jährige Bestehen dieser einmaligen Freundschaft in Peking gefeiert.

HINTERGRUND: Wissenschaftsjahr 2020 Bioökonomie

2020 steht das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
ausgerichtete Wissenschaftsjahr im Zeichen der Bioökonomie - und damit
einer nachhaltigen, biobasierten Wirtschaftsweise. Es geht darum,
natürliche Stoffe und Ressourcen nachhaltig und innovativ zu
produzieren und zu nutzen und so fossile und mineralische Rohstoffe zu
ersetzen, Produkte umweltverträglicher herzustellen und biologische
Ressourcen zu schonen. Das ist in Zeiten des Klimawandels, einer
wachsenden Weltbevölkerung und eines drastischen Artenrückgangs mehr
denn je notwendig. Das Wissenschaftsjahr Bioökonomie rückt das Thema
ins Rampenlicht.

Die Bioökonomie ist das Leitthema der Universität Hohenheim in
Forschung und Lehre. Sie verbindet die agrarwissenschaftliche, die
naturwissenschaftliche sowie die wirtschafts- und
sozialwissenschaftliche Fakultät. Im Wissenschaftsjahr Bioökonomie
informiert die Universität Hohenheim in zahlreichen Veranstaltungen
Fachwelt und Öffentlichkeit zum Thema. Im März lautet der monatliche
Themenschwerpunkt: Ressourcen schonen - Kreislaufwirtschaft und
wirtschaftliche Entwicklung

Weitere Informationen

Homepage des Graduiertenkollegs AMAIZE-P:

https://amaize-p.uni-hohenheim.de/en

Zu den Pressemitteilungen der Universität Hohenheim

https://www.uni-hohenheim.de/presse

Text: Leonhardmair

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news743914

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim - 31.03.2020
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Universität Rostock - 02.04.2020

Ein Aufschub von Moorwiedervernässungen würde über Jahrhunderte zu
weiterer Erderwärmung führen



Die positiven Klimaeffekte von Moorwiedervernässung werden durch das
langfristige Einsparen von Kohlendioxid bestimmt, nicht durch die
Freisetzung von Methan. Das zeigt ein Forschungsteam der Universitäten
Rostock und Greifswald mit dem Artikel "Prompt rewetting of drained
peatlands reduces climate warming despite methane emissions" in der
Fachzeitschrift "Nature Communications". Weltweit sei deshalb
schnelles Handeln zur Wiedervernässung von Mooren nötig. Je länger
damit gewartet werde, desto größer sei der Klimaschaden.

Moore sind durch ihre herausragende Kohlenstoff-Speicherkapazität von
höchster Bedeutung für das Klima. Entwässerte Moore geben den über
viele tausend Jahre gespeicherten Kohlenstoff als Kohlendioxid an die
Atmosphäre ab. Wiedervernässung hält diesen Prozess auf und ist daher
weltweit als eine effektive naturbasierte Lösung zum Abmildern des
Klimawandels anerkannt. Sie schafft allerdings wiederum die
Bedingungen für die Freisetzung von Methan. Folglich müssen bei
Entscheidungen zur Moor-Entwässerung oder -Wiedervernässung die
Klimaeffekte von diesen zwei sehr unterschiedlichen Treibhausgasen
gegeneinander abgewogen werden.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler fanden heraus, dass der
Klimaeffekt von bewirtschafteten Mooren vor allem durch Kohlendioxid
bestimmt wird, nicht durch Methan. Methan hat am Anfang zwar eine
stärkere Treibhauswirkung als Kohlendioxid, verschwindet aber auch
wieder relativ schnell aus der Atmosphäre. Im Gegensatz dazu reichert
sich Kohlendioxid immer mehr in der Atmosphäre an. Deswegen sind der
Umfang der Entwässerung sowie der Zeitpunkt der Wiedervernässung eines
Moores entscheidend für den Klimaeffekt. Zu diesem Ergebnis kommt das
Team durch die Analyse der weltweit einzigartigen Datensammlung zu
Moorflächen und Landnutzung in der "Globalen Moor-Datenbank", die am
Greifswald Moor Centrum geführt wird. Auf dieser Grundlage
untersuchten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in einer
Simulation die Auswirkungen verschiedener Nutzungsszenarien. Dabei
berechneten sie die Menge und Klimawirkung der einzelnen abgegebenen
Treibhausgase in der Atmosphäre in Jahresschritten bis zum Jahr 2100.
Dabei zeigte sich: Um eine weitere Klimaerwärmung aufzuhalten, müssten
alle Moore der Welt so schnell wie möglich wiedervernässt werden.

Hintergrund:

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler arbeiten zumeist im
WETSCAPES-Projekt (abgeleitet von "wet" and "landscapes"), das die
biogeochemischen und ökologischen Eigenschaften von wiedervernässten
Mooren untersucht. Es wird mit Mitteln des Europäischen Sozialfond im
Rahmen des Exzellenzforschungsprogramms des Landes
Mecklenburg-Vorpommern
gefördert und läuft momentan an den Universitäten Rostock und
Greifswald.

https://www.wetscapes.uni-rostock.de



Das Greifswald Moor Centrum ist eine Partnerschaft der Universität
Greifswald, der Michael Succow Stiftung zum Schutz der Natur und des
DUENE e.V.

https://www.greifswaldmoor.de

Globale Moor-Datenbank des Greifswald Moor Centrum

https://greifswaldmoor.de/global-peatland-database-en.html

Die Resolution "Conservation and Sustainable Management of Peatlands",
die im März 2019 von der Umweltversammlung der Vereinten Nationen
angenommen wurde, fordert die Mitgliedstaaten und andere Akteure
nachdrücklich dazu auf, der Erhaltung, nachhaltigen Bewirtschaftung
und Wiederherstellung von Mooren weltweit mehr Gewicht beizumessen.

https://papersmart.unon.org/resolution/uploads/k1900729.pdf

Viele Staaten haben bereits die umfassenden Vorteile von gesunden,
nassen
Mooren erkannt und ehrgeizige Wiedervernässungs-Projekte initiiert.


https://www.globalpeatlands.org

https://www.scientificamerican.com/article/rewetting-the-swamp-indonesia-rsquo-s-bold-plan

https://www.iucn-uk-peatlandprogramme.org/uk-strategy

https://www.nature.com/articles/d41586-020-00355-3

Weitere Informationen finden Sie unter

Artikel "Prompt rewetting of drained peatlands reduces climate warming
despite methane emissions" in der Fachzeitschrift "Nature
Communications"

https://www.nature.com/articles/s41467-020-15499-z

https://tinyurl.com/promptrw

http://#peatlands #methane #rewetting #climateprotection #naturebasedsolution

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news744148 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution210
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Viele Saugwürmer in Ruhrseen - Gutes Zeichen für Ökosystem



Parasiten haben einen schlechten Ruf, dabei sind diese unsichtbaren
Lebewesen wichtig für ein gesundes Ökosystem. In den Seen der Ruhr
haben Wissenschaftler des Zentrums für Wasser- und Umweltforschung
(ZWU) der Universität Duisburg-Essen (UDE) überraschend viele Arten
von Trematoden entdeckt. Diese Saugwürmer, die sich in anderen
Lebewesen einnisten, sind ein gutes Zeichen.




[image: Foto: © UDE AG Sures]

Die Abbildung zeigt Larven verschiedener Trematoden aus Schnecken des
Baldeneysees. Mit bloßem Auge sind die Larven kaum zu erkennen.

Foto: © UDE AG Sures



In einem fremden Organismus auf dessen Kosten zu leben, ist in der
Natur weit verbreitet. "Trematoden sind dabei gleich auf mehrere Wirte
angewiesen: Einen Teil ihres komplizierten Lebenszyklus' verbringen
sie als Larven in Wasserschnecken und verlassen sie wieder, um in
einem anderen Lebewesen - zum Beispiel einem Fisch - weiterzuwachsen",
sagt Bernd Sures, Professor für Aquatische Ökologie. "Oft ist auch das
nur eine Zwischenstation: Ein Vogel oder ein anderes Tier frisst den
Fisch und wird dann von den Saugwürmern befallen. Die Wurm-Eier werden
später über den Kot des Endwirts ausgeschieden. Der Kreislauf kann von
Neuem beginnen."

Über 5.500 Wasserschnecken hat Sures' Mitarbeiter Dr. Christian
Selbach mit einem internationalen Team in drei Talsperren (Sorpe-,
Verse-, Hennetalsperre) und zwei Stauseen (Baldeney-, Hengsteysee) der
Ruhr gesammelt. In den fünf häufigsten Schneckenarten, die dort
vorkommen, konnten sie insgesamt 36 verschiedene Arten von
parasitischen Saugwürmern identifizieren. Das hat sie selbst
überrascht. Es ist weltweit die erste groß angelegte Studie zur
Trematoden-Vielfalt in einem vernetzten Süßwassersystem.

"Ein gesundes Ökosystem ist reich an Parasiten", erklärt Sures, warum
man sich über sie freuen sollte. "Sie übernehmen wichtige ökologische
Funktionen: So regulieren sie die Populationen von Zwischenwirten und
Endwirten und strukturieren das Netz von Nahrungsbeziehungen; sie
zeigen an, wie viele andere Tiere in diesem Lebensraum noch vorkommen.
Sie sind Teil der Artenvielfalt und liefern wertvolle Informationen
über den Zustand der Gewässer."

Bei Biodiversität dächten viele Menschen an tropische Regenwälder oder
bunte Korallenriffe, sagen Sures und Selbach. "Dabei machen auch
Parasiten einen großen Teil der biologischen Vielfalt auf Erden aus.
Oft sind sie im Verborgenen zu finden - direkt vor unserer Tür in den
Stauseen und Talsperren der Ruhr."

Die Ergebnisse wurden in Scientific Report veröffentlicht:

https://rdcu.be/b1G22

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1038/s41598-020-59548-5

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news743964

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen - 31.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WETTBEWERB/354: NABU NRW startet Malwettbewerb - Frühling ist, was du draus malst! Einsendeschluss 19.4. (NABU NRW)

NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 3. April 2020

Frühling ist, was du draus malst!

NABU NRW startet Malwettbewerb für Groß und Klein



Düsseldorf - Die Corona-Pandemie stellt die Welt gerade völlig auf den
Kopf. Während draußen der Frühling in vollem Gange ist, sitzen Kinder
und Erwachsene zu Hause und versuchen, sich so gut es geht zu
beschäftigen. Der NABU NRW möchte diese Zeit für alle ein wenig bunter
gestalten und ruft deshalb zu einem Malwettbewerb für Kinder und
Erwachsene auf.

In den nächsten Wochen stellt der NABU NRW verschiedene naturbezogene
Themen unter www.NABU-NRW.de/Malwettbewerb vor. Mit kniffeligen
Rätseln, Mal-Tutorials und auch einigen Vorlagen zum Ausmalen können
alle tiefer in die vielfältige und bunte Natur eintauchen, selber
kreativ werden und ein Bild zum jeweiligen Thema malen. Die besten
eingesendeten Bilder werden mit Preisen belohnt. Also ran an die
Buntstifte oder den Farbmalkasten und los geht's!

Der Malwettbewerb startet mit dem Thema "Unsere Vögel in der Luft und
im Garten". Vögel sind seit jeher die Frühlingsboten der Natur.
Wundervolle Lieder zwitschern sie jeden Morgen von den Dächern der
Häuser oder vom Ast des Gartenbaums. Dabei melden sich die
verschiedenen Vogelarten zu unterschiedlichen Uhrzeiten, geben also
zumeist nacheinander ihre Lieder zum Besten. Diese Abfolge wird auch
als "Vogeluhr" bezeichnet. Während der Hausrotschwanz ein echter
Frühaufsteher ist und bereits weit vor Sonnenaufgang singt, lässt sich
der Buchfink lieber etwas mehr Zeit mit seinen Strophen.

Amsel, Rotkehlchen, Blaumeise oder Zaunkönig - Welches
Familienmitglied hat welchen Lieblingsvogel? Welcher Piepmatz besucht
einen immer beim Lesen auf dem Balkon, oder beobachtet einen beim
Spielen oder Arbeiten im Garten so aufmerksam? Und welche Vögel kann
man eigentlich beim Blick aus dem Fenster sehen? Der NABU NRW freut
sich auf eure Bilder.

Bitte sendet diese bis zum 19. April per E-Mail an Info@NABU-NRW.de.
oder postalisch an den NABU NRW, "Malwettbewerb", Völklinger Str. 7-9,
40219 Düsseldorf.

Am 20. April startet dann bereits das zweite Thema, welches an dieser
Stelle schon einmal verraten werden darf: "Der Wolf und andere Tiere
des Waldes" stehen dann in den Startlöchern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 20/20, 03.04.2020

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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STANDPUNKT/034: Corona-Krise - Gesundheit ist ein universelles Recht, das über dem Profit steht (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Italien vom 2. April 2020

Corona-Krise: Gesundheit ist ein universelles Recht, das 
über dem Profit steht

#UniversellesRechtAufGesundheit - Gesundheit vor Profit - Über den
Gesetzen des Marktes und der Finanzspekulation



Aus verschiedenen Teilen der Welt haben einige Humanisten über den
gegenwärtigen Zeitpunkt nachgedacht und diese Kampagne, die von
Pressenza unterstützt wird, ausgearbeitet.

Gesundheit ist ein universelles Recht.

Es muss über den Gesetzen des Marktes und der Finanzspekulation
stehen.

Mit diesem Appell antworten wir auf die Verantwortung, die wir jetzt
alle übernehmen müssen. Wir werden all unsere Kräfte einsetzen, um
diese Krise zu überwinden. Und wir werden dies nach bestem Wissen und
Gewissen tun: zu Hause bleiben, unsere Arbeit fortsetzen, wenn nötig,
denjenigen, die sich in Schwierigkeiten befinden, auf jede erdenkliche
Weise helfen. Wir werden verantwortungsbewusst handeln und versuchen,
die Menschen um uns herum ebenfalls von unserer gemeinsamen
Verantwortung zu überzeugen.

Wir werden auch dann noch Verantwortung übernehmen, wenn diese schwere
Zeit vorbei ist, und wir werden die Konsequenzen aus der Katastrophe
ziehen müssen, für die Millionen von Menschen zahlen werden -
zusätzlich zum Verlust so vieler Betroffener unter unmenschlichen
Bedingungen - mit sehr ernsten Folgen für unsere Gesundheitssysteme
und die Wirtschaft.

Aber wir fordern auch von Euch, unseren Volksvertretern, den Menschen,
denen wir wichtige Entscheidungen übertragen haben und denen wir auch
unser eigenes Leben und das unserer Lieben anvertrauen, dass Ihr Eure
Verantwortung wahrnehmt.

Wir sind nicht naiv, und wir wissen genau, dass wir hier nicht nur
einen Unfall erleben, der passiert ist, sondern den Preis für völlig
falsche Prioritäten und inakzeptable Entscheidungen zahlen.

Die Gesundheit der Menschen, die wissenschaftliche Forschung und das
Leben selbst wurden anderen Dingen untergeordnet: dem Markt,
finanziellen Entscheidungen und der Huldigung wirtschaftlicher
Parameter, die nichts mit dem Wohlergehen der Gemeinschaft zu tun
haben.

Dieser Virus hat die Widersprüche, die wir erleben, nicht geschaffen,
sondern uns nur geholfen, sie zu erkennen. Heute sind die Konsequenzen
offensichtlich. Es ist nunmehr klar, dass die Mechanismen, die unsere
Gesellschaft bisher geregelt haben, nicht unser Wohlergehen
garantieren und sogar unser Überleben bedrohen.

Die Schwierigkeiten, der Mangel an Koordination, die Langsamkeit und
die Unentschlossenheit, mit denen unsere Regierungen auf diese Notlage
reagiert haben, haben uns deutlich gezeigt, wie sehr ihnen die Hände
durch die Märkte, das Finanzsystem und die Erpressung durch die
globale Wirtschaft gebunden sind. Uns zu sagen, dass dies
unvermeidlich sei, bedeutet das Eingeständnis, dass unsere Demokratie
nicht funktioniert. Und das ist inakzeptabel, unmoralisch und gegen
die menschliche Entwicklung. Wir fordern, dass unsere Regierungen die
Interessen der Menschen und nicht die der Märkte vertreten.

Wir erkennen die Fehler an, die wir gemacht haben. Naiv dachten wir,
dass wenn wir bestimmte wirtschaftliche Konzepte befolgen und uns
einem erpresserischen "freien" Markt unterwerfen, dies uns vor der
Situation bewahren würde, in der sich bereits Millionen von Menschen
in den sogenannten Entwicklungsländer befinden. Aber heute, angesichts
dieser Krise, angesichts der Gefahr neuer Kriege, neuer möglicher
Pandemien und ökologischer Katastrophen, erkennen wir, dass sich
niemand sicher fühlen kann, wenn nicht das Wohlergehen aller
gewährleistet ist, ebenso wie wir erkennen, dass es keine voneinander
getrennten Völker mehr gibt, sondern nur eine große
Menschheitsfamilie.

Die Solidarität untereinander, die gegenseitige Hilfe zwischen
Menschen, Regionen und Staaten, zeigt die Richtung, in die wir uns
bewegen müssen.

Wir werden uns nicht länger von Hasskampagnen manipulieren lassen, die
nur dazu dienen, uns zu spalten.

Keiner von uns ist isoliert, keiner von uns ist entbehrlich und
niemand kann sich alleine retten.

Der Fortschritt für einige wenige ist letztlich der Fortschritt von
niemandem.

Wir fordern daher alle Regierungen unserer Länder dazu auf,
unverzüglich:

- alle nur möglichen Anstrengungen zu unternehmen, um diese Krise zu
überwinden, indem dieser absolute logistische und wirtschaftliche
Priorität eingeräumt wird, bis die Gefahr überwunden ist. Das
menschliche Leben ist der wichtigste Wert von allen.

- die Strukturen des öffentlichen Gesundheitswesens angemessen und
dauerhaft zu stärken, damit sie unseren tatsächlichen Bedürfnissen
entsprechen. Ihr Funktionieren darf nicht länger an Produktivität
gemessen werden, sondern an ihrer Fähigkeit, die öffentliche
Gesundheit und die Prävention zu verbessern. Diese Stärkung sollte
sich auch auf Forschung und Ausbildung von Personal erstrecken.

- massive, angemessene und nicht rückzahlbare Mittel bereitzustellen,
um Einzelpersonen, Familien und produzierende Unternehmen zu
unterstützen, die durch diese Krise stark betroffen sind. Diese Mittel
dürfen unter keinen Umständen durch neue Kürzungen der Ausgaben für
öffentliche Dienstleistungen kompensiert werden, sondern müssen aus
dem Vermögen aufgebracht werden, das sich in den letzten Jahrzehnten
in den Händen einiger weniger Personen, Banken und Hedgefonds
konzentriert hat. Zum Beispiel durch die Besteuerung von spekulativen
Investitionen und die Besteuerung von großen Unternehmen, die derzeit
in den Ländern, in denen sie tätig sind, keine Steuern zahlen. Es ist
dringend notwendig, andere Haushaltsposten zu kürzen, wie z.B.
Militärausgaben, insbesondere Auslandsmissionen und Anschaffung neuer
Gerätschaften und Ausrüstungen.

- einen von der UNO verwalteten internationalen Notfallfond zu
schaffen zur Unterstützung der wirtschaftlich schwächsten Länder (wie
z.B. Subsahara-Afrika), in denen diese Pandemie die verheerendsten
Folgen zu haben droht. Diese Hilfe darf auf keinen Fall in neue
Schulden umgewandelt werden.

Was uns betrifft, so werden wir nicht länger nur passive Zuschauer
sein.

Wir haben das Bedürfnis verspürt, zusammenzukommen und uns selbst tief
im Inneren zu begegnen. Wir haben das Wesentliche im Leben
wiederentdeckt und wir werden es zur Grundlage unserer neuen Existenz
machen. Wir werden unsere Prioritäten ändern und unsere besten
Bestrebungen kultivieren. Wir sind viele, aus allen Generationen und
Kulturen, und unsere Stärke wird so groß sein, dass es nicht mehr
möglich sein wird, uns zu ignorieren.

"Wir sind am Ende einer dunklen historischen Epoche und nichts
 wird so bleiben, wie es war. Nach und nach nähert sich die
 Morgendämmerung eines neuen Tages; die Kulturen werden beginnen,
 sich zu verständigen; die Völker werden eine zunehmende Sehnsucht
 nach Fortschritt für alle spüren, und zwar aus der Erkenntnis
 heraus, dass der Fortschritt für ein paar wenige in einem
 Fortschritt für niemanden endet. Ja, es wird Frieden geben, und man
 wird aus einer Notwendigkeit heraus verstehen, dass eine
 universelle menschliche Nation bereits am Entstehen ist."

 Silo - 2004


Humanisten für #UniversellesRechtAufGesundheit

Kontakt
zur Unterstützung der Kampagne und für weitere Informationen:

salutedirittouniversale@gmail.com


Die Übersetzung aus dem Italienischen wurde von Francesco
Alimena vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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Cercarien verschiedener Trematoden aus Schnecken des Baldeneysees. (A) Echinostoma revolutum. (8) Plagiorchis
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